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Erhalt und Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit des Handwerks, der 
mittelständischen Industrie und 
des Handels, der Gastronomie, der 
freien Berufe und der sonstigen 
Dienstleistungen; Fortschreibung 
des Zukunftsprogramms Mit-
telstand; 
Unterstützung des Mittelstandes in 
seiner Innovationsfähigkeit durch 
Technologietransfer zwischen 
Forschung und Unternehmen, 
durch Förderung von Netzwerken 
und regionalen Clustern sowie 
durch professionelle Beratung; 
Ausbau des Instruments der "In-
novationsgutscheine"; 
gesicherte Finanzierung des Mit-
telstands; noch intensivere Wer-
bung um ausländische Investitio-
nen; 
 

Gezielte Förderung der kleinen 
und mittleren Unternehmen, ins-
besondere bei der Existenzgrün-
dung, bei Liquiditätsengpässen und 
bei der Entwicklung neuer Tech-
nologien; 
grundsätzliche Ablehnung von 
Public-Private-Partnership; keine 
PPP des Landes zulasten des hei-
mischen Handwerks und Mit-
telstands; 
Einrichtung von Forschungshäu-
sern für den Mittelstand als Platt-
formen, auf denen die Zusammen-
arbeit von Forschungseinrichtun-
gen und Unternehmen Projekt 
bezogen gestaltet wird; 
Schaffung eines Tariftreuegesetzes, 
Unterbindung der Wettbewerbs-
verzerrung bei der Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen durch unter 
dem Tarifsatz entlohnte Beschäf-
tigte; 
Förderung der Selbstständigkeit; 
verstärkte Finanzierung der "neuen 
Selbstständigen" mit Mikrokredi-
ten; deutliche Erhöhung des An-
teils aus Landesmitteln zur Förde-
rung der Vergabe von Mikrokredi-
ten, damit kleinere unternehmeri-
sche Projekte nicht an der Finan-
zierung scheitern;  
Einrichtung eines Eigenkapital-
fonds mit Mitteln aus den europäi-
schen Strukturfonds;  
mehr Menschen den Schritt in die 
Selbstständigkeit ermöglichen;  

Ausrichtung weiterhin konsequent 
an den Bedürfnissen kleiner und 
mittlerer Unternehmen; Sicherstel-
lung einer angemessenen Unter-
nehmensfinanzierung; kritische 
Prüfung der Landesbeteiligungen 
unter ordnungspolitischen Ge-
sichtspunkten, in geeigneten Fällen 
Privatisierung; Veräußerung der 
vom Land erworbenen Anteile der 
EnBW im Laufe der nächsten 
Legislaturperiode; Stärkung von 
Mikrokrediten; Verbesserung der 
steuerlichen Rahmenbedingungen, 
insbesondere einfaches und trans-
parentes Steuerrecht; 
Fortschreibung des Zukunftspro-
gramms Mittelstand;  
Ermöglichung einer Ladenöffnung 
an Sonntagen unter Rücksicht auf 
die kirchlichen Feiertage;  
Stärkung der Innovationsfähigkeit 
durch Umsetzung der Empfehlun-
gen des Innovationsrates, Unter-
stützung des Instruments der In-
novationsgutscheine, Beschleuni-
gung des Innovationstransfers; 
Optimierung der Unternehmens-
betreuung; 
Modernisierung des Gaststättenge-
setzes, Realisierung größtmögli-
chen Bürokratieabbaus und Ver-
fahrenseffizienz und der Sicherstel-
lung eines hohen Gesundheits-
schutzes der Gäste; Weiterentwick-
lung der außen Wirtschaftsinitiative 
und der Standortinitiative; 

Wirtschaftsförderung und Verwal-
tung, die GründerInnen fördern 
und bei der Umsetzung ihrer Ideen 
unterstützen; 
Baden-Württemberg zum Grün-
derland machen; auch verstärkt das 
Potenzial der so genannten 
Migrantenökonomie nutzen; 
Einführung eines Grünen Grün-
dung Beratungsscheins, der bei 
vom Land akkreditierten Bera-
tungsstellen unter Eigenbeteiligung 
der Gründer eingelöst werden 
kann; 
intelligente Finanzierungshilfen, 
kleinen Bürgschaften von bis zu 
2.000.000 € und Eigenkapitalpro-
gramme der Bürgerschaftsbank 
und der L.-Bank; Förderung der 
Entstehung regionaler Gründerin-
nen Netzwerk; 
zurückfahren der großzügigen 
deutschen Bürgschaften, die das 
Land und der Bund im Zuge der 
Wirtschaftskrise übernommen 
haben; 
umfassende Reform des deutschen 
Kammerwesens; einheitliche und 
schlanker Organisationsstruktur 
der Kammern; Überprüfung einer 
Reduzierung der regionalen Kam-
mern; 
 

(kein eigenes Kapitel) 
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  Förderung einer Kultur der Selbst-
ständigkeit in Wirtschaft und Ge-
sellschaft; Erhöhung der Grün-
dungsdynamik, Stärkung der In-
strumente zur Förderung der 
Selbstständigkeit; 
Qualifizierung potentieller Grün-
derinnen und Gründer im Sinne 
eines "Unternehmerführerscheins"; 
Fortsetzung der Initiative für Exis-
tenzgründungen und Unterneh-
mensnachfolge; 
 
Public-Private-Partnership: Erhö-
hung der Anzahl der PPP-Projekte, 
auch in den Bereichen Hochschul- 
und Universitätsgebäude, Wasser-
ver- und -entsorgung oder Breit-
bandausbau;  
Evaluierung der bisher laufenden 
Projekte; Ausbau der Projektgrup-
pe "PPP-Task Force"; Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen für 
PPP;  
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Erschließung neuer Wachstums-
felder: nachhaltige Mobilität und 
automobile Zukunft, Umwelttech-
nik und Ressourceneffizienz, IT-
Systeme und -Dienstleistungen 
sowie Gesundheit und Pflege; 
Nutzung dieses Potenzials, damit 
bis zum Ende des kommenden 
Jahrzehnts 500.000 neue Arbeits-
plätze entstehen können; noch 
deutlicherer Zuschnitt der Techno-
logiepolitik auf diese vier Wachs-
tumsfelder; 
sauberes Wachstum schaffen: mit 
„Landesstrategie Umwelttechnik 
und Ressourceneffizienz“ Baden-
Württemberg zum führenden 
Umwelttechnikstandort Europas 
machen; neues Technologie- und 
Innovationszentrum Umwelttech-
nik; 
weiterer Ausbau des IT-Standorts; 
Weiterentwicklung des For-
schungsverbundes "Unterneh-
menssoftware Baden- Württem-
berg"; 
Stärkung des Profils als Medien-
standort; 
Stärkung des Wachstumsbereiches 
Gesundheitswirtschaft; Stärkung 
der bestehenden Wachstumskerne; 

Aktive Industriepolitik im Dialog 
mit allen Beteiligten; vier Säulen: 
Mobilität und Technologie, Infor-
mation und Kommunikation, 
Energie und Umwelt sowie Ge-
sundheitstechnik und Medizin-
technik; 
Organisierung einer besseren Ab-
stimmung der Technologieförde-
rung, Bereitstellung einer besseren 
öffentlichen Finanzierungsstruktur, 
Vorantreiben einer beherzten Inf-
rastrukturpolitik; 
Stärkung der Dynamik der Wirt-
schaft mit verbindlichen umwelt-
politischen Zielvorgaben, markt-
wirtschaftlichen Anreizen, syste-
matischer Unterstützung von 
Markteinführungen und strategi-
scher Nutzung öffentlicher Verga-
beprozesse;  
Verdoppelung der Wohnraumför-
derung des Landes auf 100 Mio €; 
Förderung des Mietwohnungsbaus, 
insbesondere in Groß- und Hoch-
schulstädten;  
Ausrichtung der städtebaulichen 
Förderprogramme auf die Zielset-
zungen "Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung"; 
 

Städtebauförderung: Erhalt auf 
hohem Niveau; Auswertung der 
Instrumente der Städtebauförde-
rung und ihrer Wirkungen; voran-
treiben der nachhaltigen Neustruk-
turierung, Umnutzung und Aufbe-
reitung von Brachflächen; Stabili-
sierung bestehender Gewerbege-
biete, bessere Koordinierung und 
Aufwertung; ganzheitliche ökologi-
sche Erneuerung insbesondere 
durch die Erhöhung der Energieef-
fizienz im Altbaubestand; Zusam-
menfassung der Zuständigkeit für 
alle Städtebauförderprogramme im 
Wirtschaftsministerium; 
Wohnraumförderung: Abbau von 
Hindernissen für die Finanzierung 
und Investitionen bei der Schaf-
fung von Mietwohnungen; Ver-
hinderung von unverhältnismäßi-
gen und kostentreibenden Anfor-
derungen im Wohnungsbau; Schaf-
fung der Möglichkeit, bei energeti-
schen Sanierungen die Mieten 
unter Berücksichtigung der Ein-
sparung von Energiekosten ange-
messen anzupassen; Anpassung 
der öffentlichen Wohnraumförde-
rung an die Rahmenbedingungen 
und den Bedarf; stärkere Berück-
sichtigung des Schwerpunkts der 
Familienförderung; Zusammen-
führung der bestehenden Förder-
programme für Wohnraum, Städ-
tebau, Denkmalschutz und ländli-
chen Raum; 

ökologische Umgestaltung des 
Industriestandortes:  
Grüner Automobil Standort: Ver-
netzung der Forschung zu neuen 
Antriebs- und Energiespeicher-
technologien und der Batteriefor-
schung und Voranbringen ihrer 
Entwicklung; Erweiterung der 
Ziele der neu gegründeten Landes-
agentur für Elektromobilität; Ent-
wicklung ökologischer Leitbilder 
für die Autobranche mit führenden 
Automobilunternehmen, Gewerk-
schaften, Umweltgruppen und 
Verbraucherverbänden; Modellre-
gion für vernetzte Mobilität; zügi-
ger Ausbau der Infrastruktur für 
Gütertransporte; 
engere Verzahnung von Maschi-
nenbau und Ressourcen sparenden 
Technologien; 
grüne Informationstechnik: Maß-
nahmen gegen stark streikenden 
Energieverbrauch für Informati-
onstechnik; 
Entwicklung zur europäischen 
Musterregion beim Klimaschutz; 
Baden-Württemberg zum Vorreiter 
nachhaltiger Energieversorgung 
machen; Energie Wende und Fest-
halten am geschlossenen Atomaus-
stiegsfahrplan; (s. Umwelt und 
Energie)  
Verstärkung der Wettbewerbsfä-
higkeit regionaler Dienstleistungen 
und Wirtschaftskreisläufe; verläss-
liche Unterstützung der Kommu-
nen durch das Land über das � 

Sozial ökologischer Umbau der 
Wirtschaft; Zukunfts- Investiti-
onsprogramm von 5 Mrd €; Stär-
kung der öffentlichen Daseinsvor-
sorge, Rekommunalisierung bereits 
privatisierter Bereiche, Ausbau des 
ÖPNV, Verbesserung der Ge-
sundheitsversorgung, Investitionen 
in Bildung und Soziales; Voran-
bringen des ökologischen Umbaus, 
Ausbau von regenerative Energien 
und energetischer Gebäudesanie-
rung, Erforschung neuer Techno-
logien; Stärkung der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie, Ausbau 
von Kindertagesstätten und Hor-
ten, Verbesserung der Situation der 
Erzieherinnen und Erzieher; aktive 
Bekämpfung der Jugendarbeitslo-
sigkeit, Ausbildungsplatzgarantie 
für erwerbslose Jugendliche, Erhö-
hung der Zahl der Ausbildungs-
plätze im öffentlichen Sektor, 
Ausbildungsumlage zur Finanzie-
rung neuer Ausbildungsplätze; 
Umwandlung der Rüstungsproduk-
tion im Land in zivile Produktion; 
Einrichtung eines Zukunftsfonds 
von 5 Mrd €, um Betrieben Bürg-
schaften und günstige Kredite zu 
gewähren, um Arbeitsplätze zu 
sichern, andererseits den dringend 
notwendigen sozial ökologischen 
Umbau der Wirtschaft voranzu-
treiben; Verwaltung durch landes-
weite beziehungsweise jeweils regi-
onal zu gründende Wirtschafts- 
und Sozialräte; 
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Systematischer Anbindung des 
ländlichen Raums an die schnellen 
Datennetzen; weiteres vorantrei-
ben, gemeinsam mit den Kommu-
nen, sowohl der Grundversorgung 
als auch des Ausbaus der hoch 
Leistungs Netze; 
Garantie der Flächendeckenden-
struktur; Erhalt möglichst jeder 
Grundschule auch an ländlichen 
Standorten; Programm "Bildung 
im ländlichen Raum" zur Zu-
kunftssicherung der Schul Angebot 
auf dem Land; 
Sicherung der Daseinsvorsorge in 
den Dörfern; Versorgungseinrich-
tungen wie Post, Banken, Ein-
kaufsmöglichkeiten, kulturelle 
Angebote und Verwaltungsdienst-
leistungen sollen vor Ort vorhan-
den bleiben; Weiterführung des 
Entwicklungsprogramms ländli-
cher Raum nach klaren strategi-
schen Förderschwerpunkten, stär-
kere Abstimmung mit anderen 
Förderprogrammen, um eine 
ganzheitliche Entwicklung des 
ländlichen Raumes zu garantieren; 
was Unterstützung innovativer 
Modelle zur ärztlichen Versorgung 
in der Fläche, wie zum Beispiel 
Einrichtung von Ärztestationen 
oder zwei Praxen; gezielte Vorbe-
reitung des Ärzte Nachwuchs auf 
die Übernahme freiwerdender 
Landarztpraxen, Schaffung beson-
derer finanzieller Anreize für 
Jungmediziner; 

 Strukturwandel: Stärkung der 
Wettbewerbskontrolle, um Mono-
poltendenzen bzw wettbewerbs-
feindlichen Bestrebungen entge-
genzutreten;  
Weiterentwicklung der For-
schungs- und Transferinfrastruk-
tur, Vornahme einer Evaluierung 
der mit Landesmitteln geförderten 
Forschungseinrichtungen;  
Entwicklung Baden Württembergs 
zum Modellland und Leitanbieter 
automobiler Zukunftstechnolo-
gien, zusammen mit Automobil-
herstellern und Zulieferern;  
Stärkung der Kreativwirtschaft, 
beispielsweise Medien- und Film-
branche, als wichtigem Zweig der 
Unternehmenslandschaft; 
Erhaltung der Voraussetzungen für 
die gleichmäßige und hochwertige 
Entwicklung des Landes durch 
eine kluge Struktur- und Wirt-
schaftspolitik; Ausbau des Breit-
bandnetzes insbesondere im ländli-
chen Raum; Unterstützung freiwil-
liger Stadtmarketingkooperationen; 
Fortschreibung des Landesent-
wicklungsplans; 
Weiterentwicklung des Föderalis-
mus in Deutschland zu einem 
Wettbewerbsföderalismus; Abbau 
von  Mischfinanzierungen; Ab-
schaffung der faktischen Gesetz-
gebungskompetenzen von Minis-
terkonferenzen; Steuerhoheit für 
jede staatliche Ebene; Neugliede-
rung der Länder anstoßen;  

 Klimaschutz-Plus-Programm 
bei der Sanierung ihrer Gebäude; 
bessere Zusammenarbeit der Bau-
berufen über die Standesgrenzen 
hinweg;  
Programm grüne Stadt: Ausbau 
des Zentrale-Orte-Prinzips als 
Zusammenlegung der Infrastruk-
tureinrichtungen wie Lebensmit-
telversorgung, Verwaltung, Post, 
Internet, ÖPNV, Ärzte, Kindergär-
ten und Kindertagesstätten sowie 
Schulen, an einem gut erreichbaren 
Ort; Unterstützung mobiler Ange-
bote wie mobile Arzt- und Pflege-
dienste oder Beratungs- und Ver-
kaufsangebote, die die Menschen 
an ihrem Wohnort mit Waren und 
Dienstleistungen versorgen;  
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Weiterentwicklung der Verwal-
tungsstruktur; Abläufe und Vor-
gänge in der Verwaltung künftig 
noch kundenfreundlicher und 
komfortabler; weitere innovative 
Lösungen auf den Weg bringen, 
damit der zeitaufwändige Gang 
zum Amt immer häufiger durch 
den bequemen Mausklick ersetzt 
werden kann; 
Bürokratieabbau; Optimierung der 
Rechtsetzungsprozesse und Siche-
rung der Qualität des Rechts; Wei-
terentwicklung des Ombudsmanns 
zum "Landesbeauftragten für Bü-
rokratieabbau und gute Rechtsset-
zung"; Schaffung einer unabhängi-
gen, zentralen und ressortübergrei-
fende Normenprüfstelle, Stärkung 
seiner Koordinierungs- und Kon-
trollfunktion; 
 

Entbürokratisierung und deutliche 
Vereinfachung und Straffung von 
Verwaltungsverfahren; Erbringung 
der bisherigen Aufgaben der Regie-
rungspräsidien auf kommunaler 
und Landesebene; Aufteilung der 
Aufgaben sinnvoll zwischen den 
Bundesministerien, Landkreisen 
und Gemeinden; Übernahme der 
Aufgaben von Regierungspräsidien 
und Landkreisen durch Regional-
kreise; mehr Kompetenzen für die 
kommunale Ebene; 
Einsatz von Personalkosten für 
Leistungen für die Bürgerinnen 
und Bürger, insbesondere auch 
Schülerinnen und Schüler; 
Beschränkung der Beamtenstellen 
bei künftigen Neueinstellungen auf 
den streng hoheitlichen Bereich; 
Schließung der Lücke in der Ver-
sorgungsrücklage; 
 

Bürokratieabbau: Abbau verzicht-
bar öffentlicher Aufgaben nach 
sorgfältiger Aufgabenkritik; effi-
zienter und effektiver Bürokratie-
abbau bei bestehenden und unver-
zichtbaren Aufgaben; Konzentrie-
rung des Bürokratiekosten TÜV im 
Wirtschaftsministerium auf we-
sentliche Fälle und dadurch weitere 
Entwicklung; deutliche Stärkung 
der Befugnisse des Beauftragten 
der Landesregierung für Bürokra-
tieabbau, die Regulierung und Auf-
gabenabbau; Befristung von Vor-
schriften; weitere Stärkung von 
elektronischen Verfahren (e- Go-
vernment) unter Wahrung des 
Datenschutzes und der Datensi-
cherheit; Vereinheitlichung rechtli-
cher Vorschriften, zum Beispiel bei 
der Definition von Einkommens-
grenzen oder Unternehmensgrö-
ßen; Ersetzung von Genehmi-
gungsverfahren durch Anmelde-
verfahren, wo möglich; 
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Bestmögliche Betreuung und För-
derung für Langzeitarbeitslose; 
dezentrale, ortsnahe Betreuung 
direkt in den Städten und Land-
kreisen; 
Unterstützung für Projekte der 
Bürgerarbeit und Kombilohnmo-
delle; 
Gleichbehandlung von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern; 
gleiche Tätigkeit muss gleich ent-
lohnt werden; 
Schaffen einer Möglichkeit, länger 
zu arbeiten mit stufenweisem Aus-
stieg aus dem Erwerbsleben; Wei-
terbildung und flexible Arbeits-
zeitmodelle für ältere Beschäftigte 
zum Ende des Erwerbslebens; 
Voranbringen der betrieblichen 
Weiterbildung in einem Bündnis 
für lebenslanges Lernen; altersge-
rechte Arbeitsplätze und Stellen-
profile in den Unternehmen; of-
fensives Gesundheitsmanagement, 
um die körperliche und seelische 
Leistungsfähigkeit zu erhalten; 
Gewinn- und Kapitalbeteiligungen 
der Arbeitnehmer;  
Erhalt der flexiblen Arbeitszeit-
formen in Form von Arbeitszeit-
konten; 
Leiharbeit als Brücke in den Ar-
beitsmarkt; Ablehnung einer Er-
setzung des Stammpersonals durch 
Leiharbeiter; Mindestlohn für 
Leiharbeitnehmer; 
 

Gute Arbeit für alle, von der die 
Menschen gut leben können; 
flächendeckender, gesetzlicher 
Mindestlohn von 8,50 €; 
gleicher Lohn für gleiche Arbeit; 
Angebot von Arbeitsmarktpro-
grammen für Wiedereinsteigerin-
nen ohne zeitliche oder altersge-
mäße Beschränkung; Erhalt und 
weiterer Ausbau der Kontaktstelle 
"Frau und Beruf"; 
Einsatz für einen Tariftreuegesetz, 
dem zufolge öffentliche Aufträge 
in Zukunft nur noch an faire Un-
ternehmen gehen dürfen; 
Zurückdrängung prekärer Beschäf-
tigung; Missbrauch in der Leih- 
und Zeitarbeit stoppen; Gleichstel-
lung von Zeitarbeitern mit den 
Beschäftigten des jeweiligen Ent-
leiherbetriebes, von der Grundent-
lohnung über Leistungsprämien 
und Schichtzuschläge bis zu Be-
triebsrenten oder Weiterbildung; 
klare gesetzliche Regelungen be-
züglich Bezahlung, Dauer und 
Ausgestaltung von Praktika, Ver-
gütung mit mindestens 8,50 € pro 
Stunde, wenn keine tarifvertragli-
che Regelung ein höheres Entgelt 
vorsieht; 
Stärkung der Mitbestimmung; 
Schaffung eines Personalvertre-
tungsrechts, das tatsächlich Mitbe-
stimmung gewährleistet und über 
das Personalvertretungsrecht hi-
nausgeht; 

Bekämpfung des Fachkräfteman-
gels: Stärkung der beruflichen Aus- 
und Weiterbildung; Erhöhung der 
Erwerbsbeteiligung von älteren 
Personen, von Frauen und von 
Personen mit Migrationshin-
tergrund; bessere Integration von 
Menschen mit Behinderung; Er-
leichterung der Zuwanderung von 
hoch qualifizierten Arbeitskräften; 
Absenkung der Einkommensgren-
ze für die Niederlassungserlaubnis 
ausländischer Arbeitskräfte auf 
40.000 €, Modernisierung des Zu-
wanderungsrechts anhand eines 
Punktesystems; Erleichterung der 
Anerkennung von im Ausland 
erworbenen Qualifikationen, Ein-
richtung einer zentralen Anlaufstel-
le im Land für die Anerkennung 
von im Ausland erworbenen Qua-
lifikationen; Erhöhung des Interes-
ses für technische Berufe und Stei-
gerung der Absolventenzahl; Ver-
ringerung der Steuer- und Abga-
benbelastung; Vernetzung und 
Stärkung von Stellenbörsen und 
Fachkräftemarketing; Schaffung 
von optimalen Rahmenbedingun-
gen, um Abwanderung von Fach-
kräften entgegenzuwirken;  

Gute Arbeit, gerechtere Chancen-
verteilung beim Zugang zum Ar-
beitsmarkt, bessere Qualifizierung; 
Qualifizierungsoffensive; berufli-
che Weiterbildung als fester Be-
standteil des Erwerbslebens; Wei-
terbildungsangebote müssen für 
alle zugänglich und finanzierbar 
sein; 
verstärkte Anerkennung im Aus-
land bereits erworbener Abschlüs-
se von Migrantinnen und Migran-
ten und bei Bedarf Anpassung an 
den deutschen Arbeitsmarkt durch 
Weiterbildung; Förderung berufs-
bezogener Sprachkurse; 
mehr allgemeinverbindlich erklärte 
Tarifverträge, um ein Abrutschen 
der Löhne und eine Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen zu 
verhindern; gesetzlicher Mindest-
lohn, der von einer Mindestlohn-
Kommission nach britischem Vor-
bild festgelegt wird; branchenspezi-
fische Mindestlöhne, insbesondere 
mit Blick auf die vollständige Frei-
zügigkeit für EU-Bürger ab 2011; 
Einführung eines progressiven 
Modells, wonach die Lohnneben-
kosten sukzessive mit dem Ein-
kommen steigen; Sozialabgaben in 
voller Höhe aber erst ab einem 
Einkommen von 2000 € brutto; 
Erschwerung der Befristung und 
Abschaffung der Ausnahmeregeln 
zur sachgrundlosen Befristung; 
Leiharbeit nur als zeitlich begrenz-
tes Mittel zur Überbrückung � 

Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns von 10 €;  
Sozialversicherungspflicht für jede 
Art der Erwerbsarbeit;  
Verbot von Ein-Euro-Jobs;  
Abschaffung der Leiharbeit;  
Verbesserung des Kündigungs-
schutzes, Beschränkung von Be-
fristungen auf Ausnahmen;  
Bekämpfung der Scheinselbststän-
digkeit; 
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Weiterentwicklung und Intensivie-
rung des externen Ausbildungsma-
nagements durch ein Ausbildungs-
bündnis mit Wirtschaft, Arbeits-
agentur und Kommunen; 
Fortsetzung der Förderung der 
„Qualifizierungsoffensive“ und der 
Anstrengungen kleiner und mittle-
rer Unternehmen bei ihren Investi-
tionen im Aus- und Weiterbildung; 
Einführung des Modells der Bil-
dungsfreistellung als Instrument 
zur Stärkung der Weiterbildung; 
Ausbau der Fort- und Weiterbil-
dung im Verbund mit Schulen, 
Hochschulen und dualer Be-
rufsausbildung; 
vor der Anwerbung ausländischer 
Fachkräfte zunächst Erschließung 
aller Potenziale im Land; Erleichte-
rung des Zugangs ausländischer 
Absolventen unserer Hochschulen 
zum hiesigen Arbeitsmarkt; Ver-
längerung der Höchstdauer der 
Arbeitsplatzsuche für erfolgreiche 
ausländische Studenten von einem 
auf zwei Jahre; Senkung der Ein-
kommensgrenzen für hoch qualifi-
zierte Einwanderer; Erleichterung 
der beruflichen Eingliederung von 
ausländischen Spitzenfachkräften, 
die in ihrem Heimatland einen 
Abschluss im technischen oder 
naturwissenschaftlichen Bereich 
erworben haben; stärkere Qualifi-
zierung und Beteiligung am Ar-
beitsmarkt von Migranten, die 
schon heute hier leben; 

Verwirklichung eines echten sozia-
len Arbeitsmarktes, Schaffung von 
sozialversicherungspflichtiger und 
tariflich entlohnter Arbeit im öf-
fentlichen Sektor; weitere Förde-
rung und Qualifizierung von Men-
schen in öffentlicher Beschäfti-
gung; 
Einführung einer Ausbildungsga-
rantie im ganzen Land, Sicherung 
eines Anspruchs auf Weiterbildung 
und Anerkennung ihrer Qualifika-
tionen für alle An- und Ungelern-
ten; 
Ergreifen von Maßnahmen, um 
das Fachkräfteangebot im Land zu 
erhöhen; berufsbegleitende Fort-
bildung, Erhöhung des allgemeinen 
Bildungsniveaus, Erhöhung der 
Erwerbsbeteiligung von Frauen 
durch eine bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, gezielte 
Förderung der Zuwanderung; 
Etablierung eines systematischen 
Fachkräfte-Monitoring; 
 

  großer Schwankungen in Un-
ternehmen; keine Ersetzung von 
Stammarbeitskräften durch Zeitar-
beitnehmer; gesetzliche Untersa-
gung der konzerninterne gewerbs-
mäßige Arbeitnehmerüberlassung;  
Einrichtung von Branchenfonds 
zur Finanzierung von Qualifizie-
rungs- und Weiterbildungsmaß-
nahmen für Zeitarbeitskräfte; 
Erhöhung der Regelsätze beim 
Arbeitslosengeld II und beim Sozi-
algeld; Beibehaltung des Heizkos-
tenzuschusses für Wohngeldemp-
fänger, Ablehnung einer Strei-
chung des Elterngeldes und der 
Rentenversicherungsbeiträge; 
Schaffung eines verlässlichen 
Zweiten Arbeitsmarktes, der lang-
zeitarbeitslosen Menschen eine 
Perspektive gibt; Schaffung von 
sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigungsverhältnissen, von 
denen die Gesellschaft profitiert, 
die aber nicht in Konkurrenz zur 
Privatwirtschaft stehen;  
eigenständiges Beschäftigtendaten-
schutzgesetz; 
Bekämpfung der Lohndiskriminie-
rung; geschlechtergerechte Tarif-
politik; gleicher Lohn für gleich-
wertige Arbeit; Erleichterung des 
Wiedereinstiegs in den Arbeits-
markt für Frauen; Ausbau von 
Bildungsangeboten, die die speziel-
le Lebenssituation von Frauen 
berücksichtigen; 
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Verstärkung der strategischen For-
schungsförderung des Landes ge-
zielt in den zentralen Wachstums-
feldern nachhaltige Mobilität, 
Umwelttechnologie und Ressour-
ceneffizienz, Gesundheit und Pfle-
ge sowie IT-Systeme und -
Dienstleistungen;  
konsequente Umsetzung der inno-
vationspolitischen Vorschläge des 
Innovationsrats der Landesregie-
rung; 
weiterer Ausbau des Technologie-
transfers; Bündelung der Informa-
tionen, Verbindung von Akteuren 
in einer einheitlichen Kommunika-
tionsplattform für den Technolo-
gietransfer und Ausbau zu einer 
leistungsfähigen Schnittstelle zwi-
schen Wissenschaft und Wirt-
schaft;  
Verkleinerung der Lücke zwischen 
wissenschaftlicher Erkenntnis und 
kommerziell verwertbarem Pro-
dukt mit einem Förderprogramm 
für die Hochschulen; Unterstüt-
zung der Weiterentwicklung von 
Forschungsergebnissen zu techni-
schen Prototypen; 
Unterstützung des Staubs von 
Neugründungen mit einem neuen 
Wagniskapital vor; noch konse-
quentere Abbau von bürokrati-
schen Hindernissen für Neugrün-
dungen und Neuansiedlungen; 
Ausbau der zielgerichteten Förde-
rung des Programms "Junge Inno-
vatoren"; 

Baden-Württemberg zum Lehr- 
und Forschungsstandort Nummer 
eins in Europa machen;  
Einsatz für ein sorgsam austarier-
tes Gleichgewicht zwischen For-
schung und Lehre;  
stärkere Förderung der Grundla-
genforschung;  
Zusammenführung von Wirtschaft 
und Wissenschaft mit Forschungs-
häusern für den Mittelstand; 
 

Forschungsinfrastruktur insbeson-
dere im Bereich der Wirtschaftsna-
henforschung auf hohem Niveau 
halten; kraftvolle Fortführung der 
Innovationsoffensive zur baulichen 
Sanierung und Erweiterung sowie 
Modernisierung der apparativen 
Ausstattung der Einrichtungen; 
Aufrechterhaltung der Finanzie-
rung der Institute der Innovations-
allianz; externe Evaluierung der 
Arbeit der Forschungseinrichtun-
gen;  
weitere Steigerung der Innovati-
onsfähigkeit von KMU entspre-
chend den Vorgaben des Mit-
telstandsgesetzes; nachhaltige Um-
setzung der Empfehlungen des 
Innovationsrats für die Verstär-
kung der Kooperation zwischen 
Wirtschaft und Wissenschaft;  
verstärkte steuerliche Berücksichti-
gung von Aufwendungen für For-
schung und Entwicklung; organisa-
torische Straffung der Landesein-
richtungen zur Betreuung einzelner 
Branchen; nachfrageorientierter 
Einsatz des Programms der Inno-
vationsgutscheine; Stärkung inter-
disziplinärer Formen der Zusam-
menarbeit, Kooperations- und 
Verbundprojekte; Verknüpfung 
regionaler Cluster-Initiativen; Fort-
schreibung des Cluster-Atlas; 

(kein eigenes Kapitel, s. Bildung/ 
Hochschulen u.a.) 
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Weiterhin verlässliche Förderung 
des Tourismus;  

Keine weitere Reduzierung der 
Investitionen in Heilbäder und 
Kurorte, dauerhafte Sicherung der 
Fremdenverkehrspauschale für 
Kurorte, bezogen auf die Über-
nachtungszahlen; 
Stärkung des Regionalgedankens 
im Tourismus; 

Kraftvolle Umsetzung des neuen 
Tourismuskonzepts, Voranbringen 
des Ausbaus der touristischen 
Infrastruktur; weiterer Ausbau des 
barrierefreiem touristischen Ange-
bots; schwerpunktmäßige Förde-
rung touristischer Angebote im 
Bereich "Wellness und Gesund-
heit"; noch stärkere Erschließung 
des Potenzials der Bereiche land-
schaftliche Schönheit und Natur-
tourismus; Rad-und Wandertou-
rismus, kulturelle Traditionen und 
Attraktionen sowie Genießerland 
Baden-Württemberg; Unterstüt-
zung des Tourismusmarketings auf 
der Ebene des gesamten Landes 
sowie der großen regionalen Land-
schaftsmarken; Schärfung des Pro-
fils des so genannten "Industrie-
tourismus";  

Reisen muss stärker als bisher in 
Einklang mit der natürlichen und 
sozialen Umwelt gebracht werden; 
zukunftsfähige Tourismuspolitik, 
die sich an den Prinzipien der 
Nachhaltigkeit und der ethischen 
Verantwortung orientiert; 
Einrichtung eines Nationalparks 
und eines zweiten Biosphärenge-
biets, bessere Ausstattung des be-
reits bestehenden Biosphärenge-
biets und der Naturparks und ef-
fektive Nutzung dieser Instrumen-
te für die Tourismusförderung 
sowie professionelles Land-
schaftsmarketing; sanfter Touris-
mus im zeitgemäßen Gewand; 
Ausgestaltung der Tourismusför-
derung nach ökologischen Krite-
rien; 
 

Leitbild eines sozial gerechten, 
barrierefreien, ökologisch sanften 
und Ressourcen schonenden Tou-
rismus; 
weitere Entwicklung des Fahrrad-, 
Wanderer-, Wasser- und Reittou-
rismus; 
Schutz der Beschäftigten der Tou-
rismusbranche vor Lohndumping 
durch Tarif- und Mindestlöhne 
und sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse;  
Schaffung von mehr Möglichkei-
ten, dass auch Menschen mit nied-
rigem Einkommen Reise- und 
Erholungsmöglichkeiten nutzen 
können; 
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Beste Bildung für jedes Kind: Auf-
stieg durch Bildung muss für alle 
möglich sein; Halbierung der Schu-
labbrecherquote in den nächsten 
Jahren; konsequente Umsetzung 
der Empfehlungen des Experten-
rats zur Entkoppelung von Bil-
dungserfolg und sozialer Herkunft; 
Weitere Stärkung der Durchlässig-
keit zwischen den Schularten; 
deutlicher Ausbau des Angebots 
der beruflichen Gymnasien mit 
100 zusätzlichen Klassen und bis 
zu 17 neuen Standorten; Umset-
zung der Impulse aus der Arbeit 
der Enquetekommission "Berufli-
che Schulen, Aus- und Weiterbil-
dung" des Landtags; 
Stärkung von Bildung und Erzie-
hung in den frühen Lebensjahren 
gemeinsam mit den Eltern; Ver-
stärkung der Zusammenarbeit von 
Kindergarten und Grundschule; 
flächendeckender Ausbau der Bil-
dungshäuser in der nächsten 
Wahlperiode; Vorlage eines Ge-
samtkonzepts "Frühkindliche Bil-
dung", das die erfolgreichen An-
sätze und Erfahrungen mit dem 
Orientierungsplan im Kindergarten 
und aus dem Projekt "Schulreifes 
Kind" bündelt; 
höchste Priorität für Investitionen 
in Bildung und Ausbildung; Erhalt 
aller Lehrerstellen auch bei Rück-
gang der Schülerzahlen; stetige 
Verbesserung des Unterrichts; 
Sicherstellung, dass jede Schule � 

Schrittweise Einführung der zehn-
jährigen Gemeinschaftsschule; da 
anschließend eine gymnasiale 
Oberstufe, die zum Abitur führt; 
Unterstützung der Kommunen, 
innovative Schulkonzepte umzu-
setzen, die zur Situation vor Ort 
passen; Angebot eines Realschul-
abschlusses an jeder Hauptschule 
bis 2016; 
Abschaffung der grundschul Emp-
fehlung; Eltern sollen nach aus-
führlicher pädagogischer Beratung 
selbst entscheiden dürfen, welche 
weiterführende Schule ihr Kind 
besuchen wird; 
gesetzliche Verankerung der Ganz-
tagsschule als Schulform, flächen-
deckendes Angebot und Zurverfü-
gungstellung der notwendigen 
pädagogischen Fachkräfte; Schaf-
fung verlässlicher Rahmenbedin-
gungen, damit schulenindividuelle 
Modellepass genau für den Stand-
ort entwickeln können; Verbesse-
rung des Zahlenverhältnisses von 
Lehrkräften zu Schülerinnen und 
Schülern; 
Aufwertung der Schulkonferenz 
durch eine Drittelparität; 
Beratung und Unterstützung der 
Schüler durch ausgebildete Sozial-
arbeiterinnen und Sozialarbeiter an 
allen Schultypen als fester Bestand-
teil schulischen Lebens; anteilige 
Finanzierung als Landesaufgabe; 
Förderung des auf-und Ausbaus 
von kommunalen � 

Weiterentwicklung der staatlichen 
Schulen; Stärkung der Eigenstän-
digkeit der Schulen durch ein vom 
Land zugewiesenes Budget, durch 
Personalauswahl durch die Schulen 
und Übertragung der Personalho-
heit; Recht zur Schulleiterwahl;  
Gewährleistung von stärkerer Au-
tonomie der einzelnen Schule, 
auch durch erleichterte Anwerbung 
von Drittmitteln mit Zustimmung 
der Schulkonferenz; 
Schaffung von mehr Beförde-
rungsmöglichkeiten für alle Schul-
arten; Verzicht auf eine Verbeam-
tung bei Neueinstellungen von 
Lehrkräften, aber nicht als baden-
württembergischer Alleingang; 
weiterer Abbau des Beförderungs-
staus bei fachlichen und techni-
schen Lehrkräften; Möglichkeit 
eines Quereinstiegs in den Lehrer-
beruf über die dringend benötigten 
MINT-Fächer hinaus, Eröffnung 
von Wegen der pädagogisch- 
schulpraktischen Nachqualifizie-
rung; 
Förderung der Elternarbeit, Schaf-
fung von gezielten Angeboten für 
Eltern mit Migrationshintergrund; 
Stärkung der Mitverantwortung der 
Eltern, Gewährung weitergehender 
Mitentscheidungsmöglichkeiten für 
die demokratisch gewählte Schü-
lermitverwaltung in einer paritä-
tisch besetzten Schulkonferenz; 
Abschaffung jeglicher � 

Sozialgerechtes Schulsystem, dass 
Individualität und Leistung jedes 
Kindes fördert; 
Auflösung von Blockaden für 
Schulentwicklung, offene Bil-
dungswege ohne Barrieren; Schul-
entwicklung von unten; Novelle 
des Schulgesetzes mit mehr Ver-
antwortung der Kommunen für 
Schulen, Schulstruktur und Neu-
ordnung der Schulstandorte; Wahl 
der Schulleitungen auf Zeit von 
den kommunalen Gremien auf 
Basis der Voten von Schulkonfe-
renz und Schulverwaltung; konse-
quente Evaluation der Schulen 
durch das Land;  
Schaffung von Anreizen für inno-
vative Schulentwicklung; Fortbil-
dungs- und Innovationsbudget zur 
Unterstützung der Teamentwick-
lung der Schulen und für die Erar-
beitung neuer Kompetenz- und 
Lernkonzepte; Aufhebung von 
Selektionsinstrumenten wie Ver-
setzung und Noten;  
Festlegung der maximalen Klas-
sengröße auf 25 Schüler; 
Einrichtungen der Basisschule als 
Gemeinschaftsschule für alle Kin-
der; aufbauend auf einer oder meh-
reren vierjährigen Grundschulen; 
umfasst alle Bildungsgänge der 
Sekundarstufe I und führt nach 
dem 10. Schuljahr zu einem diffe-
renzierten mittleren Bildungsab-
schluss; Verankerung der Basis-
schule im Schulgesetz; � 

Mehr Lehrerinnen und Lehrer und 
eine echte Krankheitsreserve von 
mindestens 5 %; vom Land finan-
zierte Ausstattung der Berufsschu-
len, die mit der technologischen 
Entwicklung Schritt hält; neue 
Förderstruktur durch individuelle 
Förderpläne und Schulsozialarbeit; 
Fremdsprachenunterricht auch für 
alle Teilzeitschüler; Rechtsan-
spruch auf einen Platz an einem 
wohnortnahen beruflichen Gym-
nasium; 
Inklusive Gemeinschaftsschule, in 
der alle Schülerinnen und Schüler, 
auch mit Lern-, Körper-, Sinnes- 
und psychischen (sozialen) Behin-
derungen bis zum 10. Schuljahr 
gemeinsam ohne Noten und Selek-
tionsdruck lernen, 
Rechtsanspruch auf einen Platz an 
einer Ganztagsschule; Verankerung 
der Ganztagsschule als Regelschul-
form im Schulgesetz; alle Schulen, 
die Ganztagsschule werden wollen, 
erhalten vom Land die nötigen 
finanziellen Mittel für Umbau und 
Personal; gebührenfreies Mittages-
sen in Ganztagsschulen und Kitas; 
gebührenfreie Betreuungsangebote 
vor und nach dem Unterricht; 
Übernahme der Schülerbeförde-
rungskosten durch Schulträger und 
Land; Unentgeltlichkeit von Lern-
mitteln und allen Angeboten einer 
Ganztagsschule; 
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 so viele Lehrer bekommt, wie 
sie für ihre pädagogische Aufga-
benstellung braucht; flexibles Stel-
len- und Finanzbudget für die 
Schulen, das sich an ihrem konkre-
ten Bedarf orientiert; künftig pass-
genauere Ausstattung mit Lehrern 
und Mitteln für Schulen mit be-
sonderen Herausforderungen und 
Schulen mit besonderen qualitati-
ven Lösungsansätzen; 
Entlastungen der Schülerinnen und 
Schüler im Rahmen des achtjähri-
gen Gymnasiums durch tatsächli-
che Reduzierung des Lernstoffs 
mit weniger Pflichtstunden und 
mehr individueller Förderung; 
vollständige Sicherung der Unter-
richtsversorgung an allen Schular-
ten; 
Grundschulen sollen auch auf dem 
Dorf Bestand haben; Schulangebo-
te auf dem Land mit einem Pro-
gramm "Bildung im ländlichen 
Raum" gezielt zukunftssicher ma-
chen; Stärkung von Schulstandor-
ten durch die Einrichtung von 
Bildungshäusern in enger Partner-
schaft mit den Schulträgern; 
weiterer Ausbau von Ganztagsan-
geboten, insbesondere an den 
Grundschulen; Verankerung der 
Ganztagsschulen im Schulgesetz; 
jede Schule, die Ganztagsschulen 
werden will, darf dies werden; 
Entscheidung, ob das Kind ein 
Ganztagsangebot wahrnimmt, 
allein bei den Eltern; 

"Unterstützungssystem Schule"; 
individuelle Bildungskonzepte mit 
überdurchschnittlichem Ressour-
cenaufwand für die Bildung von 
Kindern und Jugendlichen an "so-
zialen Brennpunktschulen"; 
Einstellung zusätzlicher Lehrkräfte, 
um die Unterrichtsversorgung zu 
verbessern; Erhöhung der Zahl der 
Vertretungen bei krankheitsbeding-
ten Unterrichtsausfällen um ein 
Drittel; 
Ermöglichung für die Schulen, 
innerhalb des achtjährigen Gymna-
siums einen parallelen G9-Zug 
einzurichten, mit Wahlfreiheit für 
die Eltern; 
finanzielle Entlastung der Eltern, 
Lernmittelfreiheit als wichtiges 
Element der Chancengleichheit im 
Bildungswesen; 
bezahlbares Mittagessen, Begren-
zung des Eigenanteils auf  1€ 
Regelung des Rechtes der Kinder 
auf ein inklusive des Bildungssys-
tems im Schulgesetz; Wahlrechts 
für Eltern von Kindern mit Behin-
derungen; Weiterbildung von Re-
gelschullehrerkräften für den Un-
terricht in heterogenen Gruppen 
und mit Menschen mit Behinde-
rungen; 
Aufnahme von Ethikunterricht ab 
Klassenstufe eins in den Lehrplan; 
Erteilung von islamischem Religi-
onsunterricht an deutschen Schu-
len von an deutschen Hochschulen 
ausgebildeten Religionslehrern; 

 Ortsbeschränkung bei der Wahl 
der Schule, insbesondere der 
Schulbezirke; 
Weiterer Ausbau der Ganztages-
betreuung; Möglichkeit für alle 
Schulen, Ganztagesschulen zu 
werden, wenn die Verantwortli-
chen vor Ort dies wünschen; Ver-
stärkung der Berufsorientierung 
und Berufsberatung an den allge-
meinbildenden Schulen, Förderung 
der Zusammenarbeit der Schulen 
mit der Wirtschaft; 
Förderung der Schulpsychologie, 
der Schulsozialarbeit, der Vertrau-
enslehrertätigkeit sowie von Pro-
jekten zur Gewaltprävention und 
zum verantwortungsvollen Um-
gang mit neuen Medien; 
Evaluierung der Fächerverbünde 
und Auflösung nicht zusammen-
gehöriger Fächerverbünde; 
Ermöglichung des Angebots von 
Ethik an allgemeinbildenden Schu-
len bereits ab Klasse fünf; 
Förderung von Schulen mit Initia-
tiven zum gemeinsamen Unterricht 
von Kindern mit und ohne Behin-
derungen, Schaffung von Angebo-
ten in jedem Schulamtbezirk; ver-
stärkte Integrierung sonderpädago-
gischer Inhalte bei der allgemeinen 
Lehrerbildung; 
stärkerer Schwerpunkt auf Erwerb 
und Vermittlung von interkulturel-
ler und medienpädagogischer 
Kompetenz in der Lehrerausbil-
dung; 

 Weiterentwicklung von jährlich 
10 % der weiterführenden Schulen 
zu Basisschulen; 
Abschaffung der Grundschulemp-
fehlung, Ersetzung durch eine 
qualifizierte Beratung der Eltern; 
bessere Lernbedingungen durch 
kleinere Klassen und Differenzie-
rungskontingente an allen beste-
henden Schularten; Möglichkeit 
der Weiterentwicklung zu einer 
offenen oder gebundenen Ganz-
tagsschulen für jede Schule; 
achtjähriges Gymnasium weiterhin 
als Regelform; Möglichkeit für die 
Gymnasien, entweder ein Brücken-
jahr nach der 9. Klasse einzurich-
ten oder zwei Geschwindigkeiten 
in der Unter- und Mittelstufe bis 
zur mittleren Reife zuzulassen; 
Ermöglichung eines 10. Schuljah-
res für alle Hauptschüler zum Er-
werb der mittleren Reife, ohne 
Notenhürde nach der 9. Klasse; 
Möglichkeit für Realschulen, bei 
entsprechender Nachfrage eine 
zweite Fremdsprache ab der fünf-
ten Klasse anzubieten; 
Insgesamt bessere berufliche Vor-
bereitung an allen weiterführenden 
Schulen; 
Förderprogramm zur gezielten 
Anwerbung von Lehrkräften mit 
Migrationshintergrund oder aka-
demisch ausgebildeten Querein-
steigern mit berufsbegleitender 
didaktischer und pädagogischer 
Ausbildung; 

Wohnortnahe Gemeinschaftsschu-
le; jede Kommune kann weiterfüh-
rende Schulen bei einer Mindest-
größe zu einer Gemeinschaftsschu-
le erklären; 
Ablehnung einer Privatisierung 
von Bildung; 
Kündigung des Kooperationsver-
trages zwischen Kultusministerium 
und Bundeswehr, generelles Ver-
bot von Bundeswehrvertretern in 
Schulen und in der Lehreraus- und 
fortbildung; 
Ausbildung der Lehrkräfte muss 
gleichwertig sein; Förderung von 
Lehramtsstudenten mit Migrati-
onshintergrund; Verstetigung der 
Lehrereinstellung, um der Überal-
terung der Lehrkräfte entgegenzu-
wirken; 
Ergänzung der pädagogischen 
Arbeit an allen Schulen durch So-
zialarbeiter und Psychologen; 
Finanzierungsoffensive für Schul-
ausbau und Schulsanierungen unter 
Beteiligung des Landes und des 
Bundes; 
Ethik in allen Schularten, Schulen 
und Klassenstufen als gleichwerti-
ges Wahlfach; 
Abschaffung der verbindlichen 
Grundschulempfehlung; Ersetzung 
des Notensystems durch individu-
elle Förderpläne und Rückmeldun-
gen in der Grundschule; 
bis Klasse 10 Klassenverbände mit 
höchstens 20 Schülern; 



Wahlprogramme der Parteien in Baden-Württemberg 2011 
 

        CDU                                             SPD                                         FDP                                              Grüne                                   Die Linke 
 

13 

B
il
d
u
n
g
 /
 S
ch
u
le
 (
F
o
rt
s.
) 

Auflegen eines Programms zur 
Stärkung der Realschule, in dem 
das besondere Gewicht dieser 
Schulart für die Anschlussfähigkeit 
und damit für die Qualität des 
Bildungssystems insgesamt zum 
Ausdruck kommt; 
Ausbau des Angebots an Pädago-
gischen Assistenten an den Schu-
len des Landes; Schaffung eines 
leistungsfähigen Kompetenzzent-
rums für Schulpsychologie; 
Schaffung von Anreizen, dass sich 
die besten Bewerber für den Leh-
rerberuf entscheiden; Leitungs-
funktionen in der Schule attrakti-
ver machen, Aufstiegsmöglichkei-
ten für Lehrerinnen und Lehrer 
weiter verbessern; Beschäftigungs-
verhältnisse der Lehrerinnen und 
Lehrer so anlegen, dass sich nie-
mand während der Sommerferien 
arbeitslos melden muss; 
passgenauer Ausbau Inklusiver 
Bildungsangebote zum Wohl des 
einzelnen Kindes und entspre-
chend den Erziehungsplänen der 
Eltern; Bekenntnis zu den Sonder-
schulen des Landes, Unterstützung 
der Weiterentwicklung dieser Schu-
len zu sonderpädagogischen Bil-
dungs- und Beratungszentren; 
Förderung von Schulen in freier 
Trägerschaft; solide finanzielle 
Unterstützung; Garantie einer 
finanziellen Förderung, mit der das 
notwendige Schulgeld für alle be-
zahlbar bleibt; Verständigung � 

 Auflösung der Kultusministerkon-
ferenz, Stärkung der Entschei-
dungskompetenz der Landtage; 
Angemessene staatliche Förderung 
für Schulen in freier Trägerschaft; 
Heraufsetzung des staatlichen Zu-
schusses auf 80 % der Bruttokos-
ten; Aufstellung eines verbindli-
chen Zeitplans mit Stufen zum 
Erreichen der 80 %-Zielmarke; 
Erleichterung der Neugründung 
von Schulen in freier Trägerschaft; 
 
Frühkindliche Bildung: Spracher-
hebung eines jeden Kindes noch 
vor dem vierten Geburtstag; Wei-
terentwicklung der bereits einge-
führten Sprachstandserhebungen 
im Rahmen der vorgezogenen 
Einschulungsuntersuchung; 
flächendeckende Umsetzung des 
Orientierungsplans für den Kin-
dergarten, Sicherstellung der dafür 
notwendigen Personalausstattung; 
aktive Einbeziehung der Eltern in 
die Fördermaßnahmen für ihre 
Kinder;  
Förderung von Kooperationen 
zwischen den Einrichtungen mit 
dem Ziel eines flexibleren und 
besser abgestimmten Übergangs 
vom Kindergarten in die Grund-
schule;  
Entwicklung eines Modells mit 
Gutscheinen, die die Eltern für 
ihre Kinder flexibel einlösen kön-
nen; ausreichende Zahl an Ausbil-
dungs- und Studienplätzen �  

Rechtsanspruch auf einen Platz an 
einer Ganztagsschule; Ganztags-
schule als Regelform im Schulge-
setz; rascher Ausbau; rhythmisierte 
Ganztagsschule, in der Unterricht, 
Lernzeit, Arbeitsgemeinschaften 
sowie Freizeit- und Bildungsange-
bote sinnvoll über den Schulalltag 
verteilt sind; enge Kooperation mit 
außerschulischer Jugendbildung; 
qualitativ hochwertiges Schulmit-
tagessen aus vorwiegend regionaler 
und biologischer Erzeugung; 
schrittweise Einführung eines in-
klusiven Bildungssystems; sofortige 
Abschaffung der Sonderschul-
pflicht; uneingeschränktes Wahl-
rechts der Eltern behinderter Kin-
der zwischen Regelschule oder 
Sonderschule, Verankerung im 
Schulgesetz; 
schrittweise Einführung einer heil- 
und sonderpädagogischen Grund-
ausstattung an den Regelschulen; 
Integrierung der gesamten Förde-
rung, die heute an den Förderschu-
len für Lernbehinderte sowie den 
Sprachheilschule stattfindet, in die 
Regelschulen; 
schrittweise Einführung von 
Schulsozialarbeit an jeder weiter-
führenden Schule; deutliche Auf-
stockung der Anzahl der Schulpsy-
chologen; 
Sicherstellung der Unterrichtsver-
sorgung, Verbesserung der Lern 
Bedingungen; Reduzierung des 
Unterrichtsdefizits insbesondere 
� 

Inklusiver Unterricht mit kleineren 
Klassen und sonderpädagogischer 
Unterstützung; 
10. Schuljahr für alle Haupt- und 
Werkrealschüler, damit die Chan-
cen der Schwächeren auf eine Be-
rufsausbildung verbessert werden; 
Einführung einer Inklusiven Ge-
meinschaftsschule mit gemeinsa-
mem Unterricht für alle Schülerin-
nen und Schüler bis einschließlich 
zur 10. Klasse; Ersetzung der bis-
herigen Sekundarstufe II durch die 
Einrichtung von Oberstufenzent-
ren, in denen die bestehenden 
gymnasialen Oberstufen zusam-
mengefasst werden; und 
Rücknahme der Schulzeitverkür-
zung an den Gymnasien (G8); 
Rechtsanspruch auf Aufnahme in 
ein berufliches Gymnasium für alle 
Absolventen mit einem Mittleren 
Bildungsabschluss;  
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 bis zum Ende 2011 mit den 
Verbänden und Trägern der Schu-
len in freier Trägerschaft über die 
Grundlagen der Finanzierung die-
ser Schulen; 
Fortsetzung des „Bündnis für die 
Jugend“ zwischen dem Land und 
den Trägern der außerschulischen 
Kinder- und Jugendarbeit;  
flächendeckende Umsetzung der 
Bildungsregionen; 

  Weiterqualifizierungsmöglich-
keiten an den Fachschulen für 
Erzieherinnen und an den pädago-
gischen Hochschulen; 
Abschaffung der nur noch für die 
Grundschulen geltenden Schulbe-
zirke, freie Wahl der Grundschule; 
umfassende Evaluierung  des 
Fremdsprachenunterrichts an der 
Grundschule; 
grundsätzliches Festhalten an der 
vierjährigen Grundschulzeit, aber 
Zulassung regionaler Projekte, die 
flexiblere Übergangszeiten in wei-
terführende Schulen oder längere 
Grundschulzeiten für alle Schüler 
oder integrative Formen im weiter-
führenden Schulwesen vorsehen; 
 
Weiterführende Bildung: Einräu-
mung des Rechts für jede weiter-
führende Schule, auf Wunsch der 
Eltern ein Kind ohne zureichende 
Empfehlung aufzunehmen, wenn 
die Lehrerkonferenz zu der Über-
zeugung gelangt, den Erfolg des 
Kindes in dieser Schule bis zum 
Abschlussziel der Schulart fördern 
zu können; 
flexible Handhabung der Umset-
zung der neuen Werkrealschule im 
Sinn einer Weiterentwicklungs-
möglichkeit für alle Hauptschulen; 
Weiterentwicklung des Modellver-
suchs zur Kooperation von Haupt-  
und Realschulen;  Erweiterung 
über die Klassen fünf und sechs 
hinaus und Öffnung für eine � 

 an den beruflichen Schulen und 
den Sonderschulen, Abbau der 
Überstunden an den beruflichen 
Schulen und Gymnasien; Erhö-
hung der Krankheitsreserve; 
Reform der Lehramtsausbildung; 
Verbindung der fachwissenschaft-
lichen Stärke der heutigen Ausbil-
dung an den Universitäten, der 
didaktisch-pädagogischen Stärke 
der Ausbildung an den pädagogi-
schen Hochschulen und der Pra-
xisnähe der Studienseminare; Ab-
schluss als „Master of  Education“; 
Anhebung der Eingangsbesoldung 
für Fachlehrer und technische 
Lehrer; Beschränkung des Beam-
tenstatus auf hoheitliche Aufgaben, 
Wegfall der Staatsexamina; 
Stärkung des Werte vermittelnden 
Unterrichts; Ethik und Religion als 
Wahlpflichtfächer; 
 
Stärkung freier Schulen, Verhinde-
rung der Kommerzialisierung; 
Umsetzung der gerechten Finan-
zierung der Schulen in freier Trä-
gerschaft in den nächsten beiden 
Haushaltsjahren; Kostendeckungs-
grad von mindestens 80 % der 
Kosten eines Schülers an den staat-
lichen Schulen, Beteiligung an den 
Investitionskosten sowie Ange-
messener rückwirkender Ausgleich; 
aber: dem wachsenden Trend zu 
Schulgründungen kommerzieller 
Träger entgegenwirken; 
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   Kooperation mit den neuen 
Werkrealschulen; 
Sicherung und Förderung von 
Realschule und Realabschluss in 
ihrem Bestand; 
Erleichterung des Wechsels eines 
Schülers von anderen Schularten 
auf das Gymnasium bei entspre-
chenden Leistungen; 
Schaffung von mehr Möglichkeiten 
für individuelle Schwerpunktset-
zungen in der gymnasialen Ober-
stufe; 
stärkere Berücksichtigung unter-
schiedlicher Lerngeschwindigkei-
ten im Schulalltag; Ausbau der 
Möglichkeiten für unterstützenden 
Unterricht, ergänzende Kurse im 
Ganztagsschulebetrieb; 
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 Anstreben einer Gleichwertigkeit 
von allgemeiner und beruflicher 
Bildung; gleiche Ressourcenaus-
stattung durch zusätzliche Lehr-
kräfte sowie Möglichkeit zu Ganz-
tagsangeboten für berufliche Schu-
len; 
 berufliche Schulen eigenständiger 
machen, damit sie sich auf Wunsch 
zu regionalen Berufsbildungszent-
ren für die Aus-, Fort- und Weiter-
bildung entwickeln können; 
Erhalt, Stärkung und Weiterent-
wicklung des dualen Systems der 
Berufsausbildung; Unternehmen, 
die keine Ausbildungsplätze schaf-
fen, sollen eine Umlage bezahlen, 
aus der sinnvolle arbeitsmarktpoli-
tische Maßnahmen finanziert und 
hinsichtlich ihrer Ausbildungsbi-
lanz vorbildliche Unternehmen 
unterstützt werden; 
Sorge dafür, dass besonders im 
Herbst 2012 mehr Plätze an beruf-
lichen Gymnasien und Berufskol-
legs sowie allgemein mehr Ausbil-
dungsplätze bereitstehen; 
duale Ausbildung grundsätzlich 
attraktiver machen; Aufzeigen von 
Karrierewegen nach der Erstaus-
bildung; Schaffung eines Rechtsan-
spruchs auf Zugang zu einem be-
ruflichen Gymnasium für alle 
Schülerinnen und Schüler, die die 
notwendigen Voraussetzungen 
erfüllen; 

Fortführung des „Bündnis zur 
Stärkung der beruflichen Ausbil-
dung" zwischen Wirtschaft und 
Staat; Englisch in der Berufsschule 
als Pflichtfach; Sicherung der ho-
hen Qualität der Kammerprüfung 
durch Multiplikatorenschulungen 
für ehrenamtliche Prüfer; Weiter-
entwicklung des Angebots an ge-
ordneten Zusatzqualifikationen in 
der Berufsschule; Ermöglichung 
des Erwerbs von Zusatzqualifika-
tionen im Rahmen der Fachkurs-
förderung; Förderung von Ange-
boten für betriebliche Praktika 
schon während der Ausbildung; 
Etablierung von Innovationspro-
grammen zur Anhebung der Aus-
bildungsqualität; 
bedarfsgerechter Ausbau zweijäh-
riger Berufe sowie Gewährleistung 
der Anschlussfähigkeit an grund-
ständige 3,5-jährige Berufe; Ge-
währleistung der Finanzierung von 
Zuschüssen an Auszubildende in 
so genannten Splitterberufen; be-
darfsorientierte Weiterentwicklung 
der Förderung von Ausbildungs-
plätzen für benachteiligte Jugendli-
che; Anpassung des Jugendarbeits-
schutzgesetzes, dass es sich stärker 
an der betrieblichen Praxis orien-
tiert; 
Stärkung der Berufsorientierung in 
den allgemeinbildenden Schulen 
zur Verbesserung der Ausbildungs-
reife; Öffnung der Kooperation 
der Werkrealschule mit den � 

Umfassende Reform der dualen 
Ausbildung; Verwirklichung des 
Rechts auf Ausbildung, allen jun-
gen Menschen muss der Zugang 
zu einer praxisnahen Ausbildung 
offen stehen; 
Ausbau der beruflichen Vollzeit-
schulen, insbesondere der berufli-
chen Gymnasien, dass alle bil-
dungswilligen jungen Menschen, 
die die Aufnahmevoraussetzungen 
erfüllen, einen Rechtsanspruch auf 
einen Schulplatz erhalten; Weiter-
entwicklung der beruflichen Schu-
len zu Ganztagsschulen, Ausstat-
tung mit Schulsozialarbeitstellen; 
Schaffung durchlässiger Übergänge 
des beruflichen Bildungssystems 
zum Hochschulbereich; 

Recht auf Ausbildung; Bekenntnis 
zur dualen Ausbildung mit einer 
Dauer von 3-4 Jahren; 
festgelegte Quotierung zwischen 
Auszubildenden und Ausbildern; 
Festlegung der Quoten für die 
einzelnen Branchen von Gewerk-
schaften und Unternehmen; 
Verpflichtung eines jeden Ausbil-
dungsbetriebs, dass Ausbildungs-
personal regelmäßig berufsfachlich 
und pädagogisch zu schulen; 
Umsetzung des Grundsatzes, dass 
für 100 angehende Auszubildende 
mindestens 120 Ausbildungsstellen 
zur Verfügung stehen müssen; 
Angebot von mehr überbetriebli-
chen Ausbildungsplätzen durch 
das Land; Produktions- und 
Dienstleistungsunternehmen aller 
Art, die keine oder zu wenig Aus-
bildungsplätze zur Verfügung stel-
len, müssen eine Abgabe entrich-
ten; 
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   zweijährigen Berufsfachschulen 
in Klasse 10 für weitere vor Ort 
bestehende berufliche Schulen; 
flächendeckende Einführung des 
Vorqualifizierungsjahres Arbeit/ 
Beruf; 
Dualisierung berufsvorbereitender 
Bildungsgänge nicht einseitig zulas-
ten der Betriebe; 
Sicherstellung einer ausreichenden 
teil- und vollzeitberufsschulischen 
Infrastruktur im ländlichen Raum; 
flächendeckende Einführung des 
Programms "individuelle Lernbe-
gleitung" als Hilfestellung bei 
Lernschwächen und zur Förderung 
der Deutschsprachkenntnisse bei 
Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund; 
weiterer bedarfsgerechter Ausbau 
der beruflichen Gymnasien und 
Berufsoberschulen; moderater 
Ausbau der Berufskollegs; 
Sicherstellung der Finanzierung 
beruflicher Schulen in freier Trä-
gerschaft durch ausreichende staat-
liche Bezuschussung; Erhalt und 
Ausbau des Instruments der flexib-
len Lehrereinstellung, insbesondere 
durch die vorgezogenen schulbe-
zogenen Stellenausschreibungen; 
Beseitigung des Lehrermangels an 
beruflichen Schulen; Ausbau des 
Angebots zur Aufstiegsfortbildung 
an Fachschulen; 
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Sicherstellung mit Investitionspro-
grammen, dass die Hochschulen 
weiterhin die qualifizierte Sinn und 
renommiertesten Professoren aus 
dem Innen-und Ausland gewinnen; 
keine Einsparungen bei den Hoch-
schulen; Garantierumpf von finan-
zieller Planungssicherheit und Ver-
lässlichkeit bis 2014 im Rahmen 
des Solidarpakt II; volle Übernah-
me aller Tarifsteigerungen bei den 
Personalkosten; 
Einnahmen aus den Studiengebüh-
ren bleiben auch zukünftig an den 
Hochschulen und werden voll-
ständig für Studium und Lehre, für 
Bücher und Bibliotheken, für Tu-
torien, für die Studienberatung und 
für zusätzliches Lehrpersonal ein-
gesetzt; 
Schaffung von zusätzlichen 20.000 
Studienanfängerplätzen bis zum 
Wintersemester 2012/13 mit dem 
Programm "Hochschule 2012"; 
Angebot von mehr zusätzlichen 
Masterstudiengängen, vor allem in 
den wichtigen "“MINT-Fächern“; 
konkrete Umsetzung der Umstel-
lungen der Studienabschlüsse im so 
genannten Bolognaprozess, im 
Dialog mit Hochschulen, Lehren-
den und Studierenden; 
Unterstützung und Förderung des 
hochschulpolitischen Engagements 
der Studentinnen und Studenten, 
Stärkung ihrer mit Gestaltungs-
möglichkeiten in allen Belangen 
der Hochschule, � 

Ermöglichung von Aufstieg durch 
Bildung für alle; 
Abschaffung der Studiengebühren 
und Verwaltungskostenbeiträge ab 
Wintersemester 2011/2012, Ge-
genfinanzierung des finanziellen 
Ausfalls an den Hochschulen aus 
dem Landeshaushalt Colon Sicher-
stellung, dass es zu keiner Ein-
schränkung der Lehre kommt; 
Anerkennung von berufliche Bil-
dung faktisch als gleichwertiger 
Zugang zum Hochschulstudium; 
Ablehnung zusätzlicher Hürden 
für Absolventen beruflicher Bil-
dungsgänge; Hochschulen demo-
kratischer machen: Beendigung der 
Entmündigung der Studierenden, 
Wiedereinführung der verfassten; 
Garantie der Finanz-und Satzungs-
autonomie sowie die Art der eigen-
ständigen Rechtskörperschaft in 
einem allgemeinpolitischen Kon-
text; 
Reform des Bologna-Prozesses: 
Anpassung des offiziellen Auf-
wandes an die Realität, Schaffung 
flexiblerer Bedingungen für die 
Studierenden; Anspruch auf Zulas-
sung zu einem Masterstudiengang 
für alle Absolventinnen und Ab-
solventen der Bachelorprüfung; 
Forderung nach allgemeiner Aner-
kennung der Erworbenenscheine, 
erfolgreich abgelegten Prüfungen 
und erreichten Abschlüsse der 
einzelnen Hochschulen; Umkehr  

Mehr Freiheiten für die Hochschu-
len bei der Organisationsform ihrer 
Studiengänge und -abschlüsse; 
Recht der Hochschulen, ergänzend 
zu den standardisierten Abschlüs-
sen Bachelor und Master andere 
Abschlüsse anzubieten oder nach 
erfolgreichem Masterstudium das 
Diplom zu verleihen; 
Aufhebung der bestehenden 
Obergrenze von 10 Semestern für 
ein Bachelorstudium mit konstitu-
tivem Master; Ermöglichung zu-
sätzlicher Abschlussgrade in den 
Studiengängen, die mit Staatsex-
amen enden; zügige Umsetzung 
aller drei Stufen der Bologna-
Reform (Bachelor, Master und 
Promotion) für alle Hochschulen; 
Einräumung des Rechts für jede 
Hochschule, bislang noch im zent-
ralen Vergabeverfahren zugeteilte 
Studienplätze eigenverantwortlich 
zu vergeben; 
Rechtsanspruch auf ein Anerken-
nungsverfahren ausländischer Bil-
dungsabschlüsse für jeden Migran-
ten, der seit mindestens sechs Mo-
naten in Deutschland lebt; Zu-
sammenführung der Zuständigkei-
ten für die Bildungsberatung und 
Betreuung der Anerkennungsver-
fahren in einer Hand; 
Etablierung eines Systems nachfra-
georientierter Finanzierung mit 
Studiengutscheinen;  
 

Erneuerung der Hochschulen; 
Verbesserung der Förderung für 
alle Hochschulen des Landes; Stär-
kung der Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaft und dualen 
Hochschulen als eigenständige 
Hochschularten; Erleichterung der 
regionalen Kooperation zwischen 
den verschiedenen Hochschulen 
und regional abgestimmte Hoch-
schulentwicklung;; Auflösung des 
Staus bei der Gebäudesanierung; 
engere Verzahnung von außeruni-
versitärer Forschung und Hoch-
schulforschung; Überwindung des 
Kooperationsverbotes von Bund 
und Land im Hochschulbereich; 
mindestens 50 % eines Jahrgangs 
sollen im Lauf des Lebens ein 
Hochschulstudium aufnehmen; 
mehr beruflich Qualifizierte, mehr 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund, mehr Arbeiterkinder und 
mehr ausländische Studierende an 
den Hochschulen; barrierefreie 
Ausstattung der Hochschulen; 
Reform der Personalstruktur: Er-
höhung der Zahl fester Beschäfti-
gungsverhältnisse im Mittelbau, 
Ermöglichung von Wissenschaftli-
chen Karrieren neben der Profes-
sur; Wissenschaftstarifvertrag; 
Mindestens 20.000 zusätzliche 
Studienanfängerplätze bis 2012; 
Ermöglichung eines Masterstudi-
ums nach dem Bachelorabschluss 
für alle Studenten, sofern die fach-
liche Eignung dafür gegeben ist; 

ausreichende und repressionsfreie 
Studienfinanzierung; Ablehnung 
von Studiengebühren aus gesell-
schafts-, sozial- und bildungspoliti-
schen Gründen; 
Bologna-Prozess ist gescheitert; für 
eine Studienreform, bei der im 
Dialog mit Studierenden und Leh-
renden Studieninhalte überarbeitet 
werden und auf ihre Studierbarkeit 
und Vergleichbarkeit überprüft 
werden; 
Verdoppelung des Wissenschafts-
etats auf 8 Mrd €; Sofortprogramm 
zur Deckung des erhöhten Mehr-
bedarfs durch den doppelten Abi-
turjahrgang 2012; Ausbau von 
Beratungsangeboten, auch in Zu-
sammenarbeit mit Schulen und 
Arbeitsämtern; gebührenfreies 
Studium, sofortige Abschaffung 
aller Studien-, Verwaltungs- und 
Prüfungsgebühren; Durchsetzung 
der verfassungsrechtlich garantier-
ten Lehr- und Lernmittelfreiheit;  
Abschaffung aller Zulassungsbe-
schränkungen; Master als Regelab-
schluss an allen Hochschulen, 
Rechtsanspruch auf einen Master-
Studienplatz; Reduktion der stu-
dentischen Arbeitslast; Förderung 
von studentischer und wissen-
schaftlicher Mobilität, kein Zwang 
zur Mobilität;  
Initiative zur Umgestaltung des 
BAföG zu einer bedarfsdeckenden, 
unabhängigen, � 
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Modernisierung der Regelungen 
der studentischen Mitbestimmung; 
Einsetzung von mehr Ressourcen 
für berufsbegleitende Studiengän-
ge, Unterstützung der Fachhoch-
schulen; 
mehr gezielte Beratung und spe-
zielle Codeschienen-Programme 
für Schul Absolventen mit Migra-
tionshintergrund, optimale Talent-
förderung und Eröffnung von 
Chancen; 
Schaffung von Voraussetzungen, 
dass Wissenschaftler an den Hoch-
schulen ihre Versorgungsansprü-
che in die private Wirtschaft mit-
nehmen können; leichtere Ermög-
lichung für Hochschulenprofesso-
ren einen Nebenjob in Industrie 
und Freienberufen anzunehmen; 
Stärkung des Modells "Industrie 
auf dem Campus" und Einbezie-
hung vor allem kleinerer und mitt-
lerer Unternehmen; 
wachsende Vernetzung zwischen 
Hochschulen, Forschungseinrich-
tungen und Unternehmen; 

der Beweislast zu Gunsten der 
Studierenden, in dem die Hoch-
schulen den Studierenden eine 
fehlende Qualifikation nachweisen 
müssen; 
„AdHocProgramm2012“, damit 
die Studienanfänger des Jahres 
2012 tatsächlich qualitativ und 
quantitativ ungeschmälerte Stu-
dienbedingungen haben; 
umfassendes und solide finanzier-
tes Sanierungsprogramm für 
Hochschulen, Universitätskliniken 
und ihre Bauten; 
Erreichbarkeit der Hochschulleh-
rendenlaufbahn über unterschiedli-
che Karrierewege, die Habilitation 
ist dabei immer nur eine Möglich-
keit; 
Einsatz für einen wirklichen Mit-
telbau an den Hochschulen mit 
sozialversicherungspflichtigen, 
unbefristeten Beschäftigungsver-
hältnissen; Einbeziehen der Nach-
wuchswissenschaftler und studen-
tischen Beschäftigten in die Tarif-
verträge; 
keine Privatisierung der Universi-
tätskliniken; dafür sorgen, dass das 
Land seiner Investitionsverpflich-
tung für die Universitätskliniken 
nachkommt; 

Ermöglichung eines Hochschul-
studiums für Menschen mit Behin-
derungen und chronischen Er-
krankungen; barrierefreie Hoch-
schulgebäude, Einsatz technischer 
Hilfsmittel, digital verfügbare 
Lernmittel, flexible Studienzeiten 
und Bedingungen; 
mittelfristig Einsatz dafür, dass für 
Studierende während des Studiums 
keine Studiengebühren oder - ent-
gelte zur Zahlung anfallen; bis 
dahin Festlegung einer für alle 
Studierenden einheitlichen Ober-
grenze, bis zu der die Hochschulen 
in eigener Verantwortung Gebüh-
ren erheben können; Einsatz von 
Studiengebühren und -entgelten 
ausschließlich zur Verbesserung 
der Lehre; 
Stärkung der studentischen Mitver-
antwortung an den Hochschulen 
durch Einführung eines Studieren-
denparlaments; Stärkung des Se-
nats der Hochschule, in dem alle 
Gruppen der Hochschulen vertre-
ten sind, in seinen Kompetenzen, 
auch bei der Wahl der Rektorate; 
Unterstützung von Privatisierungs-
absichten im Hochschulbereich, 
wo sie zweckmäßig erscheinen; 
 

Faire Aufnahmeverfahren beim 
Hochschulzugang; Ablehnung der 
verpflichtenden Aufnahmeprüfun-
gen in allen Studiengängen mit 
lokaler Zulassungsbeschränkung; 
Ausbau von Demokratie und Teil-
habe an den Hochschulen; demo-
kratisch legitimierte Leitung mit 
professionellen Management, ge-
wählten Gremien und einem um-
fassenden Qualitätsmanagement, 
Wiedereinführung der Verfassten; 
Studierendenschaft; Besetzung 
sämtlicher Gremien zu mindestens 
40 % mit Frauen; 
Bologna Prozess: grundlegende 
Überarbeitung der neuen Studien-
gänge vor allem an den Universitä-
ten, Reduzierung von Stofffülle 
und Prüfungsdichte; Reduzierung 
der Unübersichtlichkeit des Bache-
lorangebotes, Einführung breiter 
angelegter Studiengänge; 
Verbesserung der Situation der 
Promovierenden; keine Studienge-
bühren für die Promotionsphase; 
Reform der Finanzierung; Erarbei-
tung eines "Hochschulen Finanzie-
rungsplan 2020", der den mittel-
fristigen Bedarf der Hochschulen 
in einem landesweiten Programm 
festlegt; Abschaffung der Studien-
gebühren; gebührenfreies Erststu-
dium bis zum Masterabschluss 
beziehungsweise bis zum derzeit 
noch existierenden Staatsexamen; 
Ablehnung der Privatisierung von 
Universitätskliniken;  

 rückzahlungs- und repressions-
freien Studienfinanzierung als Teil 
eines umfassenden Sozialsystems;  
Anspruch auf ganztägige Betreu-
ung von Kindern ab dem dritten 
Lebensmonat für Studierende und 
wissenschaftlich Beschäftigte;  
Modernisierung der Personalstruk-
tur; Förderprogramme für die wis-
senschaftliche Qualifikation von 
Frauen bzw Personen mit Migrati-
onshintergrund; 
Wiedereinführung der verfassten 
Studierendenschaft mit  allgemein-
politischem Mandat; Stärkung der 
akademischen Selbstverwaltung 
und Demokratie, insbesondere 
durch die Abschaffung von Auf-
sichtsräten, der Erweiterung der 
Kompetenzen der Senate und Fa-
kultätsräte, die Gleichheit der Wahl 
aller Hochschulangehörigen; 
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 Ermöglichung lebenslangen Ler-
nens für alle, Stärkung der allge-
meinen und beruflichen Weiterbil-
dung im Land, um die Menschen 
auf ihrem Lebensweg zu unterstüt-
zen und den Fachkräftebedarf für 
die heimische Wirtschaft zu si-
chern;  
Schaffung von vernetzten, niedrig-
schwelligen und bezahlbaren Bil-
dungsangeboten für alle Bevölke-
rungsgruppen; 
Stopp des schleichenden Trends 
zur Privatisierung bei der öffent-
lich geförderten allgemeinen Wei-
terbildung; Anhebung der instituti-
onellen Landesförderung schritt-
weise von 5,8 % auf 13,6 %; 
sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung statt Einsatz von Ho-
norarkräften ohne Kündigungs-
schutz, Anspruch auf Urlaub oder 
Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall, Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohnes auch in der Weiter-
bildungsbranche; 
Ausbau der beruflichen Aus-, Fort- 
und Weiterbildung zu einem Sys-
tem mit Regelungen für Anerken-
nungen und Berechtigungen von 
Abschlüssen auf dem Weiterbil-
dungsmarkt; 
flächendeckende, unabhängige und 
vom Land mitfinanzierte Bil-
dungsberatung und Berufswegebe-
gleitung für Erwachsene, Verwirk-
lichung des Rechtsanspruchs auf 
Bildungsurlaub;  

Förderung von Weiterbildungsan-
geboten sowohl an beruflichen 
Schulen zur besseren Verzahnung 
von Aus- und Weiterbildung, als 
auch an überbetrieblichen Berufs-
bildungsstätten; Ausbau des Ange-
bots zur Aufstiegsfortbildung an 
Fachschulen; Ausbau der Netz-
werke im Bereich der allgemeinen 
und beruflichen Weiterbildung zur 
Vermeidung von teuren Doppel-
strukturen; Unterstützung der pri-
vaten Finanzierung von Weiterbil-
dungsmaßnahmen durch Einfüh-
rung oder Verbreiterung flexibler 
Finanzierungsinstrumente, Bil-
dungssparen, Langzeitkonten oder 
Bildungsgutscheine; Weiterbil-
dungskampagne und Projekte für 
weitere bildungsferne Zielgruppen 
zur Erhöhung der Weiterbildungs-
beteiligung; Förderung der Weiter-
bildung insbesondere für Wieder-
einsteiger; Weiterentwicklung 
überbetrieblicher Berufsbildungs-
stätten zu Kompetenzzentren le-
benslangen Lernens; Stärkung der 
Meister- und Technikerausbildung 
zur Sicherung des Fachkräfte-
nachwuchses; Schaffung von mehr 
Transparenz bei den Weiterbil-
dungsangeboten; Schaffung von 
möglichst wohnortnahen Angebo-
ten, der Möglichkeit des begleiten-
den Lernens und der Berücksichti-
gung individueller Bedürfnisse 
hinsichtlich Lernzeiten und � 

Verwirklichung lebenslangen Ler-
nens;  
bessere Förderung der Weiterbil-
dung; Gestaltung der Weiterbil-
dungsangebote, dass sie für alle 
zugänglich und finanzierbar sind; 
Rückgängigmachung der Kürzun-
gen beim zweiten Bildungsweg 
(Abitur und Realschulabschluss an 
Tages- und Abendschulen); 
Schaffung eines transparenten 
Weiterbildungsmarktes, der zertifi-
zierte Weiterbildungsbausteine 
anbietet, die je nach beruflichem 
Bedarf und persönlicher Lebensla-
ge in Anspruch genommen werden 
können; 

Förderung lebenslangen Lernens 
durch Einführung großzügiger 
Regelungen für Bildungs- und 
Qualifizierungsurlaub;  
Bereitstellen von Landesmitteln, 
um die berufliche Weiterbildung 
weit stärker als bisher zu unterstüt-
zen; 
Festlegung von bezahltem Bil-
dungsurlaub zur beruflichen und 
politischen Bildung für alle arbei-
tenden Menschen in einem Lan-
desbildungsurlaubsgesetz; 
keine Bildungsgebühren in der 
Erwachsenenweiterbildung; 
Anerkennung der Weiterbildung 
als Fünfte Säule des Bildungswe-
sens und als öffentliche Aufgabe; 
für die in der Weiterbildung be-
schäftigten Lehrer sollen dieselben 
sozialen Standards gelten wie für 
andere; 
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   veränderter Lerngewohnheiten; 
Ergänzung traditioneller Lernfor-
men durch Medienunterstützung 
und neue pädagogische Vermitt-
lungswege;  
Schaffung von seniorengerechten 
Angeboten auch an den Hoch-
schulen;  
Erhalt und weitere Förderung von 
Institutionen des Zweiten Bil-
dungsweges;  
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Kinderland Baden-Württemberg: 
Unterstützung für die, die ihre 
Kinder selbst betreuen und erzie-
hen möchten, genau wie für dieje-
nigen, die private und öffentliche 
Betreuungsangebote nutzen; Wei-
terentwicklung des Programms 
"Stärke" zur Förderung von All-
tags-, Erziehungs- und Elternkom-
petenz; Ausdehnung des Pro-
gramms auf werdende Eltern, El-
tern größere Kinder sowie minder-
jährige und in Ausbildung befindli-
che Eltern; 
Ausbauziel bei der Kleinkinder-
betreuung mit einer Versorgungs-
quote von 34 % bis zum Jahr 2013; 
Unterstützung des weiteren Aus-
baus der Kleinkinderbetreuung; 
Umsetzung des Rechtsanspruchs 
auf einen Betreuungsplatz für ein- 
bis unter dreijährige Kinder; 
Verbesserung der Qualität der 
Kinderbetreuungsangebote; 
Unterstützung der Ausbildung von 
Fachkräften in Studiengängen für 
frühkindliche Bildung, Unterstüt-
zung der berufsbegleitenden Wei-
terbildung der Fachkräfte im Er-
ziehungsbereich; 
Einführung eines Baukindergeldes; 
Einsatz für kommunale Initiativen, 
die es Eltern mit Kindern durch 
geeignete Förderinstrumente er-
leichtern, Wohneigentum zu er-
werben; 
möglichst umfassende Sprachför-
derung bereits im Kindergarten; 

Unterstützung der Kommunen bei 
der Umsetzung des Rechtsan-
spruchs auf einen Betreuungsplatz 
ab dem ersten Lebensjahr; be-
darfsgerechter Ausbau der Betreu-
ungs- und Bildungsangebote für 
Null- bis Dreijährige; Einführung 
beitragsfreier Kindergärten Schritt 
für Schritt bis 2016; komplett kos-
tenlose Betreuung in der Krippe 
und im Kindergarten, bei gleichzei-
tiger Kindergartenpflicht von der 
Vollendung des dritten Lebensjah-
res bis zum Schuleintritt; 
breit angelegte Qualitätsoffensive 
in den Kindertageseinrichtungen, 
Verwirklichung der Sprachförde-
rung von Beginn an; 
bessere Eingruppierung von Er-
zieherinnen und Erziehern hin-
sichtlich ihrer Entlohnung; Erhö-
hung des Anteils an männlichen 
Erziehern; Verbesserung der Per-
sonalausstattung mit Fachkräften 
und höhere Qualifizierung; Ableh-
nung einer Flexibilisierung der 
Arbeitszeiten zulasten der Erziehe-
rinnen und Erzieher; schrittweise 
Weiterentwicklung der Kinderta-
gesstätten zu pädagogischen Zent-
ren für frühkindliche Förderung 
und Beratung, Eltern- und Famili-
enbildung; 
stärkere Verzahnung zwischen 
Kindergarten und Grundschule; 
inklusive Kinderbetreuungseinrich-
tungen; 

Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, Erleichte-
rung des Wiedereinstiegs in den 
Beruf; Sicherstellung der Verein-
barkeit von beruflichem Engage-
ment und familiären Pflichten 
spätestens im Anschluss an die 
Phase des Bezugs von Elterngeld; 
Ausbau der Angebote der Tagesel-
tern und Betreuungseinrichtungen; 
Sicherstellung und Verbesserung 
der Qualifizierung der in diesen 
Bereichen Tätigen und ihrer Ent-
wicklungsperspektiven; 
weiterer Umbau des Landeserzie-
hungsgeldes, um diese Mittel in 
Betreuungs- und Bildungsangebote 
zu investieren oder für andere, 
unmittelbar den Kindern zugute 
kommende Leistungen einzuset-
zen;  
Weiterentwicklung von Nachmit-
tagsbetreuung und Ferienbetreu-
ung für Schülerinnen und Schüler; 
frühere und zielgerichtetere Unter-
stützung von Familien durch bes-
sere Vernetzung zwischen den 
Hilfsangeboten;  
Förderung einer Kultur des Hinse-
hens und Eingreifens bei Gewalt 
gegen Kinder und Jugendliche; 
Stärkung des Konzepts der Famili-
enhebammen; 
Evaluierung und gegebenenfalls 
Weiterentwicklung des Kinder-
schutzgesetzes; 
Stärkung der freien Jugendbünde 
und Jugendverbände; 

Kinder-Grundsicherung, die den 
tatsächlichen Bedürfnissen von 
Kindern und Jugendlichen ent-
spricht; 
Konzentrierung der Wohnraum-
förderung des Landes auf ihren 
sozialen Zweck, Förderung des 
Mietwohnungsbaus in Ballungs-
räumen für die am Wohnungs-
markt benachteiligten Gruppen; 
Beendigung der Förderung des 
Wohneigentums in Wohnraumför-
derprogrammen; 
materielle Hilfen und flächende-
ckende und für alle zugängliche 
Infrastruktur; bessere Vernetzung 
und Absicherung der bestehenden 
Beratungs- und Unterstützungsan-
gebote bei familiären Krisen; mehr 
Präventions- und Interventionsan-
gebote, die an der frühen Bezie-
hungen zwischen Kind und 
Betreuungsperson ansetzen; früh 
greifende Sprachförderungsmaß-
nahmen in der Kinderbetreuung; 
Chancengerechtigkeit für Kinder 
mit Migrationshintergrund; 
Ausbau der Jugend- und Schulso-
zialarbeit;  
Vollständige Umsetzung des 
Rechtsanspruchs auf einen Platz in 
einer Betreuungs- und Bildungsein-
richtung für Kinder unter drei 
Jahren ab 2013; Umschichtung des 
Landeserziehungsgeldes schrittwei-
se in die U3-Betreuungs- und Bil-
dungseinrichtungen; weiterer Aus-
bau der U3-Bildungs-und � 
 

Erneuerung und Fortentwicklung 
der sozialen Sicherungssysteme; 
jährlicher Armuts- und Reich-
tumsbericht; 
Sanktionsfreie und bedarfsorien-
tierte Grundsicherung, kein Hartz 
IV; Ablehnung von Zwangsumzü-
gen; Orientierung der als angemes-
sen geltenden Mietpreise von SGB 
II-Betroffenen an den ortsüblichen 
Mieten; kostenloser Zugang zu 
öffentlichen Einrichtungen und 
Vereinen für Kinder aus Hartz IV 
Haushalten und zumindest auch 
anderen gering Verdienenden; 
Elterngeld auch für Hartz IV-
Bezieher; Sozialabgaben (RV-
Beitrag) auch für Hartz IV-
Bezieher und sonstige Geringver-
diener; Einführung eines Sozial-
passes mit Sozialticket; Förderung 
und Ausbau von Erwerbslosen-
zentren und Erwerbslosenbera-
tung; kostenloses warmes Mittag-
essen in Schulen und Kindertages-
stätten; 
dauerhafte Wiederbelebung des 
sozialen Wohnungsbaus; sofortiges 
Wohnraumförderprogramm von 1 
100 Mio €; Wiedereinführung der 
"Kostenmiete" bei Sozialwohnun-
gen; Ablehnung der Privatisierung 
von Wohnungen im öffentlichen 
Eigentum; Ausbau sozialer Infra-
struktur wie Jugendhäuser, Spiel-
plätze, Schul Sozialarbeit, mobiler 
Jugendarbeit; 
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Einführung eines kostenfreien, 
verpflichtenden Kindergartenjahrs 
für Kinder ab fünf Jahren vor dem 
Eintritt in die vierjährige Grund-
schule; 
flächendeckender Ausbau des Pro-
gramms "Singen- Bewegen-
Sprechen" innerhalb der nächsten 
Legislaturperiode; 
Schutz der Kinder vor Gewalt und 
Missbrauch; Vorrang des Kinder-
schutzes gegenüber kommerziellen 
Interessen im privaten und im 
öffentlich-rechtlichen Fernsehen; 
Fortführung und Weiterentwick-
lung des bewährten Kinderschutz-
konzeptes Baden-Württemberg mit 
den Säulen Früherkennung und 
Prävention, Ausbau der frühen 
Hilfen, gezielte Qualifizierung der 
Fachkräfte und Vernetzung der 
Akteure im Kinderschutz; 
Unterstützung für Eltern bei uner-
fülltem Kinderwunsch; Überprü-
fung der Kriterien für Adoptionen; 
Schutz des ungeborenen Lebens; 
Verbesserung der Grundlagen 
dafür, dass jedes ungeborene Kind, 
auch unter erschwerten Bedingun-
gen, angenommen wird; Ein-
schränkung der immer weiter zu-
nehmenden Zahl der Spätabtrei-
bungen; Verbot der PID; 

Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf; Anspruch 
auf Ganztagsbetreuung; Ausbau 
der öffentlichen Kinderbetreuung 
von der Krippe und der Kinder 
Tagespflege über den Kindergarten 
bis hin zur Ganztagsschule in 
Quantität als auch im Qualität; 
Anpassung der Öffnungszeiten der 
Betreuungseinrichtungen an die 
Arbeitszeiten der Mütter und Vä-
ter; schrittweise Abschaffung der 
Elternbeiträge, beginnend mit dem 
kostenlosen letzten Kindergarten-
jahr; 
Einlösung des Versprechens eines 
Rechtsanspruchs auf frühkindliche 
Förderung in einer Tageseinrich-
tung für Kinder oder im Kinder 
Tagespflege, mit solider Bedarfs-
planung und einer deutlich höhe-
ren finanziellen Beteiligung des 
Landes;  
Bekämpfung von Kinder- und 
Familienarmut durch ein umfas-
sendes Maßnahmenbündel: Förde-
rung von Wohnungsbau und sozi-
alräumlicher Planung, Garantie der 
Zugänge zu gebührenfreier 
Betreuung und Bildung, zu Ge-
sundheitsversorgung und zu sozia-
len und kulturellen öffentlichen 
Diensten, gesetzlicher Mindestlohn 
und Bekämpfung prekärer Be-
schäftigung; 
dauerhafte und verlässliche Förde-
rung der Medienbildung; 

Stärkung der Jugendpolitik mehr 
als bisher als eigenständigen Poli-
tikbereich;  
Schaffung von mehr Partizipati-
onsmöglichkeiten für Kinder und 
Jugendliche;  
Nutzung der Chancen der neuen 
Medien; Stärkung der Medienkom-
petenz von Jugendlichen und El-
tern;  

 Betreuungsplätze, spürbare 
Verbesserung der pädagogischen 
Rahmenbedingungen; einkom-
mensabhängige Erhebung der 
Beiträge; 
flächendeckende, verbindliche 
Einführung und Weiterentwick-
lung des Orientierungsplans, um 
für alle Kitas einheitliche Standards 
und Rahmenbedingungen für das 
frühkindliche Lernen zu erreichen; 
ganzheitliches Sprachförderungs-
konzept, dass in den Alltag der 
Kindheit integriert wird; Ersetzung 
von Sprachtests durch systemati-
sche Beobachtung und Dokumen-
tation der Sprachentwicklung der 
Kinder sowie dazugehörende El-
terngespräche; 
schrittweise Einführung eines in-
klusiven Bildungssystems, auch für 
Kitas mit verbindlicher Aufnahme 
ins Kindergartengesetz; 
flächendeckende Ausbau der Kitas 
zu wohnortnahen Familienzentren; 
Aktionsplan für mehr Fachkräfte 
in den Kitas; gezielte Anwerbung 
junger Männer als Erzieher; 
Verankerung von Kinderrechten in 
der Landesverfassung; aktives 
Wahlrecht ab 16 Jahren bei allen 
Wahlen; kinder- und jugendfreund-
liche Stadtplanung; Ausweitung des 
bestehenden Angebots an Jugend-
freiwilligenplätzen; Erhalt und 
bedarfsgerechter Ausbau von Kin-
der- und Jugendhäusern; 

Ausbau der Kleinkindbetreuung 
ohne Abstriche; in Großstädten 
sind zusätzliche Kapazitäten zu 
schaffen; Gebührenfreiheit des 
Besuchs des Kindergartens; Aner-
kennung von Kitas als Bildungs-
einrichtung und Finanzierung vom 
Land;  
Ablehnung jeder Gebührenerhö-
hung;  
Öffnungszeiten der Kitas müssen 
sich nach dem Bedarf der Eltern 
richten; Verkleinerung der Kita- 
Gruppen, umfassende Qualifizie-
rung des Personals durch Studium 
und Weiterbildung;  
ausreichende Sprachförderangebo-
te für alle Kinder mit sprachlichen 
Defiziten; Förderung der Mehr-
sprachigkeit von Kindern mit 
Migrationshintergrund;  
gemeinsame Betreuung und Förde-
rung von Kindern mit und ohne 
Behinderungen; barrierefreie 
Räumlichkeiten und sonderpäda-
gogische Begleitung und Beratung 
im Gruppenalltag; 
Leistung einer Jugendpauschale 
durch das Land in Verbindung mit 
dem Gemeindefinanzausgleich; 
Neubestimmung des Verhältnisses 
von Arbeitsförderung und Jugend-
hilfe für besonders gefährdete 
Jugendliche; Wiedereinführung der 
Jugendhilfeberichterstattung; 
Überarbeitung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes; 
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Gleichberechtigte und selbstbe-
stimmte Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen; 
umfassend barrierefreies Gemein-
wesen, selbstbestimmtes Wohnen 
und Teilhabe am Arbeitsleben;  
Umsetzung der gemeinsamen Er-
ziehung und Bildung von Kindern 
und Jugendlichen mit und ohne 
Behinderung;  
Unterstützung von Eltern von 
behinderten Kindern in besonde-
rem Maße; 

Verwirklichung von Inklusion; 
Umsetzung der UN- Behinderten-
rechtskonvention in Baden- Würt-
temberg;  
deutlicher Ausbau des Behinder-
tengleichstellungsgesetzes;  
Ausweitung des Benachteiligungs-
verbots für öffentliche Stellen auf 
dem kommunalen Bereich, Garan-
tie des Rechtes für Menschen mit 
Behinderungen, im Umgang mit 
Behörden Gebärdensprache und 
andere Kommunikationshilfen zu 
verwenden sowie des Rechtes auf 
eine barrierefreie Gestaltung des 
Schriftverkehrs; Ergänzung durch 
verpflichtende Barrierefreiheit der 
Internetauftritte;  
Einsetzung eines offiziellen Lan-
desbeauftragten für die Belange 
behinderter Menschen und fest 
etablierter Berater in Fragen der 
Behindertenpolitik für jeden Stadt- 
und Landkreis;  

Entwicklung eines Aktionsplans 
zur Umsetzung der UN-
Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen; 
Voranbringen der Barrierefreiheit 
und Weiterentwicklung in den 
Förderprogrammen des Landes 
wie beispielsweise Städtebauförde-
rung, Landeswohnraumförde-
rungsprogramm und Tourismus-
förderung zu einem zentralen 
Handlungsfeld; Weiterentwicklung 
von Integrationsprojekten und 
Werkstätten für behinderte Men-
schen; 
Ablehnung einer generellen Ab-
schaffung aller Sonderschulen; 
freie Wahlen für die Eltern, ob ihr 
Kind an einer Sonder- oder Regel-
schule unterrichtet werden soll; 
Fortführung der bisherigen Lan-
desförderung der Selbsthilfegrup-
pen und Beibehaltung der guten 
Einbindung im Landes- Behinder-
tenbeirat;  
Weiterentwicklung der Förderung 
von Selbsthilfeverbänden als ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe auch 
unter Einbeziehung der Kommu-
nen; 

Beseitigung der Barrieren, die 
Menschen mit Behinderung von 
der vollständigen gesellschaftlichen 
Teilhabe abhalten; Setzung der 
baulichen Rahmenbedingungen, 
damit Menschen mit Behinderun-
gen sich ungehindert bewegen 
können; 
inklusive frühkindliche Förderung, 
Besuch eines Regelkindergartens 
für alle Kinder und inklusive Schu-
le für alle; 
Rückbau großer zentraler Son-
dereinrichtungen, Öffnung für 
neue, kleinteiligere Wohnkonzepte; 
Anwendung und Ausbau des be-
stehenden Rechts auf ein persönli-
ches Budget für Menschen mit 
Behinderung; Erhalt Landesblin-
dengeldes; 
Öffnung des ersten Arbeitsmarktes 
für Menschen mit Behinderung; 
Installierung einer kompetenten 
und unabhängigen Ansprechper-
son, die nach Möglichkeit selbst 
ein Mensch mit Behinderung sein 
sollte und nicht Mitglied der Lan-
desregierung ist;  
grundlegende Überarbeitung des 
Landesbehindertengleichstellungs-
gesetzes, Ausstattung mit einklag-
baren Rechten für Menschen mit 
Behinderung; 

Aktionsplan zur Umsetzung der 
UN Behindertenrechtskonvention 
unter Einbeziehung von Experten 
aus Selbsthilfegruppen;  
Inklusive Bildung vom Kindergar-
ten bis zur Hochschule und 
schrittweise Umwandlung von 
Förderschulen in qualifizierter 
Regelschulen;  
Recht auf Arbeit für Menschen mit 
Behinderungen zu einem Tarif-
bzw Mindestlohn; Beschäftigungs-
pflicht für alle Betriebe, die Men-
schen mit Behinderung aufnehmen 
können;, ansonsten Ausgleichsab-
gabe; 
Recht auf selbstbestimmtes Leben 
im eigenen Zuhause statt Unter-
bringung in Heimen; Recht auf 
eine bedarfsdeckende, vermögens- 
und einkommensunabhängige 
„selbstbestimmte persönliche As-
sistenz" ohne Kostenvorbehalt; 
Abschaffung der Unterhaltspflicht 
Familienangehöriger bei behinde-
rungsbedingten Kosten; 
Behindertenbeauftragte von Land, 
Stadt und Kreisen müssen selbst 
Betroffene sein; hauptamtliche 
Beschäftigung in Gemeinden mit 
mehr als 20.000 Einwohnern;  
Barrierefreiheit öffentlicher und 
privater Räume, des öffentlichen 
Nah- und Fernverkehrs und von 
Dienstleistungen, zum Beispiel in 
Information und Kommunikation;  
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(s. auch Gesellschaft und Soziales/ 
Demographischer Wandel, Senio-
ren) 
 
Prüfung eines Studiengangs für 
Pflegekräfte, Einsatz für die weite-
re Entwicklung der Pflegehelferbe-
rufen; Verbesserung der Ein-
stiegsmöglichkeiten für Schüler; 
Verbesserung der Ausbildungs-
möglichkeiten zum Service Helfer 
oder Alltagsbetreuer für Menschen 
ohne Schulabschluss; 
 

Einbindung aller an der Pflege 
beteiligten Akteure in einem 
Netzwerk, um die Qualität der 
Pflege nachhaltig zu verbessern 
und zu sichern; 
Ausbau der Pflegeinfrastruktur; 
quantitativer und qualitativer Aus-
bau von Pflegestützpunkten; He-
ranziehung der privaten Kranken-
kassen zur Finanzierung der Pfle-
gestützpunkte; 
Etablierung eines Instituts für 
Pflegewissenschaft an einer Uni-
versität in Baden-Württemberg; 
Ausbau des Angebots für Studien-
gänge der Pflegepädagogik; 
Einsatz für vollwertige Studien-
gänge in Pflege, Physiotherapie, 
Ergotherapie, Logopädie und für 
Hebammen an den Universitäten; 
Erweiterung des Angebots der 
staatlichen Schulen und Öffnung 
des Zusatzangebotes auch für 
Schülerinnen und Schüler privater 
Pflegeschulen; 

Erhöhung der Attraktivität der 
Berufe im Pflegebereich, Ergreifen 
von Maßnahmen, um den Bedarf 
an Pflegefach- und Pflegehilfskräf-
te zu decken; 
Beseitigung wettbewerbsverzer-
render Finanzierungsunterschiede 
zwischen stationären und ambulan-
ten Wohnformen, Erhöhung der 
Durchlässigkeit und Wahlmöglich-
keiten zwischen den Hilfeformen; 
bessere Unterstützung der in der 
häuslichen und familiären Pflege 
Tätigen, Förderung der Vereinbar-
keit von häuslicher Pflege und 
Erwerbstätigkeit; 
Entbürokratisierung der legalen 
sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung von Haushaltshilfen; 
Vereinfachung des Einsatzes aus-
ländischer Hilfskräfte und Förde-
rung der Qualitätssicherung in 
diesem Bereich; 
Verbesserung der Betreuung von 
Heimbewohnern mit innovativen 
Ansätzen; 
Weiterentwicklung der Pflegeversi-
cherung und Neudefinition unter 
Einschluss demenzieller Erkran-
kungen; Ausbau und Verbesserung 
der Angebote und Leistungen für 
Demenzkranke;  
Entkoppelung des Versicherungs-
beitrages vom Arbeitsentgelt aus 
abhängiger Beschäftigung, Aufbau 
eines soliden Kapitalstocks; 

Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen in der Pflege; 
Verbesserung des Angebots der 
professionellen Nachbarschaftshil-
fe und Tagespflege, Förderung der 
Weiterbildung ehrenamtlicher zu 
Alltagsassistenten und Alltagsbe-
gleitern; 
umfassende Qualitätssicherung für 
alle Einrichtungen und pflegeri-
schen Dienste, vollständige Über-
arbeitung des Landesheimgesetzes; 

Ersetzung des Systems der Pflege-
stufen durch ein ganzheitliches 
Pflegekonzept; flächendeckend 
Einrichtungen der ambulanten 
Pflege mit gut ausgebildeten und 
bezahlten Beschäftigten (Pflege-
stützpunkte); 
das Leben in Mehrgenerationen-
häusern und im betreuten Wohnen 
muss durch den sozialen Woh-
nungsbau für alle Menschen finan-
zierbar sein; 
erweiterter Pflegebedürftigkeits-
begriff, der die Überwindung der 
körperbezogenen Hilfeleistung und 
eine verbesserte soziale Teilhabe, 
auch für Demenzkranke, vorsieht; 
Durchsetzung des Rechts auf freie 
Heimplatzwahl von Sozialhilfe-
empfängern;  
Verbesserung der Mindestheim-
bauverordnung, Umsetzung des 
Rechts auf ein Einzelzimmer und 
ausreichenden Wohnraum im Al-
tenheim unverzüglich in schon 
bestehenden wie neu gebauten 
Heimen; 
deutliche personelle Aufstockung 
der Aufsicht in den Landratsäm-
tern;  
Aufstockung des Personals in den 
Heimen durch kommunale, karita-
tive und private Träger von Pfle-
geheimen; Weiterentwicklung der 
Heimmitwirkungsverordnung; 
sofortiger und verpflichtender 
flächendeckender Ausbau der Pfle-
gestützpunkte;  
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Gesundheit: flächendeckende me-
dizinische Versorgung auf höchs-
tem Qualitätsniveau, besonders im 
ländlichen Raum; 
größere regionale Gestaltungsspiel-
räume gerade bei den Ärztehono-
raren und dem Risikostrukturaus-
gleich; Einsatz für den Fortbestand 
erfolgreich praktizierter Haus- und 
Fachärzteverträge; 
Stärkung von Gesundheitsförde-
rung und Prävention; 
Sicherstellung der bestmöglichen 
Qualität der Behandlung für alle 
Menschen; Sicherstellung einer 
leistungsfähigen, effizienten und 
wohnortnahen stationären Kran-
kenhausversorgung; 
(Gesundheitsversorgung Ländli-
cher Raum s.o. Wirtschaft/ Struk-
turpolitik) 

Notwendige medizinische Versor-
gung muss ohne Hürden für alle 
zugänglich sein; Ablehnung von 
Kopfpauschale, Vorkasse und 
Zuzahlungen; Ablehnung der 
schleichenden Privatisierung des 
individuellen finanziellen Risikos 
der Krankenbehandlung; 
Einführung einer Bürgerversiche-
rung, wo alle Bürgerinnen und 
Bürger in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung mit gleichen 
Rechten und Pflichten versichert 
werden, unabhängig von Alter, 
Einkommen oder sonstigem sozia-
lem Status; Bundesratsinitiative für 
die Öffnung der gesetzlichen 
Krankenversicherung für neu ein-
gestellte Beamtinnen und Beamte 
als erster Schritt; 
Schaffung eines einheitlichen, öf-
fentlich-rechtlichen Krankenversi-
cherungssystems mit einem umfas-
senden Leistungskatalog, der das 
medizinisch notwendige absichert; 
Entwicklung eines Landesgesund-
heitsplanes mit den Bürgerinnen 
und Bürgern, die in Dienstleistern 
im Gesundheitswesen und den 
Kostenträgern; Organisation von 
Gesundheitsregionen, die Steue-
rungs Kompetenzen vor Ort erhal-
ten; regionale Budgets zur Versor-
gungsförderung, um Ärzte, Kran-
kenhäuser und andere Dienstleister 
im Gesundheitswesen im ländli-
chen Raum zu unterstützen; 

Steigerung der Attraktivität des 
Arztberufes, Modernisierung der 
Zugangsvoraussetzungen zum 
Medizinstudium; Gestaltung des 
Medizinstudiums, dass der Allge-
meinmedizin mehr Aufmerksam-
keit geschenkt wird und die Absol-
venten zur Niederlassung als Arzt 
ermutigt werden;  
bedarfsgerechte Weiterentwicklung 
der Krankenhauslandschaft, Er-
leichterung der Beteiligung Privater 
an den Universitätskliniken; mittel-
fristig geordnete Überführung in 
eine monistische Krankenhausfi-
nanzierung; 
Finanzierung der Beiträge für Kin-
der als gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe aus allgemeinen Steuer-
mitteln; Aufbau eines Kapital-
stocks zur Bewältigung der Her-
ausforderungen des demographi-
schen Wandels; Ergänzung des 
Prinzips durch ein System der 
Kostenerstattung mit Wahlmög-
lichkeit für den Versicherten; An-
passung der Gebührenordnungen 
sowie der Bewertungsmaßstäbe an 
aktuelle sachliche Erfordernisse, 
wissenschaftliche und betriebswirt-
schaftliche Erkenntnisse; 
Gestaltung der Verordnung von 
Arzneimitteln, dass Ärztinnen und 
Ärzte nicht durch eine kostenin-
tensive Patientenstruktur in Re-
gresssituationen kommen; 
 

Gute präventive Gesundheitspoli-
tik, wohnortnahe medizinische 
Versorgung und flächendeckendes 
Pflegeangebot; 
Neuregelung der ärztlichen Vergü-
tung: Nicht Geräteeinsatz, sondern 
gesprächs- und zeitintensive Medi-
zin muss besser honoriert werden; 
Abfederung der drohenden medi-
zinischen Unterversorgung auf 
dem Land durch Schaffung klein-
räumigerer Planungsbezirke für die 
Niederlassung von Hausärzten; mit 
Anreizstrukturen wie zum Beispiel 
günstige Praxismieten, Umsatzga-
rantien und Rotationssystemen; 
Krankenhausplanung muss in der 
Zuständigkeit des Landes bleiben; 
vollständige Übernahme der Inves-
titionskosten der Krankenhäuser; 
Erhöhung der Mittel für Investiti-
onskosten auf 600 Mio € pro Jahr; 
zusätzlich zur Krankenhausversor-
gung Ausbau komplementärer 
Angebote, zum Beispiel Verbesse-
rung der ambulanten gemeindena-
hen Hilfen durch die Sozialpsychi-
atrischen Dienste; 
Weiterentwicklung von Prävention 
und Gesundheitsförderung zu 
einem gesundheitspolitischen 
Schwerpunkt; stärkere Veranke-
rung in Schulen, Kindertagesstät-
ten, Betrieben und Krankenhäu-
sern und in weiteren gesundheits-
relevanten Politikfeldern, etwa in 
der Arbeitsmarkt-, Umwelt- und 
Verkehrspolitik; 

Rückkehr zur paritätisch finanzier-
ten Krankenversicherung, in die 
Beschäftigte und Arbeitgeber zu 
gleichen Anteilen einzahlen; 
Weiterentwicklung der gesetzlichen 
Krankenversicherung zu einer 
allgemeinen Bürgerversicherung, in 
der alle nach ihrem Einkommen 
einzahlen; Einbeziehung aller Ein-
kommensquellen; 
keine Kopfpauschale; keine Vor-
auszahlungen bei Arztbesuchen 
und Medikamenten, Hilfs- und 
Heilmitteln; 
Integrierung der Privatversiche-
rungen in das System der Bürger-
versicherung; 
strikte Regulierung der Arzneimit-
telpreise und der Kosten medizini-
scher Geräte; 
gebührenfreie Prävention; Förde-
rung des betrieblichen Gesund-
heitsschutzes auch in Mittel- und 
Kleinbetrieben; Erkennung und 
Abbau physischer und psychischer 
Belastungsfaktoren durch mehr 
Analysen von Arbeitsplätzen und 
Ausbau des Betriebsärztlichen 
Dienstes; Förderung gesundheits-
bewussten Verhaltens durch ge-
schlechter- und altersspezifische 
Angebote; Förderung der Inan-
spruchnahme von Leistungen der 
Gesundheitsvorsorge durch be-
nachteiligte Bevölkerungsgruppen;  
Ausbau einer geschlechtsspezifi-
schen Gesundheitsvorsorge und -
forschung;  
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Werben für ehrenamtliche Dienste, 
notwendige Unterstützung für die 
ambulanten Hospizdienste; 
entschiedene Ablehnung der akti-
ven Sterbehilfe; 

Entwicklung und Aufbau von 
kommunalen Gesundheitszentren 
überall dort, wo die hausärztliche 
und fachärztliche Grundversor-
gung nicht gesichert ist; 
Entwicklung eines Gesundheitsat-
las, mehr Transparenz über Häu-
figkeit und Qualität der Behand-
lungen; 
Einrichtung von Gesundheitsför-
derungs- und Präventionszirkeln in 
jedem Land- und Stadtkreis; Zu-
sammenfassung und umfassende 
Förderung der bestehenden und 
notwendigen Initiativen und Bau-
steine in einem Landesprogramm 
zur Gesundheitsförderung; 
Integrierte und gleichwertige Be-
handlung seelischer und körperli-
cher Erkrankungen; enge Verzah-
nung ambulanter und stationärer 
Hilfen; 
bedarfsgerechte finanzielle Förde-
rung und Erhaltung von leistungs-
fähigen Krankenhäusern in Stadt 
und Land;  
Ablehnung einer Privatisierung 
von Krankenhäusern, stattdessen 
regionale Gesundheitsplanung, die 
Kommunen und Kostenträger 
einbezieht; schrittweise Verdoppe-
lung der Investitionsmittel für die 
gemeinnützigen Krankenhäuser; 
Sicherung der guten Patientenver-
sorgung durch Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung und Mindest 
Personalzahlen in einem Landes-
krankenhausgesetz; 

Ermöglichung einer Berücksichti-
gung regionaler Besonderheiten bei 
der Honorarverteilung, Sicherstel-
lung, dass Baden-Württemberg im 
föderalen Ausgleich nicht über-
proportional belastet wird;  
Modernisierung der Selbstverwal-
tungskörperschaften und -gremien; 
Stärkung der geriatrischen Rehabi-
litation; 
Weiterentwicklung von Hospiz 
und spezialisierter ambulanter 
Palliativversorgung und Sicherstel-
lung ihrer Finanzierung; 
bessere ärztliche Versorgung im 
ländlichen Raum; Förderung durch 
langfristige und gesicherte Rah-
menbedingungen; Reduzierung der 
Bürokratie und Korrektur fehlge-
richteter Budgets;  
Förderung der Bildung von Ver-
bünden und vernetzten Strukturen; 
sachgerechte Weiterentwicklung 
der Kriterien der Bedarfsplanung 
für die Versorgung mit Allgemein- 
und Facharztpraxen; Weiterent-
wicklung innovativer Ansätze wie 
Telemedizin unter Wahrung der 
Datensicherheit und des Daten-
schutzes;  
Schaffung effizienter Angebote 
durch Verzahnung des ambulanten 
mit dem stationären Bereich;  

Verbesserung der Gesundheits-
chancen sozial benachteiligter 
Menschen durch zielgruppenspezi-
fische Präventionsangebote;  
gezielte Förderung von Projekten 
im Bereich der Männergesundheit;  
Ermöglichung einer Einrichtung 
unabhängiger Patientenberatungs-
stellen in allen Regionen des Lan-
des; 

bessere Anreize für Allgemein- und 
Fachärzte, sich im ländlichen Be-
reich niederzulassen; entsprechen-
de Umschichtung der ärztlichen 
Honorare über die kassenärztli-
chen Vereinigungen;  
Einrichtung eines wesentlich eng-
maschige Netzes von Rettungs-
diensten und Notarztsitzen im 
dünner besiedelten Süden; Einrich-
tung der Position eines "Ärztlichen 
Leiters Rettungsdienst"; organisa-
torische Reform des allgemeinen 
ärztlichen Notdienstes; 
Verdoppelung der Investitionsmit-
tel für Krankenhäuser auf 600 Mio 
€ im Jahr, stufenweiser Abbau des 
Investitionsstaus von 1,5 Mrd € als 
Sofortmaßnahme; 
Ablehnung des Verkaufs von öf-
fentlichen Krankenhäusern an 
private Klinikbetreiber; 
Stärkung der Autonomie von Uni-
kliniken und Zentren für Psychiat-
rie; Förderung von Kooperationen 
mit umliegenden Krankenhäusern 
und eigenen Schwerpunktbildun-
gen; 
Wiederherstellung der Leistungsfä-
higkeit des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes (Öl GE); 
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Unterstützung der Arbeit der Seni-
orennetzwerke; 
Bereithalten von ausreichend Stu-
dienplätzen für Senioren; 
Aufbau und Weiterentwicklung 
wohnortnaher Pflegedienststruktu-
ren; 
älteren Menschen die Chance ge-
ben, sich zwischen verschiedenen 
Formen des Zusammenlebens 
oder der Betreuung frei und indi-
viduell entscheiden zu können; 
Reduzierung von Hemmnissen 
und Barrieren der familiären und 
ehrenamtlichen Betreuung; Ver-
besserung der Vereinbarkeit von 
Pflege mit dem Beruf und der 
Familie; Ausbau ambulanter Ein-
richtungen; Unterstützung des 
Engagements lokaler Initiativen; 
flächendeckender Ausbau von 
Pflegestützpunkten; Fortentwick-
lung von für ältere Menschen zeit-
gemäßen, individuell gestaltbaren 
Wohn- und Betreuungsformen im 
ganzen Land, als Ergänzung zum 
klassischen Alten- und Pflegeheim; 
Förderung von Wohnprojekten, in 
denen verschiedene Generationen 
Verantwortung füreinander über-
nehmen;; 
Ausweitung des Modells von Pro-
jektwochen für alle Schulen im 
Lande; Einrichtung von Sozial-
Praktika in allen Schulen; 

Sicherung der gesellschaftlichen 
und politischen Teilhabe älterer 
Menschen in unserer Gesellschaft; 
Sorge dafür, dass sie mitreden, 
mitbestimmen und mitgestalten; 
Verwirklichung einer aktivierenden 
Seniorenpolitik, in der älteren 
Menschen nicht das Objekt von 
Fürsorge sind, sondern in ihrer 
Selbstständigkeit gestärkt werden; 
Teilhabe am Arbeitsleben durch 
lebensbegleitendes Lernen, aktiven 
Gesundheitsschutz und Anpassung 
des Arbeitslebens an eine älter 
werdende Erwerbsgesellschaft; 
Förderung der gesellschaftlichen 
Teilhabe durch Mitwirkung an der 
politischen Willensbildung 
Unterstützung von Projekten wie 
Mehrgenerationenhäuser und Part-
nerschaftsmodelle; 
gesellschaftliche Anerkennung des 
ehrenamtlichen und bürgerschaftli-
chen Engagements gerade älterer 
Menschen; 
barrierefreie Wohnungen und Ver-
kehrssysteme sowie eine Pflegepo-
litik, die selbständige Lebensfüh-
rung in der gewohnten häuslichen 
Umgebung so lange wie möglich 
sicherstellt; 

Verbesserung der Beschäftigungs-
lage älterer Bürgerinnen und Bür-
ger; Stärkung der freiwilligen 
Dienste aller Generationen und der 
Selbsthilfe in der Bürgergesell-
schaft; 
Eindämmung der drohenden Ge-
fahr der Altersarmut;  
"demographiefeste" Gestaltung der 
sozialen Sicherungssysteme; 
 Unterstützung älterer Menschen in 
ihrer Bereitschaft, sich ehrenamt-
lich einzubringen;  
Erleichterung lebenslangen Ler-
nens durch bedarfsgerechte Ange-
bote und weitere Unterstützungs-
leistungen;  
Stärkung der Arbeit der Senioren-
räte;  
Voranbringen geriatrische und die 
ontologische Rehabilitation und 
Forschung; 

Nutzung der Fähigkeiten und 
Kenntnisse, die Menschen im Lau-
fe ihres Lebens erworben haben; 
Entwicklung von geeigneten Aus- 
und Weiterbildungen für ältere 
Arbeitnehmer, die es ihnen ermög-
lichen, tatsächlich bis zum Renten-
alter erwerbstätig zu sein; 
verstärkte Nutzung der spezifi-
schen Kompetenzen älterer Men-
schen, die sich gerne aktiv am ge-
sellschaftlichen Leben beteiligen 
und es mitgestalten wollen; 
Stärkung der unabhängigen Bera-
tung für Menschen mit Pflegebe-
darf, die Unterstützung bei der 
Bewältigung ihres Alltags benöti-
gen;  
Barrierefreiheit, auch im Woh-
nungsbau; 
Unterstützung neuer Wohnformen 
für Ältere; Mehrgenerationenhäu-
ser und -projekte weiter voranbrin-
gen; Einsatz für selbstbestimmte 
Wohnformen, zum Beispiel Senio-
ren Wohn- und- Hausgemeinschaf-
ten; 

Rücknahme der Erhöhung des 
Renteneintrittsalters auf 67 Jahre; 
gesetzliche Rentenversicherung 
muss wieder ins Zentrum der Al-
terssicherungspolitik rücken;  
Einbeziehung aller Bürger, ob arm 
oder reich, in die gesetzliche Ren-
tenversicherung; Erhöhung und 
schrittweise Aufhebung der Bei-
tragsbemessungsgrenze; Abschaf-
fung sämtlicher Kürzungsfaktoren 
und weitere Dynamisierung der 
Rente;  
gerechterer Rentenanspruch für 
Frauen, insbesondere durch Aner-
kennung von Kindererziehungszei-
ten, sowie für Geringverdienende 
und für Menschen mit unterbro-
chenen Erwerbsarbeitsbiografien; 
Subventionierung des Solidaraus-
gleichs statt staatlicher Förderung 
der privaten Versicherung und der 
Versicherungskonzerne; 
Einsatz für eine bessere Teilhabe 
älterer Menschen am gesellschaftli-
chen Leben; kostengünstige Senio-
ren-Taxi-Tarife in ländlichen Ge-
bieten, verbilligte Eintrittskarten 
bei kommunalen Veranstaltungen, 
Unterstützung von Seniorenvertre-
tungen in den Landkreisen;  
Befürwortung von Wohnalternati-
ven wie Mehrgenerationenhäuser 
in kommunaler Verantwortung; 
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Inneres: Konsequente Bekämp-
fung der Feinde unserer Rechts-
ordnung,; 
Videoüberwachung öffentlicher 
Gebäude und wichtiger öffentli-
cher Plätze,  
gesetzliche Verpflichtung zur Ab-
gabe einer DNA-Speichelprobe 
von jedem, der erkennungsdienst-
lich behandelt wird; Nutzung der 
neuesten technischen Möglichkei-
ten, um die Bürger zu schützen; 

Generelles Verbot von großkali-
brigen Waffen für Privatpersonen; 
strengere Kontrolle, wer überhaupt 
eine Waffe besitzen darf; Verschär-
fung des Waffenrechts, bessere 
Kontrollmöglichkeiten für die 
Waffenbehörden; scharfe Munition 
soll nicht im Privathaushalt aufbe-
wahrt werden dürfen; 
 
 
Bürgernaher, unabhängiger und 
effektiver Datenschutz; Anpassung 
des Datenschutzrechts an die Ge-
gebenheiten der globalen Netzwelt; 
grundsätzliches Verbot der sach-
fremden Weitergabe personenbe-
zogener Daten; 
Stärkung des Datenschutzbeauf-
tragten; Bündelung des Daten-
schutzes in einer „ministerialfreien 
Datenschutzbehörde", direkte 
Angliederung als oberste Landes-
behörde an den Landtag;  
eigenständiges Arbeitnehmerdaten-
schutzgesetz; 
effektive Verfolgung von Online-
Kriminalität; 
 

Inneres: Verhinderung bzw Ab-
schaffung unverhältnismäßiger 
Grundrechtseingriffe wie präventi-
ve Telefonüberwachung, Vorrats-
datenspeicherung ohne konkreten 
Tatverdacht, automatische Kenn-
zeichenerfassung von Fernfahr-
zeugen und elektronischen Ent-
geltnachweis; Abschaffung der 
Kundenstammdatenabfrage; 
Entnahme von DNA beim Men-
schen sowie Speicherung, Verar-
beitung oder Weitergabe der 
DNA-Muster nur dann, wenn sie 
der Verfolgung von Straftaten 
erheblicher Bedeutung dient; 
Schaffung präziser rechtlicher 
Rahmenbedingungen für die Vi-
deoüberwachung durch Private; 
Schaffung einer gesetzlichen Rege-
lung für den Adresshandel;  
Abschaffung von Tanzverboten an 
Sonn- und Feiertagen;  
Verabschiedung eines Informati-
onsfreiheitsgesetzes auf Landes-
ebene; 
Verankerung eines Grundrechts 
auf Datenschutz in der Verfassung; 
Gleichstellung gleichgeschlechtli-
cher Lebenspartnerschaften mit 
der Ehe; 
Verteidigung von Pressefreiheit 
und Redaktionsgeheimnis durch 
präzisere Vorschriften über die 
Zulässigkeit von Durchsuchungen 
und Nutzung von Zufallsfunden in 
Redaktionsräumen und bei Redak-
teuren; 

Inneres: Verhinderung der schlei-
chenden Entwicklung zum Über-
wachungsstaat; unnötige bzw über-
triebene Maßnahmen der letzten 
Jahre rückgängig machen; Über-
prüfung aller in den letzten 10 
Jahren eingeführten Sicherheitsge-
setze und -maßnahmen; Begren-
zung der Laufzeit von Sicherheits-
gesetzen und -maßnahmen im 
Regelfall auf fünf Jahre; 
Einhaltung der durch die Recht-
sprechung gesetzten Normen bei 
präventiven Telekommunikations-
eingriffen durch alle Landesbehör-
den; Ablehnung insbesondere von 
Onlinedurchsuchungen; Begren-
zung der Datenspeicherung auf 
klare Verdachtsfälle im Zusam-
menhang mit Straftaten; regelmä-
ßige Beteiligung des Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz; 
keine regelmäßiges verdachtsunab-
hängiges und großflächiges Scan-
nen von Autoschildern; keine wei-
teren Befugnisse zur Videoüberwa-
chung öffentlicher Räume für die 
Kommunen; Beschränkung der 
polizeilichen Befugnis zur Video-
überwachung gemäß der Recht-
sprechung des Bundesverfassungs-
gerichts auf ausgewiesene Gefah-
renstellen; 
Schaffung eines starken unabhän-
gigen Datenschutzzentrums;  
umfassender Schutz des Grund-
rechts auf Versammlungsfreiheit; 
Neuregelung der Eingriffsmög- � 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Datenschutz als Schutz der Bürger 
gegenüber dem Staat wie auch der 
Arbeitnehmer gegenüber den Ar-
beitgebern; 
Ablehnung der Videoüberwachung 
von Bürgerinnen und Bürgern; 
 
 
 
 
 
Informationsfreiheitsgesetz, dass 
jeder Person einen voraussetzungs-
losem Rechtsanspruch auf Zugang 
zu amtlichen oder amtsähnlichen 
Informationen gewährt; sie schla-
fen 
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Innere Sicherheit: Ergänzung und 
Modernisierung der Ausstattung 
der Polizei, landesweite Einfüh-
rung des Digitalfunks; 
Verbesserung der Besoldungs-
strukturen sowie zusätzlicher Auf-
stiegsmöglichkeiten für die Polizei; 
Schaffung der stellenrechtlichen 
Voraussetzungen, damit Verwal-
tungsbeamte auch auf Vollzugsstel-
len befördert werden können; Ver-
besserung der Altersstruktur der 
Polizei durch vorgezogene Neuein-
stellungen von Polizeibeamten; 
mehr Ausbildungsplätze bei der 
Polizei; Sicherstellung, dass die 
Polizistinnen Familienzeit nehmen 
können, ohne dass dadurch die 
Personalstärke leidet; 
Zugbegleiter in Nahverkehrszügen, 
vor allem abends; Bekämpfung 
von übertriebenem Alkoholkon-
sum, rechtssichere Grundlage für 
die Kommunen, damit sie den 
Alkoholkonsum auf öffentlichen 
Brennpunktplätzen verbieten kön-
nen; 
Stärkung der Idee der Sicherheits-
partnerschaften zwischen Land 
und Kommunen in allen Lan-
desteilen; noch engere Vernetzung 
der Landkreise, Städte und Ge-
meinden mit der Polizei; 

Verbesserung der Polizeipräsenz in 
der Fläche, Rückgängigmachung 
von Postenschließungen wo nötig, 
angemessener Ausstattung der 
Polizeireviere mit Personal; 
Einführung einer individualisierten, 
anonymisierten Kennzeichnung 
von Polizistinnen und Polizisten 
auf deren Einsatzanzügen;  
Sicherstellung im Vollzugsdienst, 
dass früh genug mit der Ausbil-
dung von ausreichend Polizeian-
wärterinnen und -anwärtern be-
gonnen wird, um die anstehende 
Pensionierungswelle auszugleichen; 
Stellenabbau stoppen; sofortige 
Neueinstellungen im Nichtvoll-
zugsdienst, damit der Vollzugs-
dienst sich wieder auf seine origi-
nären Aufgaben konzentrieren 
kann;  Ablehnung der Heraufset-
zung der Altersgrenze;  
Einstellung von mehr Migrantin-
nen und Migranten im öffentlichen 
Dienst; 
Ablehnung der Übertragung von 
Aufgaben im Bereich der öffentli-
chen Sicherheit auf private Sicher-
heitsdienste; 
 
Unterstützung der Feuerwehren; 
Erhöhung des Anteils von Frauen 
und von Migrantinnen und 
Migranten; Ablehnung der Herauf-
setzung der Altersgrenze auf 62 
Jahre im Bereich der Berufsfeuer-
wehren; 

Einführung einer anonymisierten 
individuellen, einsatzbezogenen 
Kennzeichnung auf Einsatzanzü-
gen der Polizei; 
Verhinderung einer Verschärfung 
des Versammlungsgesetzes; 
 
Innere Sicherheit: Leistungsfähig-
keit und Ausstattung der Polizei, 
der anderen Sicherheitsbehörden, 
der Feuerwehr und der Hilfsorga-
nisationen auf einem hohen Ni-
veau halten; bessere Vernetzung 
der verschiedenen Organisationen 
und zeitnahe, koordinierte Einfüh-
rung des Digitalfunks; 
Ablehnung von mehr Videoüber-
wachung im öffentlichen Raum; 
kein weiterer Personalabbau bei 
der Landespolizei; Abschaffung 
des freiwilligen Polizeidienstes in 
seiner bisherigen Form, Integrie-
rung der vorhandenen Kräfte in 
die Projekte kommunaler Krimi-
nalprävention; 
Abschaffung verdachtsunabhängi-
ger Personenkontrollen; 
Stärkung des Ehrenamtes bei Feu-
erwehr, Katastrophenschutz und 
Rettungsdiensten; Sicherstellung 
einer angemessenen Förderung der 
kommunalen Feuerwehren durch 
das Land;  
Vorantreiben der Forschung im 
Bereich des Zivil und Katastro-
phenschutzes; 
Zusammenführung der Zuständig-
keiten für Polizei, Feuerwehr � 

 lichkeiten von Polizei und Be-
hörden gemäß Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts; Aus-
bau der Konzepte der Deeskalati-
on im Vorfeld von und bei De-
monstrationen; Begrenzung des 
Einsatzes polizeilicher Videokame-
ras und Filmtechniken bei Ver-
sammlungen auf das für die Ver-
folgung konkreter Straftaten zuläs-
sige Maß, keine präventive Durch-
führung; 
Ablehnung der Forderung nach 
einem Alkoholverbot auf öffentli-
chen Straßen und Plätzen; Ab-
schaffung des Alkoholverkaufsver-
bots zwischen 22 und 5 Uhr in den 
Verkaufsstellen; 
 
Bürgernahe Polizei; Ablehnung der 
Verlagerung von Polizeikompeten-
zen auf die Bundesebene und der 
geplanten Umwandlung des Bun-
deskriminalamts zu einer Bundes-
polizeibehörde mit weit reichenden 
Kompetenzen und Eingriffsmög-
lichkeiten in die Länderhoheit; 
Stopp des Trends zur Beschäfti-
gung kommunaler Ordnungsdiens-
te und privater Firmen, die Polizei-
aufgaben übernehmen; 
angemessene Ausstattung, Ausbil-
dung und Besoldung der Polizei; 
Reform der für die Wirtschafts-
kriminalität zuständigen Stellen, 
des Wirtschaftskontrolldienstes, 
der Wasserschutzpolizei und der 
Korruptionsdienststellen;  

 
 
 
 
Personalaufstockung bei Polizei 
und kommunalen Ordnungsdienst 
in, um die gesellschaftlich notwen-
dige öffentliche Ordnung und 
Sicherheit für die Bürger besser 
gewährleisten zu können; 
Ausweitung des Qualifizierungs-
programms und Anhebung des 
Stellensschlüssels für den gehobe-
nen Dienst bei der Polizei auf 
mindestens 80 %, entsprechend 
auch bei Landesfeuerwehren und 
im Justizvollzug; 
unverzügliche Einführung des 
Digitalfunks; 
 
Kennzeichnungspflicht für Poli-
zeibeamte, zum Beispiel durch 
Namensschilder oder individuelle 
Identifizierungsnummern; Ge-
währleistung unabhängiger, umfas-
sender, unmittelbarer und unpar-
teiischer Untersuchungen, wenn 
Vorwürfe von Menschenrechtsver-
letzungen gegen die Polizei erho-
ben werden; Verbot des Tragens 
von Schusswaffen im alltäglichen 
Streifendienst sowie bei Demonst-
rationen und Großveranstaltungen; 
Einführung einer vom Landtag 
beauftragten unabhängigen Kon-
trollkommission zur Aufklärung 
von Straftaten von Polizistinnen 
und Polizisten;  
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Gezielte Programme für Jugendli-
che mit Migrationshintergrund, wie 
beim einfinden in unserer Gesell-
schaft helfen; 
Verlängerung der Wartezeit bis zur 
Einbürgerung oder in schweren 
Fällen Ausschluss bei jeder straf-
rechtlichen Verurteilung; unver-
zügliche Abschiebung von Auslän-
dern, die schwere Straftaten bege-
hen, in ihre Herkunftsländer; Ab-
lehnung der Einbürgerung bei 
verschweigen extremistischer Akti-
vitäten; 
noch stärkere Bündelung der Akti-
vitäten im Kampf gegen Internet-
kriminalität; konsequente Strafver-
folgung vom "Schwarzhandel" mit 
Adressen, Diebstahl von persönli-
chen Daten bis hin zu illegalem 
Konto Abbuchungen; 
Garantie von Mitteln für Feuer-
wehren, Rotes Kreuz, Malteser 
Hilfsdienst, Johanniter-Unfallhilfe 
und vielen anderen Hilfsorganisa-
tionen auch in finanziell schwieri-
gen Zeiten; weitere Förderung der 
Freiwilligen Feuerwehren; 
Stiften eines Preises für Zivilcou-
rage; 
 

  und Rettungsdienst im Innen-
ministerium; 
schrittweise flächendeckende Ein-
führung von Rauchmeldern in 
bewohnten Gebäuden; 
Intensivierung der Aktivitäten zur 
Vorbeugung von Straftaten; Aus-
bau der kommunalen Kriminalprä-
vention; Schaffung eines Lehr-
stuhls für Kriminalitäts- und Ge-
waltprävention; Schaffung einer 
kommunalen Sicherheitspartner-
schaft, in der sich Land und 
Kommunen insbesondere im Be-
reich der Kriminalprävention stär-
ker vernetzten; Verdoppelung der 
finanziellen Mittel; 
keine weiteren Verschärfungen in 
Waffenrecht; 
Ablehnung eines eigenen Einsatz-
rechtes der Bundeswehr im Inne-
ren; 
Ablehnung einer Aufweichung des 
rechtsstaatlichen Trennungsgebots 
von regulären Ermittlungsbehör-
den und Nachrichtendiensten, 
etwa durch die Einführung einer 
allgemeinen Anti-Terror-Datei;  
keine Zulassung einer Vermi-
schung der Aufgaben von Verfas-
sungsschutz und Polizei;  
Ablehnung jeglicher Bestrebungen 
zur weiteren Zentralisierung poli-
zeilicher oder nachrichtendienstli-
cher Aufgaben; 
 

Straffung und Bündelung der Füh-
rungsebenen bei den Landespoli-
zeibehörden; 
Einführung eines umfassenden, 
unabhängigen Beschwerdemana-
gements, das alle Einrichtungen 
der Polizei erfasst; obligatorisches 
Tragen von individualisierten 
Kennzeichnungen ohne Namens-
nennung an der Uniform; 
verstärkte Anwerbung von Men-
schen mit Migrationshintergrund 
für den Polizeidienst; 
Trennung zwischen Verfassungs-
schutz und Polizei muss bleiben; 
deutliche Einschränkung und ef-
fektivere Kontrolle des privaten 
Waffenbesitzes; regelmäßige, auch 
verdachtsunabhängige Waffenkon-
trollen; funktionsfähige Waffen 
und ihre Munition, mit Ausnahme 
von Jagdwaffen, sollen künftig 
getrennt und außerhalb von Privat-
räumen aufbewahrt werden; 
konsequente Bekämpfung von 
Geldwäsche und sonstiger Wirt-
schaftskriminalität; Verbesserung 
der Personalausstattung bei Polizei, 
Staatsanwaltschaften und Gerich-
ten in Anzahl und Qualität zur 
Verfolgung von Wirtschafts- und 
Finanzdelikten; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Klare Trennung zwischen polizeili-
chen, militärischen und geheim-
dienstlichen Aufgaben; keine Bun-
deswehreinsätze im Innern; 
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(s. auch Wirtschaft/Arbeitsmarkt) 
 
Aufbau einer "Landesagentur für 
Migrationsfragen“, um die Zuwan-
derungspolitik effektiver zu steuern 
und Integrationsprojekte zu koor-
dinieren; 
Unterstützung der einfacheren 
Anerkennung ausländischer Be-
rufsabschlüsse, sofern diese mit 
unserem Qualifikationsniveau ver-
gleichbar sind; Abbau bürokrati-
scher Hindernisse und Schaffung 
einer einheitlichen Anlaufstelle;  
Verlangen eines aktiven Bekennt-
nis zu unseren Grundwerten von 
allen, die auf Dauer bei uns leben, 
und der Bereitschaft zum Erlernen 
der deutschen Sprache;  
konsequente Leistungskürzungen 
oder Auferlegen von Bußgeldern 
für Integrationsverweigerer, die 
kein Interesse an unserem Zu-
sammenlegen zeigen, sich Integra-
tionsangeboten entziehen oder 
sogar ihren Frauen oder Kindern 
den Deutschkurs verbieten; 
 

Schaffung gleicher Bildungschan-
cen als Schlüssel zur erfolgreichen 
Integration; Förderung der deut-
schen Sprache bereits im Kinder-
garten und in der Vorschule und 
Überprüfung der Kenntnisse; 
angemessene Bezahlung der Lehr-
kräfte für Integrations- und Orien-
tierungskurse, Festanstellung ge-
mäß TVöD; 
Angebot der gleichberechtigten 
Teilhabe am gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen, kulturellen und 
politischen Leben für diejenigen, 
die sich integrieren wollen; 
besseres Anerkennungsverfahren 
der von den zu uns kommenden 
Menschen mitgebrachten akademi-
schen und beruflichen Abschlüsse; 
Abschaffung der Residenzpflicht 
für Asylbewerberinnen und Asyl-
bewerber sowie für Geduldete; 
Integration zur Chefsache machen, 
mit einem zentralen Ansprechpart-
ner direkt im Staatsministerium als 
"Staatsminister für Integration";  

Integration: Fortentwicklung des 
Justizministeriums zu einem "Mi-
nisterium der Justiz und für Integ-
ration"; 
Einrichtung einer "Leit- und Ko-
ordinierungsstelle Migrantenbil-
dung" im Ministerium für Kultus, 
Jugend und Sport; 
Erleichterung und übersichtliche 
Neugestaltung der Anerkennung 
von im Ausland erworbenen Qua-
lifikationen, Einrichtung einer 
zentralen Anlaufstelle im Land für 
die Anerkennung; 
Fortentwicklung der interkulturel-
len Öffnung der Landesverwaltung 
mit einem Aktionsplan, gezielte 
Werbung um Auszubildende mit 
Migrationshintergrund, verstärkte 
Einstellung qualifizierter Migran-
tinnen und Migranten im öffentli-
chen Dienst, insbesondere bei der 
Polizei und in den Bereichen Schu-
le und Kinderbetreuung; 
landesweiter Ausbau des Gesund-
heitsprojekts "mit Migranten für 
Migranten" 
Beseitigung von Sprachbarrieren 
und Informationsdefiziten; 
Einrichtung pauschal finanzierter 
Notaufnahmepläne für Mädchen 
und junge Frauen, die vor einer 
Zwangsheirat oder wegen „Gewalt 
im Namen der Ehre“ fliehen oder 
Schutz suchen; Fortführung der 
Online-Beratung gegen Zwangs-
heirat; 

Integration: mehr Teilhabemög-
lichkeiten und Chancengerechtig-
keit für Immigranten und ihre 
Kinder; Erleichterung der Einbür-
gerung; berufliche Integration;  
interkulturelle Kompetenz als 
wichtiges Einstellungskriterium auf 
allen Ebenen des öffentlichen 
Dienstes; 
stärkere Berücksichtigung der Mut-
tersprachen starker Migran-
tengruppen bei der Sprachauswahl 
an den Schulen; Ermöglichung für 
Seiteneinsteiger mit Migrationshin-
tergrund zum Einstieg in den be-
ruflichen Schuldienst, Angebot 
einer berufsbegleitenden Qualifi-
zierung für alle Schularten; Stipen-
dienprogramme für angehende 
Lehrer mit Migrationshintergrund; 
Ermöglichung der doppelten 
Staatsbürgerschaft;  
Ausweitung des Kommunalwahl-
rechts auf Nicht-EU-Bürger, die 
seit mindestens drei Monaten in 
ihrer Kommune wohnen;  
Einrichtung eines Integrationsmi-
nisteriums;  
Vereinfachung des Familiennach-
zugs;  

Integration: umfassende Förder-
programme zur vollen beruflichen 
und sozialen Gleichstellung von 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund; aktives und passives 
Wahlrecht auf allen Ebenen für alle 
Menschen mit Lebensmittelpunkt 
in Baden-Württemberg;  
unter den Gesichtspunkten der 
Integration grundlegend veränder-
tes Bildungs- und Ausbildungssys-
tem mit Vorschulförderung, inter-
kultureller Jugendarbeit sowie ge-
schlechtersensiblen Bildungspro-
grammen und Projekten;  
Angebot von Ausbildungsplätzen, 
das die Bedürfnisse und Interessen 
von Migranten berücksichtigt; 
Einstellung von mehr Lehrern und 
Erziehern mit Migrationshin-
tergrund; Maßnahmen, die einen 
gleichberechtigten Zugang zum 
Arbeitsmarkt fördern; einheitliche, 
erleichterte und beschleunigte 
Anerkennung von im Ausland 
erworbenen Qualifikationen und 
Abschlüssen; Einführung der dop-
pelten Staatsbürgerschaft und Er-
leichterung der Einbürgerung 
durch Abschaffung der Options-
pflicht; Stärkung der Integrations-
beauftragten; Ausbau von Bera-
tungs- und Hilfeangeboten für 
Frauen und Mädchen in Not; För-
derung von Projekten der Selbst-
organisation zum Schutz von 
Frauen und Kindern vor Men-
schenhandel und Gewalt; 
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  Ausbau der Existenzgründerbera-
tung von Migrantinnen und 
Migranten, Förderung der Ausbil-
dungsbereitschaft ausländischer 
Unternehmer und Selbstständiger; 
Einführung einer Akademie für 
Islamstudien; 
Ermöglichung einer besseren fi-
nanziellen Ausstattung des Lehr-
personals von Integrationskursen; 
Abschaffung der Residenzpflicht 
im Asylverfahren auf Landesebene; 
Schaffung eines nachhaltigen Blei-
berechts, dass vor allem das Kin-
deswohl in den Vordergrund stellt; 
Ausbau der bestehenden kommu-
nalen Netzwerke von Integrations- 
und Bildungslotsen zu einem Lan-
desnetzwerk; 
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Kunst und Kultur: auch in Zu-
kunft Förderung und Unterstüt-
zung von Museen und Theatern, 
Orchestern, Gedenkstätten, 
Schlössern und Gärten;  
dezentrales Kulturangebot, das alle 
Menschen in Baden-Württemberg 
erreicht, in den Ballungsgebieten 
ebenso wie im ländlichen Raum; 
Ermöglichung des Zugangs zu 
Kulturangeboten für möglichst alle 
Menschen, Weiterentwicklung der 
kulturellen Bildung etwa durch die 
Zusammenarbeit zwischen Schulen 
und Kultureinrichtungen;  
Förderung kultureller Einrichtun-
gen auch im Sinne der Integration; 
Weitere Unterstützung professio-
neller Angebote sowie von Laien-
Angeboten;  
Erhalt und Ausbau des vielfältigen, 
flächendeckenden Kunstangebots 
in der Spitze und der Breite; Schaf-
fung von Freiräumen für neue 
Akzente; 

Verlässliche Förderung von Kunst 
und Kultur, insbesondere auch der 
freien Kulturszene; 
sachlich, zeitlich und finanziell 
geschlossenes Umsetzungspro-
gramm für die Kulturkonzeption 
2020; 
 

Kultur: Bündelung der Zuständig-
keit für Kulturpolitik in einem 
bestehenden Ministerium;  
Verbesserung der Bedingungen 
und Anreize für ehrenamtliches 
Engagement im Bereich Kunst und 
Kultur, Ausbau der Angebote für 
ein freiwilliges kulturelles Jahr;  
Schaffung einer stärkeren Vernet-
zung der Museumslandschaft; Ge-
währleistung einer ausgewogenen 
Förderung von Kulturprojekten in 
allen Regionen; Unterstützung der 
Einrichtung eines Lehrstuhls für 
Theaterwissenschaften; Gewähr-
leistung der Förderung der Ju-
gendkunst- und Jugendmusikschu-
len;  
Weiterentwicklung der Kunst- und 
Kulturförderung unter Beibehal-
tung der bewährten Finanzierung 
aus den Erträgen der staatlichen 
Lotterien und der Spielbankabga-
be; Förderung des Einsatzes priva-
ter Mittel insbesondere in Form 
privaten Stiftungskapital;  
gleichberechtigte Weiterentwick-
lung der dualen Rundfunkordnung; 
Wahrung der Bestands- und Ent-
wicklungsgarantie des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks; Neuord-
nung der Finanzierung des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks auf der 
Grundlage des Modells eines haus-
halts- und betriebsstättenbezoge-
nen Rundfunksbeitrags; 

Ermöglichung kultureller Teilhabe 
für alle Bevölkerungsschichten; 
Sicherung und ständige Förderung 
der kulturellen Vielfalt;  
ausreichende Mittel für Denkmal-
schutz; verlässliche Künstlersozial-
versicherung; Neuausrichtung des 
Verhältnisses von institutioneller 
Förderung und Projektförderung; 
Stärkung der interkulturellen Kul-
turarbeit; interkulturellen Öffnung 
aller Kultureinrichtungen; ange-
messener Anteil von Beschäftigten 
mit interkulturellen Hintergrund, 
Ausrichtung auf ein interkulturelles 
Publikum, Aufgreifen des Themas 
Migration und anderer interkultu-
reller Fragestellungen in Program-
men; 
Stärkung der kulturellen Bildung, 
bessere Zusammenarbeit zwischen 
Kulturschaffenden, Kulturträgern 
und Bildungseinrichtungen der 
Kommunen und des Landes; In-
tegrierung der kulturellen Bildung 
in den Schulalltag; Einrichtung 
eines Lehrstuhls für Kultur- und 
Theaterpädagogik; Einführung 
eines Kulturfonds für innovative 
Projekte und Initiativen im Rah-
men der Baden- Württemberg- 
Stiftung; verstärkte Einbindung 
von Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund in kulturpädagogische 
Konzepte; Unterstützung der 
Filmkultur; Unterstützung von 
Festivals und festen Kultureinrich-
tungen im ländlichen Raum; 
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 Senkung der Hürden für Volksbe-
gehren und Volksabstimmungen 
auf ein realistisches Niveau; Redu-
zierung der Zahl der notwendigen 
Unterschriften auf 5 % der Stimm-
berechtigten, Verlängerung der 
Eintragungsfrist auf sechs Monate, 
freie Unterschriftensammlung; 
Aufwertung des "Antrags auf Zu-
lassung eines Volksbegehrens" zu 
einer Volksinitiative; 
Öffnung des Weges zu Volksab-
stimmungen über zentrale politi-
sche Weichenstellungen; Abschaf-
fung des bisherigen Quorums bei 
der Abstimmung über einfache 
Gesetze; Senkung der Quoren für 
Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheid in Städten und Gemeinden; 
Einführungs der Online-Petition 
neben den klassischen Petitions-
formen; Einrichtung der öffentli-
chen Petitionen; 
Durchführung einer verbindlichen 
landesweiten Volksabstimmung 
über die Landesbeteiligung zu 
Stuttgart 21 und der Neubaustre-
cke Stuttgart/Ulm; 
Einführung des Wahlrechts ab 16 
Jahren bei Kommunal- und Land-
tagswahlen, Verankerung der Stel-
lung von Jugendgemeinderäten in 
der Gemeindeordnung; 
kommunales Wahlrechts für Men-
schen, die nicht aus EU-Ländern 
kommen, aber seit mehr als drei 
Jahren in Deutschland leben; 

Ausbau der Möglichkeit des 
Volksbegehrens und der Volksab-
stimmung; Quorum von 10 % der 
Wahlberechtigten; keine Volksab-
stimmung über Abgabengesetze, 
Besoldungsgesetze und das Staats-
haushaltsgesetz; 
Weiterentwicklung des Landtags-
wahlrechts in Baden-Württemberg 
zu einer personalisierten Verhält-
niswahl mit zwei Stimmen; 
Einführung des kommunalen 
Wahlrechts für alle Migrantinnen 
und Migranten mit dauerhaftem 
Bleiberecht, die sich seit mindes-
tens fünf Jahren rechtmäßig im 
Land aufhalten;  
Novellierung der Gemeindeord-
nung, Stärkung der Ortschaftsver-
fassung, Wahl der Ortsvorsteher 
vom Ortschaftsrat ohne zusätzli-
che Mitwirkung des Gemeinderats 
und Abschaffung der unechten 
Teilortswahl; 

Stärkung der direkten Demokratie, 
Stärkung von Möglichkeiten direk-
ter Demokratie in den Kommu-
nen, Abschaffung des Ausschluss-
katalogs, Ermöglichung insbeson-
dere von Bürgerbegehren zu Fra-
gen der kommunalen Bauleitpla-
nung; Bürgerbegehren und -
entscheide auf Landkreisebene, 
Erleichterung von Volksbegehren 
und Volksentscheiden auf Landes-
ebene;  
Verlängerung der Fristen; Mög-
lichkeit, Unterschriften auch au-
ßerhalb von Rathäusern sammeln 
zu können; Absenken des Quo-
rums beim Volksbegehren; Schaf-
fung der Möglichkeit einer Volks-
initiative, um den Landtag zur 
Beschäftigung mit politischen An-
liegen aus der Bürgerschaft zu 
verpflichten;  
Ermöglichung von Volksinitiative 
und Volksentscheid zu "Stuttgart 
21"; 

deutliche Senkung der für ein Bür-
gerbegehren notwendigen Unter-
schriftenanzahl ohne Einschrän-
kung durch eine Frist; 
 Abschaffung der so genannten 
Kostendeckungsklausel als Zulas-
sungsvoraussetzung;  
kein Ausschluss von Bauleitplänen 
als Gegenstand von Bürgerbegeh-
ren; 
Ermöglichung von Bürgerbegeh-
ren und Bürgerentscheiden auch 
auf Landkreisebene;  
Ermöglichung von Einwohneran-
trägen;  
Senkung der Zahl nötige Unter-
schriften für ein landesweites 
Volksbegehren auf 5 % der Wahl-
berechtigten und Einräumung von 
sechs Monaten mindestens für die 
Unterschriftensammlung; Unter-
schriftsleistung in freier Sammlung 
oder auf den Rathäusern; 
direkte Wahl der Landräte in den 
Landkreisen und der Bezirksbeiräte 
in den Städten;  
Reduzierung der Amtszeit von 
Bürgermeistern auf sechs Jahre;  
Einführung einer Zweitstimme für 
die Landeslisten bei Landtagswah-
len;  
konsequente Durchsetzung des 
allgemeinen Wahlrechts: ab dem 
16. Lebensjahr sollen alle unab-
hängig von der Staatsangehörigkeit 
dazu berechtigt sein, dort zu wäh-
len, wo sie leben und wohnen; 
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Justiz: Bekämpfung der Jugend-
kriminalität, Ausbau der Präventi-
on; Warnschussarrest und Entzug 
des Führerscheins bzw Fahrverbo-
te für junge Menschen; Ablehnung 
der "Entkriminalisierung“ von 
Delikten wie Graffiti-
Schmierereien, Schwarzfahren und 
Ladendiebstahl sowie Besitz von 
Rauschgift; 
Erhöhung der Höchststrafe im 
Jugendstrafrecht auf 15 Jahre, 
grundsätzliche Anwendung des 
Erwachsenenstrafrechts bei schwe-
ren Straftaten wie Todschlag oder 
Mord auch bei Heranwachsenden; 
bei Sexualstraftätern Unterstützung 
aller Lösungen, die dem Sicher-
heitsbedürfnis der Bürger genauso 
Rechnung tragen wie den Anforde-
rungen des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte; 
 
 

Gewährleistung des Zugangs zur 
Justiz und des Rechts auf ein faires 
Verfahren für die Bürgerinnen und 
Bürger; entsprechende Aufsto-
ckung der Stellen in der Justiz, um 
überlange gerichtliche Verfahrens-
dauer und Überlastung der Justiz 
zu vermeiden; 
Ablehnung der Privatisierung von 
Gefängnissen; 
 

Justiz: weiteres Vorantreiben des 
Modernisierungsprozesses in der 
Justiz; Ausweitung des elektroni-
schen Rechtsverkehrs; Weiterfüh-
rung der Arbeiten an der elektroni-
schen Akte, dem elektronischen 
Vereinsregister und einem elektro-
nischen Testamentsregister; Um-
setzung der Notariats- und Grund-
buchamtsreform bis 2018;  
Erhaltung der gegenwärtigen Per-
sonalstärke der Justiz; Zusammen-
führung der Verwaltungs- und 
Sozialgerichtsbarkeit unter einem 
gemeinsamen Dach; 
Erweiterung des Hauptstrafenkata-
logs des Erwachsenenstrafrecht 
um geeignete Maßnahmen aus dem 
Jugendstrafrecht, statt für Heran-
wachsende nur eine Bestrafung 
nach Erwachsenenstrafrecht zuzu-
lassen; 
Ausweitung der Möglichkeiten der 
außergerichtlichen Streitbeilegung; 
Einführung angemessener Gebüh-
ren für das sozialgerichtliche Ver-
fahren;  
Ausbau von Telearbeitsplätzen in 
der Justiz, um familienfreundliche 
Arbeitsplätze zu gewährleisten; 
flächendeckende Installierung von 
Handystörsendern in den Justiz-
vollzugsanstalten; 
Reform der Prozesskosten- und 
Beratungshilfe; 

Stärkung der unabhängigen Justiz; 
vollkommene organisatorische 
Herauslösung der Justiz aus dem 
Justizministerium; Selbstverwal-
tung mit neu zu schaffenden Or-
ganen, an deren Besetzung das 
Parlament einen bedeutenden An-
teil haben soll;  
Strukturreform: Bündelung der 
Gerichtsstandorte im Bereich der 
Sozial- und Verwaltungsgerichts-
barkeit; Auflösung der Außenstel-
len von Justizvollzugsanstalten; 
Delegation von Verwaltungskom-
petenzen des Justizministeriums an 
die neu zu schaffenden Selbstver-
waltungsorgane der Justiz; 
gesetzliche Festschreibung der 
Fortbildungspflicht für Richter und 
Staatsanwälte; 
Ablehnung einer Einschränkung 
der Beratungs-, Prozesskosten- 
und Verfahrenskostenhilfe; Sozial-
gerichtsverfahren müssen grund-
sätzlich gerichtskostenfrei bleiben; 
Verbesserung der Möglichkeiten 
der außergerichtlichen Einigung, 
bspw durch Mediation; 
Ablehnung der Privatisierung der 
Bewährungs- und Gerichtshilfe, 
der Teilprivatisierung der Justiz-
vollzugsanstalt Offenburg und 
weiterer Pläne dieser Art; 
Änderung des Strafvollzugs für 
Heranwachsende; keine Überfüh-
rung in den Erwachsenenvollzug 
statt in den Jugendvollzug;  

Reform des soeben verabschiede-
ten Strafvollzugsgesetzes und des 
Polizeigesetzes;  
Einrichtung einer unabhängigen 
Institution eines Beauftragten für 
Gefangene und Justizvollzug;  
Beendigung und Rückgängigma-
chung der Privatisierung des Straf-
vollzugs und der Bewährungshilfe; 
Bleiberecht für alle von Verfol-
gung, Folter und Tod bedrohten 
Menschen, sie dürfen nicht dem 
Strafvollzug unterworfen werden; 
jeder Richter des Landes wird 
durch einen Richterwahlausschuss 
gewählt; dieser besteht aus 12 Mit-
gliedern, davon werden sechs vom 
Landtag, die übrigen von den je-
weiligen Richtervertretungen ge-
wählt; 
Umwandlung des Landesamtes für 
Verfassungsschutz in ein von der 
Landesregierung unabhängiges 
wissenschaftliches Institut, das die 
Einhaltung der Verfassung und die 
Respektierung von Bürgerrechten 
laufend überprüft und darüber 
berichtet; Analyse und Auswertung 
der Programme und Aktivitäten 
aller politischen Parteien und Be-
wegungen gleichermaßen;  
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 Flächendeckende, an die Land-
schaft angepasste Landbewirtschaf-
tung durch selbstständige, wettbe-
werbsfähige Unternehmen; 
verlässliche Unterstützung der 
Landwirte; ausreichende, direkte 
finanzielle Förderung auch nach 
2013; Direktzahlungen an die Be-
triebe unverzichtbar; 
im Rahmen der gemeinsamen Ag-
rarpolitik der EU starke erste Säule 
zur Grundsicherung landwirt-
schaftlichen Einkommens, gut 
ausgestattete zweite Säule als Aus-
gleich für die Leistungen der 
Landwirtschaft für die gesamte 
Gesellschaft; 
Erschließung neuer Chancen für 
die klein strukturierte Landwirt-
schaft in Baden-Württemberg ge-
meinsam mit den Betrieben; Un-
terstützung der landwirtschaftli-
chen Betriebe bei der Erschließung 
neuer Einnahmemöglichkeiten; 
Weitere Erhöhung des Anteils der 
Bioenergie; aber Vermeidung einer 
Konkurrenz zur Lebens- und Fut-
termittelproduktion; 
restriktive Anwendung der gelten-
den Regeln zur grünen Gentech-
nik; Ablehnung von Patenten auf 
Tiere und Pflanzen; Ablehnung 
von Bestrebungen der EU, den 
Anbau gentechnisch veränderter 
Pflanzen national zu regeln;  

Bewahrung der landschaftlichen 
Vielfalt; Erhalt der Wettbewerbs-
fähigkeit des ländlichen Raumes im 
Bereich der Verkehrswege, beim 
schnellen Internet und bei der 
Vielfalt und Qualität der Bildungs-
angebote sowie bei einer flächen-
deckenden Gesundheits- und Ärz-
teversorgung; 
Sicherung der Arbeitsplätze auf 
dem Land und einer nachhaltigen 
Landbewirtschaftung; Anstreben 
einer Landwirtschaft, in der die 
bäuerlichen Betriebe Lebensmittel, 
Rohstoffe und Energie erzeugen 
und sich, wo dies sinnvoll ist, in 
den Natur- und Landschaftsschutz 
einbringen;  
Stärkung der Position der Landwir-
te durch einen möglichst großen 
Anteil an der Wertschöpfungskette 
und Direktvermarktung oder ge-
nossenschaftliche Vertriebsformen; 
Harmonisierung der Umwelt- und 
Tierschutzstandards auf hohem 
deutschen Niveau;  
verstärkter Ausbau des ökologi-
schen Landbaus; Umlenkung von 
Fördermitteln vor allem auf kleine-
re und mittlere landwirtschaftliche 
Betriebe, die den Zielen des inte-
grativen Naturschutzes genügen;  
Verbot der Ausbringung von gen-
technisch verändertem Saatgut, 
sobald dies rechtlich möglich ist;  

Unterstützung einer unternehmeri-
schen, mittelstandsfreundlichen 
und nachhaltigen Agrarpolitik; 
Nutzung der Reform der europäi-
schen Agrarpolitik für eine deutli-
che Vereinfachung und Entbüro-
kratisierung; 
Beibehaltung der bestehenden 
Anbauregelungen im Weinbau auf 
EU-Ebene; Schaffung spezieller 
geschützter Ursprungsbezeichnun-
gen für den Steillagenweinbau; 
Erhalt der einzelbetrieblichen In-
vestitionsförderung zur Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit; 
Beschränkung des Programms auf 
innovative Entwicklungsschritte im 
Tierhaltungsbereich sowie im Gar-
ten- und Obstsektor; Unterstüt-
zung besonders von Maßnahmen 
zur Energieeinsparung und zur 
Risikoabwehr; 
Anpassung der Förderpraxis im 
Bereich der Flurneuordnung an die 
neuen technischen Möglichkeiten; 
Stärkung eigener Vermarktungsini-
tiativen zur Verbesserung der 
Wettbewerbssituation der Erzeu-
ger; Abschaffung von Subventio-
nen, die eine Ausweitung der pro-
duzierten Milchmenge verursa-
chen; 
Entbürokratisierung der europäi-
schen Agrarpolitik, Vereinfachung 
bei der Abwicklung der EU-
Programme 

Grüne Agrarwende: Erhalt einer 
regional verankerten, nachhaltigen 
Land- und Waldwirtschaft; 
Umschichtungen der EU- Agrar-
subventionen konsequent von der 
ersten auf die zweite Säule, Aus-
richtung aller Förderprogramme 
im Land an ökologischen Krite-
rien; grundsätzliche Umstellung 
des Fördersystems,  
Deckelung und Offenlegung der 
EU-Agrarsubventionen; 
ökologische Weiterentwicklung der 
Biogasnutzung; 
Stärkung und Weiterentwicklung 
der naturnahen Waldwirtschaft, 
Ausrichtung des neuen Forstbe-
triebes stärker an Umwelt- und 
Sozialkriterien; Unterstützung der 
natürlichen Verjüngung der Wälder 
durch ein verbessertes Wildmana-
gement; 
stärkere Unterstützung des Öko-
landbaus durch Beratung und För-
derung umstellungswilliger Betrie-
be und bessere Regionalvermark-
tung; 
Ausweitung des Bio Land Baus 
und Stärkung einer Klima-und 
naturschutzgerechten Landwirt-
schaft; Förderung regionaler Er-
zeugergemeinschaften und deren 
Vereinigungen; Umstrukturierung 
der Fördersysteme, Einführungs 
einer nachfrageorientierten Milch-
mengenregelung; 
Stabilisierung bäuerlicher Famili-
enbetriebe; 

Förderung von Betrieben und 
Genossenschaften des Biolandbaus 
vor allem im Übergang von kon-
ventioneller zu nachhaltiger Feld-
bewirtschaftung; Förderung der 
regionalen Vermarktung, Unter-
stützung kleiner Genossen-
schaftsmolkereien;  
Unterstützung der Landwirte als 
Energiewirte bei der Nutzung von 
Windkraft, Photovoltaik und Bio-
gas aus Abfallprodukten; 
keine Gentechnik in der Landwirt-
schaft, kein Import von genmani-
pulierten Produkten;  
keine Subventionen im Gießkan-
nenprinzip und keine Subventio-
nierung der Lebensmittelindustrie;  
vertragliche Festlegung der Lie-
fermengen, um Überproduktion zu 
vermeiden; 
Subventionen für Landschaftspfle-
ge und Artenschutz für Agrarbe-
triebe; 
personelle Aufstockung der Land-
wirtschaftsämter; 
Agrarförderung des Landes und 
der EU nur noch für nachhaltig 
wirtschaftende Betriebe; 
Vorhaltung von mindestens 10 % 
der landwirtschaftlichen Flächen 
als ökologische Vorrangflächen;  
Verkaufsverbot für Holz aus nicht 
nachhaltiger Waldwirtschaft; Er-
höhung des Anteils der Bannwäl-
der mittelfristig auf mindestens 5 
% der Waldfläche des Landes-
forsts; 
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Verbraucherschutz: Stärkung des 
Wissens der Verbraucher, damit sie 
sich ein zutreffendes Urteil über 
Waren und Dienstleistungen bilden 
können; gesetzliche Regelungen 
erst dann erforderlich, wenn 
Verbraucher sich nicht selbst vor 
Beeinträchtigungen ihrer Gesund-
heit oder wirtschaftlichem Schaden 
schützen können; 
Schutz vor gesundheitlichen Risi-
ken gerade im Ernährungsbereich 
als Ziel; lückenlose Transparenz 
vom Acker bis auf den Teller; Um-
setzung einheitlicher Rahmenbe-
dingungen für artgerechte Nutz-
tierhaltung und tierschutzgerechte 
Verarbeitung auf europäischer 
Ebene; 
Ernährungserziehung an Kinder-
gärten und Schulen; unverändert 
aber die Eltern in der ersten Ver-
antwortung für die gesunde Ernäh-
rung ihrer Kinder;  
allgemein verständliche, verbindli-
che und umfassende Information 
über Finanzanlagen, Altersvorsor-
geverträge, Versicherungen und 
Kreditgeschäfte;  
Stärkung des wirtschaftlichen 
Verbraucherschutzes; Verhinde-
rung von Datenmissbrauch, etwa 
im Rahmen einer unerwünschten 
Telefonwerbung oder durch nicht 
erlaubte kommerzielle Weitergabe 
persönlicher Daten; 

Verbraucherschutz: Recht der 
Verbraucherinnen und Verbrau-
cher auf Information und Schutz 
vor wirtschaftlichen und gesund-
heitlichen Schaden; Schaffung 
einer leistungsfähigen Beratungs-
infrastruktur, gerade bei beratungs-
intensiven Themen wie Altersvor-
sorge, Versicherungen oder Baufi-
nanzierung; Erhöhung der Anzahl 
der unabhängigen Verbraucherbe-
ratungsstellen;  
gesetzliches Verbot von Telefon-
Abzocke oder Abo-Fallen im In-
ternet; bei Internetgeschäften so 
genannte Bestätigungsbutton-
Lösung; 
verbesserte Kennzeichnung und 
Kontrolle von Finanzprodukten; 
Verstärkung der anbieterunabhän-
gigen Beratung; 
Ermöglichung für die Verbrau-
cherzentrale, bei Gesundheits-
dienstleistern unabhängige Infor-
mationen bereitstellen und Rechts-
verstößen entgegentreten zu kön-
nen; 
Förderung der Verbraucherbil-
dung; Verstärkung der Verbrau-
cherbildungsangebote für mehr 
Konsumkompetenz in der Schule; 
Schaffung von 60 zusätzlichen 
Stellen in Lebensmittelkontrolle 
und sonstiger Überwachung von 
Produkten;  
Qualitätszeichen Baden-
Württemberg als verlässliches Gü-
tesiegel; 

Verbraucherschutz: Fortsetzung 
der Förderung der Verbraucher-
zentrale auf dem derzeit hohen 
Niveau; Unterstützung der Arbeit 
der Verbraucherkommission als 
weitere wichtige Säule zur Evaluie-
rung verbraucherspezifischer Prob-
lemlagen, zur Schaffung von 
Transparenz und als Anlaufstelle 
für Verbraucherinformationen;  
Transparenz und Prävention statt 
Verboten und Verbraucherbevor-
mundung im Bereich der Ernäh-
rungs- und Lebensmittelwirtschaft; 
Verbesserung der Fahrgastrechte 
bei Bahn- und Flugreisen; 
Einsatz für effizienten Anleger-
schutz, Stärkung der Verbraucher-
bildung im Finanzbereich, Einfüh-
rung eines "Finanz-Führerscheins" 
in den Lehrplänen der weiterfüh-
renden Schulen;  
Schließung von Transparenzlücken 
bei kostenpflichtigen Angeboten 
im Internet, verpflichtendes Bestä-
tigungsfeld bei Vertragsabschlüs-
sen im Internet;  
Schutz des informationellen 
Grundrechts auf Selbstbestim-
mung (?) auch in sozialen Netz-
werken; 
Verbesserung des Verbraucher-
schutzes im Versorgungsbereich, 
beispielsweise durch intelligente 
Stromzähler;  

Verbraucherschutz: Erhöhung des 
Schutzes, der Information und der 
strukturellen Macht der Verbrau-
cher in allen Lebensbereichen; 
Informationsrechte, Transparenz 
und Kennzeichnungspflichten, 
unabhängige und flächendeckende 
Verbraucherberatung sowie durch-
setzungsstarke Verbraucherschutz-
organisationen mit erweiterten 
Klagerechten; 
Überarbeitung der Vorschriften 
zur Kennzeichnung von Lebens-
mitteln; mehr Personal für die 
Lebensmittelüberwachung; 
besser ausgestattete und effiziente-
re Kontrollinstanzen, die gefährli-
che und gesundheitsgefährdende 
Produkte sicher identifizieren kön-
nen und Risiken neuer Technolo-
gie frühzeitig erkennen; 
Schutz vor unseriöser Finanzbera-
tung, Telefon- und Internetwer-
bung; Zusammenführung der in 
zahlreichen Gesetzen zersplitterten 
Regelungen in einem Gesetz für 
Verbraucherschutz und Verbrau-
cherinformationen bei Finanz-
dienstleistungen;  
Stärkung der Verbraucher- und 
Datenschutzrechte auch in der 
digitalen Welt; 

Verbraucherschutz: Integration der 
Lebensmittelüberwachungsbehör-
den in die Landespolizei und Auf-
stockung des Personals;  
häufigere Kontrolle von Nah-
rungsmittelindustrie, Vertrieb und 
Gastronomie;  
transparente und verständliche 
Lebensmittelkennzeichnung, zum 
Beispiel Ampelkennzeichnung; 
Verbot von Geschmacksverstär-
kern in Kindernahrung und von 
hormonellen wirksamen Chemika-
lien in der Industrie;  
Kostentransparenz und faire Bera-
tung durch Banken und Versiche-
rungen; 
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Förderung erneuerbarer Energien 
und Erhöhung der Anreize für 
Energieeffizienz und Energiespa-
ren; 
Start einer breit angelegten Klima-
schutzinitiative gemeinsam mit den 
Kommunen, der Wirtschaft, den 
Stadtwerken und den Umweltver-
bänden; kommunale Klimaschutz-
konzepte, unternehmensbezogene 
Instrumente des Energiemanage-
ments, Beratung und Initiativen 
zur Vernetzung; 
Vorantreiben der umfassenden 
energetischen Sanierung aller lan-
deseigenen Gebäude; 
Vorantreiben und finanzielle Un-
terstützung der Erforschung der 
regionalen Klimaauswirkungen; 
Ausbildung von "Ökoexperten" an 
Schulen, die Energiesparmaßnah-
men oder Umwelt- AGs begleiten; 
Ausbau des Freiwilligen Ökologi-
schen Jahres; 
Entwicklung und Umsetzung eines 
praxisorientierten Modells zur 
Nachhaltigkeitsbildung in der be-
ruflichen Ausbildung; 
Lärmschutz: Entwicklung leiserer 
Fahrbahnbeläge; Bereitstellung von 
Mitteln für den zügigen Ausbau 
anspruchsvoller Schallschutzmaß-
nahmen; ambitionierte Lärmmin-
derung insbesondere im Schienen-
güterverkehr;, Abschaffung des 
Schienenbonus der Bahn, verbind-
liche Lärmgrenzwerte für Züge; 
 

Naturschutz: Herstellung eines 
Gleichgewichtes zwischen ökologi-
schen, sozialen und wirtschaftli-
chen Kriterien durch integrativen 
Naturschutzes; Finanzierung und 
Realisierung der Natura 2000- 
Flächen, Umsetzung des Biotop-
verbundplanes, Erweiterung und 
neue Ausweisung von Natur-
schutzgebieten; stärkere Ausrich-
tung der bestehenden Naturparks 
auf den Naturschutz; Entwicklung 
eines Großschutzgebietes im 
Schwarzwald; 
naturnahe Waldwirtschaft, Schutz 
von Mooren und Torflagerstätten; 
Stabilisierung der Wälder; Verstär-
kung der staatlichen Forstverwal-
tung;  
Novellierung des Jagdrechts; 
Beschleunigung der Umsetzung 
des Integrierten Rheinprogramms 
(IRP), deutliche Verbesserung des 
Hochwasserschutzes, Erhöhung 
der Finanzmittel; 

Kontinuierliche und nachhaltige 
Verbesserung der Umweltqualität; 
weitere Reduzierung auf Dauer der 
Belastungen der Umwelt; weitere 
Senkung des Anteils des Landes an 
der globalen Umweltbelastung 
insbesondere in den Bereichen 
Ressourcenverbrauch und Treib-
hausgase; Verminderung des 
Verbrauchs nicht erneuerbarer 
Ressourcen; 
faire Teilung der Belastung für 
energetische Sanierungen zwischen 
Vermieter und Mieter; 
ambitionierte Umweltpolitik mit 
verantwortungsvoller Entwicklung 
von Schlüsseltechnologien als Mo-
tor für die Entwicklung und welt-
weite Vermarktung von Zukunfts-
technologien; Stärkung der schuli-
schen und außerschulischen Um-
weltbildung, Erweiterung des frei-
willigen ökologischen Jahres; Be-
ginn der Umweltbildung schon im 
Vorschulalter Stärkung der schuli-
schen Umweltbildung durch mehr 
Umweltprojekte im schulischen 
und außerschulischen Bildungsbe-
reich; stärkere Unterstützung der 
außerschulischen Umweltbildungs-
arbeit in der Jugend- und Erwach-
senenbildung; 
Anerkennung des betrieblichen 
Umweltschutzes durch Änderung 
der Gebührenvorschriften auf 
kommunaler Ebene; 
 

Eindämmung des Ressourcen-
verbrauchs fossiler Energien, von 
Rohstoffen für Konsumgüter, des 
Flächenverbrauchs und der Über-
nutzung von Wasser; 
Entwicklung eines neuen 
Wohlstandsbegriffs, nicht weiter-
hin undifferenziert mit Wachstum 
gleichgesetzt; 
Evaluierung der Nachhaltigkeits-
strategie des Landes und Weiter-
entwicklung auf einer fundierten 
Grundlage; Fortschreibung des 
Umweltplanes des Landes und 
konsequente Umsetzung; 
Schaffung eines konsequent nach-
haltigen und ökologischen Be-
schaffungswesens bei den Lan-
deseinrichtungen; ökologisches 
Gebäudemanagement, Materialein-
sparung, Einsatz von Recyc-
lingspapier, Bioessen in Kantinen, 
Nutzung von Ökostrom und 
verbrauchsarme Flotte; 
bessere Nutzung des energetischen 
Potenzials von Bioabfällen, 
Begrenzung des landesweiten Flä-
chenverbrauchs und Einführung 
streng limitierter, handelbarer Flä-
chenzertifikate als Steuerungsin-
strument; Ausweisung neuer Bau-
gebiete erst nach Ausschöpfung 
der bestehenden Potenziale und 
einer strengen Bedarfsprüfung; 
Vorrang der Innenentwicklung vor 
der Außenentwicklung; 
wirksamer Schutz der Böden vor 
Erosion und Schadstoffeinträgen; 

Soziale und ökologische Wende; 
Berücksichtigung der Ökologie in 
nahezu allen Politikfeldern: in der 
Wirtschafts-, der Verkehrs-, der 
Landwirtschafts- und Forstpolitik, 
beim Wohnungs- und Städtebau, 
bei der Energie- sowie in der Sozi-
al- und Gesundheitspolitik; 
 
Priorität des Schutzes der biologi-
schen Vielfalt bei allen Eingriffen 
in die Natur; Prüfung der Wirkung 
auf die Ökosysteme auch bei klei-
neren baulichen Maßnahmen; Ein-
beziehung aktiver Umweltgruppen 
in den Gemeinden; 
Aufnahme des Artenschutzes in 
die Landesverfassung; 
Erarbeitung und Umsetzung eines 
Moorschutzprogramms; 
Landesprogramm zur Förderung 
der „Grünen Infrastruktur", zeit-
nahe Vorlage und Umsetzung 
eines landesweiten, flächenscharfen 
und behördenverbindlichen Bio-
topverbundplans für mindestens 
10 % der Landfläche; 
Umsetzung und Sicherung der 
Biotopverbundplanung in den 
Flächenplanungen im Land; 
Einrichtung eines Ersten Natio-
nalparks in Baden-Württemberg, 
der mit ausreichend Finanzmitteln 
für Aufbau und Betrieb ausgestal-
tet wird; 
Schaffung eines Finanzierungsin-
struments zur Erhaltung � 
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Unterstützung der Landwirte bei 
der gewässerschonenden Bewirt-
schaftung der Flächen; Hochwas-
serschutz als zentrale Zukunftsauf-
gabe; Erhaltung bestehender Däm-
me, Ausarbeitung detaillierter 
Hochwasserrisikomanagementplä-
ne bis 2015 entlang von Rhein, 
Donau und Neckar; 
Naturschutz: Weitere Vernetzung 
der 2500 Naturschutz- und Land-
schaftsschutzgebiete; Formulierung 
einer "Naturschutzstrategie 2020“;  
Verpflichtung zur Erhaltung von 
Lebensräumen und zum Schutz 
von Tier- und Pflanzenarten;  
Prüfung der Ausweisung eines 
weiteren Schutzgebietes; flächen-
deckender Ausbau von Land-
schaftserhaltungsverbänden im 
Land und Bereitstellung entspre-
chender Mittel;  
weitere Entwicklung und Ausbau 
der Wertschöpfung durch den 
Naturschutz in verschiedenen 
Bereichen;  
Wiederverwendung genutzter Flä-
chen und Entwicklung im Ort vor 
Neubauten auf der grünen Wiese; 
steuerliche Anreize zur Stärkung 
der Innenentwicklung; 
Fortführung der Initiative "Um-
weltinnovationslabor Europas"; 
Fortsetzung der Initiative einer 
Nachhaltigkeitsstrategie mit Dialog 
und Partizipation; 

 Naturschutz: neue Partnerschaft 
zwischen Naturschutz, nachhalti-
ger Landwirtschaft und umweltver-
träglichem Tourismus; Ausbau des 
UNESCO Biosphärengebietes 
"Schwäbische Alb" zu einem Bei-
spiel für das Zusammenwirken von 
Naturschutz, Tourismus, Land-
wirtschaft und örtlichem Hand-
werk und Gewerbe zu nachhalti-
gem Wirtschaften; 
Ausrichtung des vorhandenen 
planerischen Instrumentariums 
und der Städtebauförderung auf  
flächensparende Stadtentwicklung; 
Unterstützung regionaler Gewer-
beflächenpools und Maßnahmen 
der Flächenkartierung;  
Förderung eines abgewogenen 
Hochwasserschutzes, der das 
Hochwasserrisiko minimiert, ohne 
die durch Maßnahmen Betroffenen 
zu sehr zu belasten;  
weitere Zurückführung der Inan-
spruchnahme unbebauter Flächen 
für Siedlungs- und Verkehrszwe-
cke, verstärkte Nutzung des Po-
tenzials der Innenentwicklung;  
vorrangige Behandlung der Lärm-
sanierung in den von übermäßiger 
Lärmbelastung betroffenen Gebie-
ten der Städte und Gemeinden; 
intelligente Flächenplanung auf 
kommunaler Ebene zur Entschär-
fung von Lärmproblematik im 
Freizeitbereich; Streichung des 
schienen Bonus bei Eisenbahn-
neubaustrecken; 

zügige und konsequente Sanierung 
von Altlastenflächen; landesweites 
Programm zur Renaturierung und 
Wiedervernetzung von Mooren; 
konsequente Neuausrichtung der 
konventionellen Landwirtschaft 
weg von der intensiven Bodenbe-
arbeitung hin zu gezieltem Aufbau 
von Arten reichen und CO2 spei-
chernden Humusböden; 
Anreize für sparsamen Umgang 
mit Wasser; vorausschauender 
Hochwasserschutz; durchgehende 
Gewässerrandstreifen und mehr 
Mittel für Renaturierung und 
Rückbau von Wanderungshinder-
nissen für die Gewässerfauna; 
Recht auf gesundes Wohnen und 
gesunde Nahrungsmittel, Schutz 
vor Umweltgiften, Lärm und 
schädlicher Strahlung; vorsorgeori-
entierte und kindgerechte Grenz-
werte und nachhaltige Produktion; 
bessere Unterstützung der Kom-
munen bei der Umsetzung von 
Lärmaktionsplänen und bei der 
Durchsetzung straßenverkehrs-
rechtlicher Maßnahmen; 
verstärkte Befassung der For-
schungseinrichtungen des Landes 
mit der Technikfolgenabschätzung; 
Bewahrung der Artenvielfalt; Um-
setzung der nationalen Strategie 
zur biologischen Vielfalt; Weiter-
entwicklung der Agrarförderpro-
gramme und der forstlichen Förde-
rung,  

und Förderung des europäischen 
Naturerbes Natura 2000; Aufbau 
eines flächendeckenden Systems 
von Landschaftserhaltungsverbän-
den, die eine naturschutzorientierte 
Regionalentwicklung fördern und 
insbesondere die Umsetzung der 
Managementpläne für Natura 
2000- Gebiete durch Beratung von 
Land- und Forstwirten und Orga-
nisation der Landschaftspflege 
sichern; 
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Naturschutz: flächendeckende 
Einrichtung von Landschaftspfle-
geverbänden; Beschleunigung der 
Umsetzung von Natura 2000; 
Ausweisung weiterer Schutzgebie-
te; Ausdehnung des Biotopschut-
zes auf die Streuobstwiesen und 
artenreichen Mähwiesen; zeitnahe 
Herstellung des im Bundesnatur-
schutzgesetz verankerten Biotop-
verbundes;  
Ermöglichung einer natürlichen 
Entwicklung auf mindestens 10 % 
der öffentlichen Waldflächen; 
Stärkung des Artenschutzpro-
gramms des Landes; 
Ausbau und Intensivierung der 
Forschung im Bereich Biodiversi-
tät, Ausbau der Umweltbildung; 
Verbesserung der Zusammenarbeit 
zwischen amtlichem und ehren-
amtliche Naturschutz; 
Tierschutz: Einführung eines Ver-
bandsklagerechts für anerkannte 
Tierschutzverbände; Beendigung 
jeder Art von quälerischer Haltung; 
höhere Standards und durchge-
hende Kontrollen bei Schlachttie-
ren und bei der Schlachtung;  
Heimtiergesetz, das die Einführung 
verbindlicher Mindestanforderun-
gen an Haltung, Zucht und Handel 
regelt; 
Abschaffung von Tierversuchen 
und Einsatz alternativer Methoden; 
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Energie: langfristiger Umstieg in 
eine komplett CO2-neutrale Ener-
gieerzeugung;  
bis 2020 Absenkung der energie-
bedingten CO2 Emissionen um 
über 30 % gegenüber 1990; bis 
zum Jahr 2050 Senkung um 80 %; 
Kernenergie als verlässliche, kos-
tengünstige und klimafreundliche 
Brückentechnologie; Ablehnung 
einer Kompensation der Kern-
energie durch fossile Energieträger; 
Erhalt einer eigenständigen Ener-
gieversorgungsstruktur mit eigener 
Energieerzeugung im Land; Sicher-
stellung einer sicheren Energiever-
sorgung für Unternehmen und 
Haushalte zu bezahlbaren Preisen; 
Erreichen von ambitionierten Kli-
maschutzziele; 
Senkung des Energieverbrauchs 
und Steigerung der Energieproduk-
tivität; Steigerung des Anteils der 
Kraft-Wärme-Kopplung bis 2020 
auf mindestens 20 %; 
Auflegen eines Energieeffizienz-
fonds für die Modernisierung älte-
rer Wohngebäude; 
Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien; Gewinnung von Akzeptanz 
durch frühzeitige Einbindung und 
Dialog mit den Betroffenen;  
zügiger Ausbau der Energieinfra-
struktur; Unterstützung von Inves-
titionen in intelligente Stromnetze, 
die dezentrale, regenerative Ener-
gieerzeugungsanlagen und -
speicher miteinander verbinden; 

Energie: bis 2020 etwa 40 % an der 
gesamten Bruttostromproduktion; 
2050 gesamte produzierte Strom-
enge aus erneuerbaren Energien; 
Verzehnfachung des Anteils der 
Windkraft an  Stromproduktion; 
weiterer Ausbau der Photovoltaik; 
verlässlichere und effizientere Ges-
taltung der Förderung von energe-
tischen Maßnahmen für Wohnge-
bäude; 
Umrüstung des gesamten ÖPNV 
auf die Nutzung alternativer Ener-
gieträger bis 2050; 
Ausbaus der kommunalen Nah-
wärmenetze, deutliche Erhöhung 
des Anteils der Kraft-Wärme-
Kopplung an der Stromerzeugung 
bis 2020; 
„Energieoffensive Ländlicher 
Raum“: Gewinnung von Energie-
rohstoffen und dezentrale Ener-
giegewinnung aus Biomasse, Wind 
und Sonne; 
Aktivere Beteiligung an Entwick-
lung und Einführung der Tiefen-
geothermie; 
Investitionen in neue Hochspan-
nungsleitungen; Entwicklung von 
Speichermedien im Dialog mit der 
betroffenen Bevölkerung; Förde-
rung der Forschung für Energie-
speichertechnologien; 
Festhalten am Atomausstieg, Ab-
schaltung aller AKW bis 2022, 
Ersetzung durch erneuerbare 
Energien; schnellstens Abschaltung 
aller älteren AKW; 

Energie: Sicherung einer möglichst 
sicheren, preisgünstigen, verbrau-
cherfreundlichen, effizienten und 
umweltverträglichen Versorgung 
der Allgemeinheit mit Elektrizität, 
Wärme und Gas; 
Unterstützung von Forschung und 
Entwicklung im Bereich regenera-
tive Energien als Schwerpunkt;  
Schaffung der Grundlagen für 
langfristigen Übergang zu neuen 
Energieversorgungsstrukturen; 
zugleich Stärkung des Wirtschafts-
standortes und Erschließung neuer 
Exportmärkte;  
stärkere Vernetzung von For-
schung, Industrie und Mittelstand; 
Verbesserung von Wettbewerb 
und Transparenz auf den Strom- 
und Gasmärkten; 
bis zum Jahr 2020 mindestens 20 
% des Stroms, 16 % der Wärme 
und 13 % der Primärenergie aus 
erneuerbaren Energiequellen; Er-
höhung der Primärenergieproduk-
tivität um 2 % pro Jahr, Senkung 
des Primärenergieverbrauchs; 
Beibehaltung des positiven Trends 
beim Ausbau der erneuerbaren 
Energien; Anstreben langfristig 
einer wirtschaftlichen und umwelt-
freundlichen Energieversorgung 
weitgehend mit erneuerbaren 
Energieträgern; bis dahin ausge-
wogener Energiemix aus fossilen 
Energieträgern, Kernkraft und 
erneuerbaren Energien;; 

Energiewende und Festhalten am 
Atomausstiegsfahrplan; Abschal-
tung von Neckarwestheim I sofort 
und von Philippsburg I spätestens 
2012; 
Neue Endlagersuche in Deutsch-
land, auch in anderen geologischen 
Formationen, 
Stärkung der erneuerbaren Ener-
gien und der Energieeffizienz, 
zügige Beseitigung der Restriktio-
nen, die den Ausbau der Wind-
energie behindern, Änderung des 
Landesplanungsgesetzes; Ausbau 
der Netzinfrastruktur; flexiblere 
und intelligentere Gestaltung der 
Stromnetze; 
gezielte Verstärkung der For-
schungsaktivitäten auf dem Gebiet 
neuer Speichertechnologien; Vo-
rantreiben des Ausbaus von Bio-
masseanlagen und Wasserkraft-
werken; Realisierung von Bioener-
giedörfern, Ausbau von mit rege-
nerativen Energien gespeisten 
Nahwärmenetzen; Ausbau von 
Anlagen zur energetischen Verwer-
tung von Bio-und Grünabfällen; 
Umstellung der Energieerzeugung 
auf 100 % erneuerbare Energien; 
dezentraler, wohnortnaher Ausbau 
der Energieerzeugung; 
konsequente energetische Sanie-
rung des privaten wie des öffentli-
chen Gebäudebestandes; Steige-
rung der Sanierungsquote im Land 
auf 3-4 % im Jahr; 
umfassende Weiterentwicklung � 

Umstellung der heutigen Strom-
versorgung mit großen zentralen 
Kohle- und Atomkraftwerken auf 
ein enges Netz koordinierter, de-
zentraler Energieerzeugung; Um-
stellung der gesamten Stromerzeu-
gung bis zum Jahr 2035 auf erneu-
erbare Energien; Ausbau erneuer-
barer Energien wie Windkraft, 
Photovoltaik und Biomasse; bis 
2020 müssen 40 % des Strombe-
darfs über erneuerbare Energien 
gedeckt werden; Ausbau der For-
schung, verlässliche und ausrei-
chende finanzielle Förderung; na-
turverträgliche und effiziente Pro-
duktion der erneuerbaren Ener-
gien; 
 verstärkte Verwendung von Ab-
fall- und Reststoffen sowie Land-
schaftspflegematerial zur Biogas-
produktion;  
deutliche Erhöhung der Zahl der 
Windkraftanlagen, Ertüchtigung 
bestehender Windkraftanlagen;  
bis 2020 25 % -Anteil von Kraft-
Wärme- Kopplung an der Stro-
merzeugung; Steigerung der Ener-
gieeffizienz in allen Sektoren, An-
reize zur Senkung des Energie-
verbrauchs bis 2020 um 20 %;  
mehr Fördermittel für energieeffi-
ziente Gebäudesanierung; Einbe-
ziehung weiterer Gebäudearten in 
die Fördermittelvergabe;  
zügiger Austausch von Nachtspei-
cherheizungen; 
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Schaffung einer modernen Gasver-
sorgung;  
Verstärkung der Energieforschung; 
Schwerpunkt auf Speichertechno-
logien; Verstärkung der Vernet-
zung und des Austausches zwi-
schen öffentlicher Forschung und 
Entwicklung mit den Initiativen 
der Wirtschaft; 
flächendeckender Ausbau der 
Energieagenturen;  
Weiterentwicklung des "Erneuer-
barer- Wärme-Gesetz"; 

 zeitlich begrenzte Verlängerung 
der Laufzeiten der Kernkraftwerke; 
die aus der Laufzeitverlängerungen 
resultierenden zusätzlichen elektri-
schen Leistungen sollen primär die 
Klima belastenden fossilen Kraft-
werke ersetzen; 
bis 2020 Verdoppelung des Anteils 
der Kraft-Wärme-Kopplung an der 
Stromerzeugung auf 20 %; 
weiterer Ausbau der dezentralen 
Strukturen der Energieerzeugung 
und -speicherung; 
verstärkte Förderung der Erfor-
schung der Technologie zur Offs-
hore- Energieerzeugung; 
weiterer Ausbau der Nutzung der 
Windkraft; 
weitere Verstärkung der Anstren-
gungen zur energetischen Sanie-
rung und Modernisierung des Alt-
baubestandes in Abstimmung zwi-
schen Bund und Ländern; Voran-
treiben der energetischen Sanie-
rung und eines Energie- und Wär-
memanagements bei den Liegen-
schaften des Landes; 
bis 2020 Erhöhung der Zahl der 
Bio-Energiedörfer in Baden-
Württemberg auf mindestens 100; 

 des Erneuerbare- Wärme- Ge-
setzes; 
Ausbau der Kraft-Wärme- Kopp-
lung, enge Zusammenarbeit mit 
den Stadtwerken und regionalen 
Energieversorgern; Auskopplung 
von Fernwärme und Ausbau von 
Fernwärmenetzen dürfen der 
schnellstmöglichen Abschaltung 
großer Kohlekraftwerke nicht im 
Wege stehen; 
Förderung des Wettbewerbs im 
Energiemarkt, Stärkung der Stadt-
werke; 

zurückgekaufte EnBW-Anteile 
müssen in Landesbesitz bleiben;  
sofortiger Ausstieg aus der Atom-
energie; keine neuen Kohlekraft-
werke; 
Wiedereinführung der Strom-u nd 
Gaspreiskontrolle; 
konsequente Ablehnung der Ab-
scheidung und Verpressung von 
CO2 in unterirdischen Anlagen; 
Ausweisung aller für Windkraftan-
lagen geeigneten Standorte in Ba-
den-Württemberg unter Abwägung 
aller naturschutzrechtlichen Belan-
ge; 
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Mobilität gestalten  statt verhin-
dern; steigende Verkehrsbedürfnis-
se von Menschen und Unterneh-
men mit den Anforderungen an 
eine nachhaltige Ausrichtung von 
Wirtschaft und Gesellschaft in 
Einklang bringen; 
Schaffung einer leistungsfähigen 
Infrastruktur, konsequente Nut-
zung und intelligente Verknüpfung 
der Verkehrsträger, Sicherstellung 
von Mobilität in allen Teilen des 
Landes und für alle Generationen, 
Reduzierung der Umweltbelastun-
gen auf ein verträgliches Maß; 
Prüfung intelligenter Finanzie-
rungsmöglichkeiten, intelligente 
Weiterentwicklung der Lkw-Maut; 
Weiterentwicklung der VIFG zu 
einer unabhängigen Gesellschaft 
zur Finanzierung der Straßeninfra-
struktur; 
optimale Nutzung der vorhande-
nen Verkehrsinfrastruktur; weiterer 
Ausbau des integrierten Verkehrs-
managements; intelligente Ver-
kehrssteuerung und besserer Aus-
lastungen für den Güterverkehr; 
Region Stuttgart zum Muster Regi-
on für nachhaltige Mobilität ma-
chen; 
 
Straßenverkehr: Bekenntnis zum 
Verkehrsträger Straße; 
zügiger Ausbau der Fernstraßen; 
Vergabe der Gelder durch den � 

Für Mobilitätskonzepte, die die 
Verkehrsträger besser vernetzen; 
Nutzung der öffentlichen Beschaf-
fung, um schadstoffarme Techno-
logien zu fördern; Stärkung von 
Car-Sharing-Modellen vor Ort; 
Ablehnung einer Einführung einer 
Pkw-Maut oder City-Maut; 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Straßenverkehr: Setzung von Prio-
ritäten bei den anfallenden Stra-
ßeninvestitionen; Finanzierung in 
ausreichender Höhe;  
intelligente, integrierte Nutzung 
der Verkehrsinfrastruktur; 
 

Ideologiefreie Verkehrspolitik, die 
sich ihrer Verantwortung für Ge-
sellschaft und Umwelt bewusst ist; 
verursachergerechte Zuweisung 
der externen Kosten an jeden Ver-
kehrsträger; 
Finanzierung von Verkehrsinfra-
struktur auf eine andere Grundlage 
stellen; Einführung einer Nutzerfi-
nanzierung durch eine Pkw-Maut, 
die die konjunkturanfälliger Steuer-
finanzierung weitestgehend ersetzt; 
Anstreben einer langfristig stabilen 
Finanzierung des öffentlichen Ver-
kehrs; Einsatz der dem Land zu-
fließenden Regionalisierungsmittel 
künftig vollständig und ausschließ-
lich für Maßnahmen zur Förde-
rung des ÖPNV; 
bedarfsgerechte Weiterentwicklung 
des Gesetzes zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemein-
den; Durchsetzung eines fairen 
Angebotswettbewerbs im ÖPNV 
im ländlichen Raum; 
 
Straßenverkehr:: Verankerung 
eines "Ausbau Südwest" durch den 
Bund in seinen Investitionsplanun-
gen für die nächsten Jahre; Weiter-
entwicklung der VIFG zu einer 
Bundesfernstraßengesellschaft; 
Verbesserung des Angebots an 
Lkw-Parkplätzen an den Fernver-
kehrsstraßen; Steigerung der � 

Klimaschonende Mobilität als 
Grundlage einer gelungenen Ver-
kehrspolitik; 
flächendeckende Umsetzung von 
Konzepten zur Reduzierung von 
Feinstaub- und Lärmemissionen; 
Senkung der CO2-Emissionen bis 
2020 um 40 %, bis 2050 um 95 %; 
Integrierte Verkehrsplanung, die 
auf Verkehrsvermeidung setzt; 
Verdoppelung der Anteile des 
umweltorientierten Verkehrs (Fuß-
gängerverkehr, Radverkehr, Bus- 
und Schienenverkehr) bis 2020; 
radikale CO2-Reduktion im Stra-
ßenverkehr, unter anderem durch 
neue Antriebstechnologien (zum 
Beispiel E-Autos); Verzicht auf 
den Bau neuer Flughäfen und auf 
den Ausbau der Regionalflughäfen; 
Tempolimit von 120 km/h; 
Vorrang für Fußgänger, Radfahrer 
und ÖPNV Nutzer; Fahrrad- und 
fußgängerfreundliche Verkehrspla-
nung, integrierte Radwegeplanung 
über Grenzen hinweg,. einheitliche 
landesweite Radwegebeschilde-
rung; 
Umsetzung der "Vision Zero", d.h.  
die Straße so sicher gestalten, dass 
es keine Verkehrstoten und 
Schwerverletzten mehr gibt; 
 

Sofortige Einstellung des Projektes 
"Stuttgart 21", Priorität für die 
Realisierung des K 21-Projekts im 
Zusammenhang mit einer auch 
regional verkehrstauglichen 
Schnellbahnstrecke Ulm-Stuttgart 
und des Ausbaus der Rheintalstre-
cke mit der dazu erforderlichen 
vierspurigen Tunnelstrecke; 
Ablehnung einer Privatisierung der 
Deutschen Bahn ebenso wie ande-
re Verkehrsbetriebe in Baden-
Württemberg; 
autofreie Modell-Stadtteile; Besei-
tigung von bürokratischen und 
bauordnungsrechtlichen Hinder-
nissen für solche Vorhaben;  
Ausbau des Radwegenetzes, Vor-
rang für Fahrräder sowie für Fuß-
gänger in den Städten; 
 
 
Emissionsobergrenzen für Neuwa-
gen; 
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 Bund für Autobahnen und 
Bundesstraßen nach aktuellem 
Bedarf, aktuellem Verkehrsauf-
kommen und aktuellen demogra-
phischen Prognosen; 
dauerhafte Stärkung der Investitio-
nen in die Erhaltung des Straßen-
netzes; Vorrang für Pflege und 
Erhaltung vor neuen Vorhaben; 
Förderung des kommunalen Stra-
ßenbaues auch in den nächsten 
Jahren, um zur Lösung der kom-
munalen Verkehrsprobleme beizu-
tragen; Bau zahlreicher Ortsumge-
hungen, um Menschen aktiv vor 
Lärm und Verkehr zu schützen; 
Durchführung der wichtigsten 
großen Vorhaben im Fernstraßen-
bereich: Ausbau der Bundesauto-
bahnen A5, A6 und A8, durchgän-
giger Neubau der A98; 
 
Schienenverkehr: Ausbau der Ei-
senbahn im Land; Ausbau des 
Schienenpersonenfernverkehrs und 
des Güterverkehrs auf der Schiene; 
ökologisch intensiven Verkehr 
vom Flugzeug und von der Straße 
auf die Schiene bringen;  
Bahnprojekt Stuttgart-Ulm mit den 
Teilen Stuttgart 21 und Neu-
baustrecke Wendlingen-Ulm als 
zentrale Zukunftsprojekte; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Schienenverkehr: neue Investitio-
nen in die Infrastruktur; alle wich-
tigen Schienenverkehrsachsen in 
Baden-Württemberg fit für die 
Zukunft machen; Ausbau der Stre-
cke Mannheim-Frankfurt, Stuttgart 
21, Umsetzung der Neubaustrecke 
Wendlingen-Ulm; 
Neu- und Ausbau des dritten und 
vierten Gleises der Rheintalbahn; 
Baden 21; 
mindestens Halbstundentakt auf 
allen Hauptstrecken; 
Aus- und Neubau der Rheintal-
bahn zwischen Basel und Offen-
burg als Pilot Strecke ohne Be-
rücksichtigung des Schienenbonus; 
durchgehende Elektrifizierung aller 
Strecken; 
 

 Mittel für den Landesstraßen-
bau anhaltend auf ein höheres 
Niveau;  
Gestaltung und Steuerung von 
Verkehrswegen und Verkehrsge-
schehen mit dem Ziel eines Rück-
gangs oder der Vermeidung von 
Unfällen und Behinderungen;  
Förderung von Projekten zur Ver-
kehrserziehung wie Fußgängerfüh-
rerschein für Kinder im Vorschul-
alter oder Ausbildung zum Fahr-
radführerschein 
Schaffung attraktiver Alternativan-
gebote für junge Menschen wie 
zum Beispiel Disco- und Nacht-
busse;  
 
Schienenverkehr: Realisierung der 
Neuordnung des Eisenbahnkno-
tens Stuttgart durch Umgestaltung 
des alten Kopfbahnhofs in einen 
modernen Durchgangsbahnhof 
sowie Neubau der Schnellfahrstre-
cke zwischen Wendlingen und 
Ulm; dabei sorgfältige Prüfung der 
Empfehlungen des Schlichter-
spruchs; bei  Notwendigkeit von 
Nachbesserungen Einsatz für eine 
Realisierung; 
Vorantreiben des menschen- und 
umweltgerechten Ausbaus der 
Rheintalbahn; zügiger Ausbau 
weiterer Zulaufstrecken zu den 
neuen alpenquerenden Schienen-
strecken in der Schweiz; 
Schaffung verbesserter Nah- und 
Fernverkehrsverbindungen � 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ablehnung von "Stuttgart 21" und 
der Schnellfahrtstrecke Wendlin-
gen/Ulm in ihrer derzeitigen Pla-
nung; Volksabstimmung über die 
Beteiligung des Landes an "Stutt-
gart 21"; 
zügiger und menschengerechter 
Ausbau der Rheintalstrecke im 
Schienenverkehr; bessere Trassen-
führung, die den notwendigen 
Lärmschutz gewährleistet; leise 
Güterzüge; 
Beseitigung der Engpässe in der 
Metropolenregion Rhein-Neckar, 
zügige Finanzierung und Realisie-
rung der umweltverträglichsten 
Variante; 
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Bürger- und umweltfreundlicher 
Ausbau der Rheintalbahn;  
zügige Weiterführung der Planung 
zur Elektrifizierung der Hoch-
rheinstrecke; Elektrifizierungsiniti-
ative zur Einbindung der wichtigen 
Regional- und Nebenstrecken in 
das elektrische Schienennetz; 
 
Flugverkehr: gegen große neue 
Infrastrukturvorhaben; Sicherung 
und behutsamer weiterer Ausbau 
der bestehenden Kapazitäten; kei-
ne weitere Start- oder Landebahn 
am Landesflughafen Stuttgart; 
 
 
 
 
 
 
ÖPNV: stetige Verbesserung der 
Qualität des ÖPNV; Barrierefrei-
heit, neue Vertriebssysteme (E- 
Ticketing) oder Echtzeitanzeigen 
in Fahrzeugen und an Haltestellen; 
Unterstützung von Verkehrsver-
bünden und verbundübergreifen-
den Lösungen vom Land; 

Verbesserungen im Schienenper-
sonenverkehr; höhere Taktung, 
zusätzliche Wagen, Anschaffung 
von neuem Wagenmaterial, Festle-
gung verbindlicher Standards, aus-
reichende Zahl an Zugbegleitern;  
 

nach Frankreich, Anschluss von 
Freiburg an das französische TGV-
Netz; rasche Realisierung der Neu-
baustrecke Frankfurt-Mannheim; 
Vorantreiben der Elektrifizie-
rungsoffensive; 
 
Luftverkehr: langfristig orientierte 
Luftverkehrspolitik, die sich am 
Gesamtbild der Verkehrsströme 
und auch an den Entwicklungen 
jenseits der Landesgrenzen orien-
tiert; qualitatives Wachstum für 
den Landesflughafen Stuttgart, 
keine Notwendigkeit für eine zwei-
te Start- und Landebahn; 
Ertüchtigung des Flughafens 
Karlsruhe/Baden-Baden im Rah-
men eines landesweiten Luftver-
kehrskonzepts; 
 
Weiterentwicklung des ÖPNV: 
systematische Verbesserung und 
Stabilisierung von Pünktlichkeit, 
Sauberkeit und Sicherheit als Qua-
litätsmerkmale des ÖPNV; 
Vereinfachungen und transparente 
Gestaltung der Tarife im öffentli-
chen Verkehr auf allen Ebenen 
durch einheitliche Preissysteme 
und gemeinsame Angebote aller 
Anbieter; 
positive Begleitung von Zusam-
menschlüssen von Verkehrsver-
bindungen zu größeren Einheiten; 
noch stärkere Förderung grenz-
überschreitender Verkehrskoope-
rationen; 
 

 
 
 
 
 
 
 
Luftverkehr: Kein weiterer Ausbau 
bestehender Flughäfen und Lan-
deplätze, weder Neubauten noch 
Umwidmungen; 
Ablehnung der Gewährung von 
Landes-und kommunalen Mitteln 
für die Flugverkehrsinfrastruktur; 
 
 
 
 
 
 
 
ÖPNV muss verlässliche Alterna-
tive zum Autoverkehr werden;  
Eisenbahn, Stadtbahn, Omnibus 
und Anruf Sammel Taxi sind so 
miteinander zu vertagten, dass jede 
Gemeinde von 5-24 Uhr mindes-
tens stündlich angefahren wird; 
Ablehnung einer noch stärkeren 
Nutzerfinanzierung über weitere 
Preiserhöhungen; 
ÖPNV muss endlich Vorrang vor 
dem Individualverkehr erhalten; 
dichter und regelmäßiger Takt-
fahrplan und moderne und kom-
fortable Fahrzeuge für den Schie-
nennahverkehr; Erweiterungen des 
Bahnnetzes in der Fläche � 

 
 
 
 
 
 
 
Luftverkehr: kein weiterer Ausbau 
von Flughäfen in Leistungsumfang 
und Fläche; Kerosinbesteuerung 
im Flugverkehr; 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stärkung des ÖPNV durch attrak-
tivere Preise, einen landesweiten 
integralen Taktfahrplan und um-
fassende räumliche Erschließung; 
öffentliche Investitionen in die 
Bahninfrastruktur, die den sozial-
ökologischen Umbau des Landes 
fördern und dauerhaft Arbeitsplät-
ze schaffen; 
sozial gestaffeltes Nahverkehrsti-
cket in einem landesweiten barrie-
refreien Verkehrsverbund, mittel-
fristig Anstreben eines kostenlosen 
ÖPNV; 
ÖPNV-Finanzierungsgesetz auf 
Landesebene; 
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Stärkung der Binnenschifffahrt als 
umweltfreundliche Alternative für 
den Güterverkehr; Einsetzen für 
Verlängerung der Neckarschleusen; 
 
 
 
 
 
 
 
Förderung von Elektro- und Hyb-
ridantrieben als Antriebsformen 
der Zukunft;  schnellstmögliche 
Umstellung der Dienstwagenflotte 
des Landes auf Hybrid- und Elekt-
rofahrzeuge; 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufwertung der Rolle des Fahrrads 
als Verkehrsmittel im Alltag; Rad-
wegenetz muss attraktiver und 
sicherer gemacht werden; flächen-
deckender Ausbau des Radwege-
netzes; einheitliche und durchgän-
gige Beschilderung; bessere Ver-
knüpfung von Rad und ÖPNV; 
sinnvolle Mindeststandards für 
Radwege;   

Intensivierung der Maßnahmen für 
barrierefreien Zugang und Nut-
zung des ÖPNV;  
Einrichtung neuer Formen des 
ÖPNV im ländlichen Raum im 
Hinblick auf die demographische 
Entwicklung und die knappen 
Finanzmittel; weitere Fortentwick-
lung von flexiblen Bedarfsverkeh-
ren und entsprechende Weiterent-
wicklung und Anpassung der 
rechtlichen Rahmenbedingungen; 
Ausbau lokaler Bürgerverkehre; 
 
Güterverkehr: Entlastung der Stra-
ßen durch vermehrte Nutzung von 
Schiff und Bahn; Weiterentwick-
lung des Netzes der Terminals für 
den bimodalen bzw trimodalen 
kombinierten Verkehr; engagiertes 
Vorantreiben des Ausbaus von 
Güterverteilerzentren in Randlagen 
für den Umschlag von Fernverkehr 
auf Verteilerfahrzeuge; 
 
Umweltgerechte und nachhaltige 
Mobilität: Förderung der Bildung 
von Fahrgemeinschaften durch 
verstärkte Einrichtung von Zustei-
ge-Parkanlagen und vorrangige 
Benutzung von Parkplätzen auf 
Werksgelände; Fortentwicklung 
der kombinierten Angebote von 
ÖPNV-Betrieben und Car-
Sharing- Anbietern; 
Stärkung des Radverkehrs als öko-
logische und gesunde � 

 Barrierefreiheit öffentlicher 
Wege und Verkehrsmittel; 
Verbesserung der Abstellmöglich-
keiten für Räder, Ausweitung der 
Carsharing- Stellplätze; 
Bündelung der Finanzmittel des 
Landes für Straßenbahnen und 
Busse zunächst bei den kommuna-
len, mittelfristig beim regionalen 
Aufgabenträger; Investierung der 
Hälfte der Erträge aus neuen Fi-
nanzierungsinstrumenten für den 
Straßenverkehr in ÖPNV und 
SPNV; 
schrittweise Zurückführung der 
Zersplitterung in mehr als 20 Ver-
kehrsverbünde; 
Verlagerung von mehr Güterver-
kehr auf die Schiene; 
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 Alternative zum Autoverkehr, 
zunehmende Ausrichtung auf die 
Bedürfnisse von Berufspendlern; 
Verstärkung der Anreize für den 
Ersatz fossiler Kraftstoffe durch 
regenerative Energieträger im Ver-
kehrsbereich,  
Verringerung der Abgas- und 
Lärmbelastung im Straßenverkehr 
durch Einsatz moderner Fahrzeug- 
und Informationstechnik; 
Fortentwicklung der Lkw-Maut zu 
einer schadstoff-, orts- und zeitab-
hängigen Maut, die auch die Fein-
staubbelastung berücksichtigt; 
Förderung von Dieselfahrzeugen 
mit moderner Technologie und 
Schaffung von Anreizen zur Ge-
wichtsreduktion bei neuen Pkw; 
Gleichbehandlung aller Verkehrs-
träger bei der Mineralölsteuer und 
der CO2-Reduktion; 

; 
Überdenken der Mobilitätskonzep-
te im ländlichen Raum; Vorrang 
des Unterhalts vorhandener Stra-
ßen vor Neubauten; größten Teil 
der Investitionszuschüsse nicht 
mehr projektbezogen ausgeben, 
sondern den Kommunen pauschal 
zur Verfügung stellen; 
Ausweitung der Lkw-Maut auf 
kleinere Transporter ab 3,5 t und 
das gesamte vierspurige Fernstra-
ßennetz; Einführung einer City-
Maut; Ablehnung der Einführung 
einer allgemeinen PKW-Maut oder 
Abschaffung der Kfz-Steuer aus 
sozialen und ökologischen Grün-
den; 
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Verringerung der Ausgaben; zur 
Stabilisierung der Staatsfinanzen 
nicht immer nur an der Einnah-
menschraube drehen; Begrenzung 
von Steuern und Abgaben auf das 
notwendige Maß; 
Verwendung der Mehreinnahmen 
durch die stark wachsende Wirt-
schaft ausschließlich zur Absen-
kung der Neuverschuldung; 
Sparen und klare Prioritätenset-
zung in den kommenden Jahren, 
dabei auch die hohen Personalaus-
gaben des Landes im Auge behal-
ten; keine Beschneidungen zu-
kunftsweisender Projekte; kein 
Sparen bei Bildung und Forschung; 
Einsparungen von Beamtenstellen 
in Ministerien und Regierungsprä-
sidien; Ausnahme der wichtigen 
Bereiche Bildung, Wissenschaft 
und Forschung, Polizei und Steuer-
fahndung; Nutzung der demogra-
phischen Entwicklung zu weiteren 
Einsparungen bei Vermeidung 
gleichzeitiger finanzieller Einbußen 
bei den Beamtinnen und Beamten; 
Orientierung aller Maßnahmen am 
Ziel der Nullverschuldung; Schul-
denbremse;  
Änderungsnotwendigkeiten am 
Länderfinanzausgleich; Ablehnung 
eines bedingungslosen Länderfi-
nanzausgleichs, der bei den Neh-
merländern völlig falsche Anreize 
setzt; 

Senkung der Verschuldung der 
öffentlichen Haushalte, mehr In-
vestitionen in Bildung, Forschung 
und Infrastruktur; 
Konsolidierung des Haushalts 
kann nicht allein durch Ausgaben-
kürzungen gelingen; notwendig 
höhere und verlässliche Steuerein-
nahmen; 
Verwirklichung von Steuergerech-
tigkeit; Einführung einer Vermö-
gensteuer auf große Privatvermö-
gen, deren Aufkommen den Län-
dern zugute kommt; Festlegung 
der Hebesätze durch die Länder; 
Verbreiterung der Bemessungs-
grundlage der Erbschaftssteuer; 
Erhöhung des Spitzensteuersatzes, 
ab einem deutlich höheren zu ver-
steuernden Einkommen als bisher;  
Verbreiterung der Bemessungs-
grundlage bei der Einkommens-
teuer, Schließung weiterer Steuer-
schlupflöcher;  
Schaffung von Gerechtigkeit bei 
der Besteuerung der Unternehmen, 
Eingrenzung der Gestaltungsmög-
lichkeiten bei der Körperschafts-
teuer,  
Entlastung von Normal- und Ge-
ringverdienern, Facharbeitern so-
wie ihrer Familien im Rahmen 
einer umfassenden Steuer- und 
Abgabenreform; 
Einführung einer Finanztransakti-
onssteuer; stärkere Regulierung der 
Finanzmärkte, Erhöhung der Ei-
genkapitalquote von Banken, � 

Möglichst rasch, spätestens mit 
Haushalt 2014/2015 Erreichung 
des Ziels, die Haushalte des Landes 
ohne Neuverschuldung ausglei-
chen zu können; 
Verankerung der im Grundgesetz 
niedergelegten Vorschriften zur 
Begrenzung der Verschuldung der 
öffentlichen Hände (Schulden-
bremse) in der Landesverfassung; 
Übergang zu einem neuen, kauf-
männischen Methoden folgenden 
Haushalts- und Rechnungswesen; 
Erstellung einer Generationenbi-
lanz zur Beurteilung der langfristi-
gen Tragfähigkeit des Landeshaus-
halts durch externe Gutachter in 
regelmäßigem Abstand; 
tief greifende Aufgabenkritik, die 
sich nicht auf den Abbau klassi-
scher Subventionen beschränken 
darf; 
dauerhafte Begrenzung des Anteils 
der Personalkosten am Landes-
haushalt; außerhalb der Schwer-
punktbereiche muss gelten, dass 
jährlich im Wege der Fluktuation 
etwa ein Prozent der Stellen nicht 
wieder besetzt werden; 
Fortsetzung des Kurses der Priva-
tisierung von Landesbeteiligungen 
an Unternehmen und anderen 
Landesvermögen; Einsetzen der 
Erlöse wo immer möglich unmit-
telbar zur Verringerung der Ver-
schuldung und im übrigen zur 
Schaffung von Stiftungskapital; 

Schaffung vorsorglicher Spielräu-
me durch nachhaltige Haushaltspo-
litik; Schuldenabbau und Schul-
denbremse; 
Einsparung von mittelfristig 1 Mrd 
€ im Haushalt; Anpassung der 
Rahmenbedingungen für Beam-
tenpensionen an die Rahmenbe-
dingungen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung, Staffelung der 
jährlichen Anhebung der Pensio-
nen nach Laufbahnen; konsequen-
te Prüfung, inwieweit bisherige 
Aufgaben und Ausgaben des Lan-
des abgebaut werden können und 
ob auf eine Verwaltungsebene 
verzichtet werden kann, um Aus-
gaben zu begrenzen; Verwaltungs-
aufbau einer umfassenden Aufga-
benkritik unterziehen; Auflösung 
der Rücklage für "Stuttgart 21" und 
Verwendung zur Schuldentilgung; 
sinnvolle Einsetzung der Mittel für 
"Bildung für die Bildung", durch 
rückläufige Schülerzahlen freiwer-
denden Mittel sollen weiterhin für 
Bildung und Betreuung herangezo-
gen werden; Aufstockung der Mit-
tel für Steuerprüfung; 
Steuersenkungen bis auf weiteres 
nicht diskutabel; 
Prüfung weiterer Einnahmequellen 
für die Kommunen, zum Beispiel 
Kultur Förderabgabe für Über-
nachtungen, Nahverkehrsabgabe, 
höhere Vergnügungssteuerfürsten 
wie Spielhallen; 
Bekämpfung von Steuerbetrug � 

Finanzierung von Zukunftsinvesti-
tionen und Zukunftsfonds:: 
Einführung einer Millionärssteuer 
auf hohe Vermögen; wenn das 
Vermögen 1.Mio € übersteigt, soll 
es mit 5 % besteuert werden; 
höhere Steuern auf große Erb-
schaften,  
Schuldenbremse wieder aus dem 
Grundgesetz herausnehmen; 
Zinsen müssen wieder nach den 
Einkommensteuersätzen besteuert 
werden; Körperschaftsteuer ist auf 
den Stand vor 1998 anzupassen; 
Spitzensteuersatz ist auf dem Stand 
vor 1998 anzupassen; Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer; 
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Stärkung der Eigenständigkeit der 
Kommunen auch in finanziellen 
Fragen; Sicherung der Spitzenposi-
tion im Bundesvergleich; Ableh-
nung einer Sanierung des Landes-
haushalts auf Kosten der Kommu-
nen; gegen immer neue Aufgaben-
übertragungen des Bundes und der 
Europäischen Union auf die kom-
munale Ebene - wo dies geschieht, 
muss es einen finanziellen Aus-
gleich geben; 
"Pakt für Chancengleichheit" mit 
den Kommunen, in dem die Fi-
nanzbeziehungen im Einverneh-
men mit den kommunalen Lan-
desverbänden für die gesamte 
nächste Legislaturperiode geregelt 
werden; 
Verstetigung der Einnahmen der 
Städte und Gemeinden; Unterstüt-
zung für eine Reform der Gemein-
definanzen auf Bundesebene, so-
fern sie diesem Ziel Rechnung 
trägt; 

mehr Eigenverantwortung der 
Vorstände und Manager, Ausrich-
tung ihrer Vergütung am langfristi-
gen Unternehmenserfolg, Regulie-
rung von Rating- Agenturen; 
mehr Steuergerechtigkeit; Steuer-
kriminalität bekämpfen, mehr Per-
sonal insbesondere bei den Be-
triebsprüfern und Steuerfahndern;  
Ablehnung einer Privatisierung der 
verbleibenden großen Beteiligun-
gen des Landes; Offenlegung der 
Managergehälter bei Landesunter-
nehmen; Reduzierung der Anzahl 
der Landesbanken auf das not-
wendige Minimum, Ausrichtung 
ihrer Geschäftsmodelle wieder auf 
die Kernbereiche ihres öffentlichen 
Auftrags, etwa in der Staats- und 
Kommunalfinanzierung sowie in 
der Mittelstandsorientierung; 
Ablehnung der Abschaffung der 
Gewerbesteuer, stattdessen Aus-
bau zu einer kommunalen Wirt-
schaftssteuer unter Einbeziehung 
der Freiberufler; 
Rückgängigmachung der Kürzun-
gen des Bund-Länder-Programms 
"soziale Stadt entspricht Stadtteile 
mit besonderem Entwicklungsbe-
darf" 
Neugestaltung des Länderfinanz-
ausgleichs;  

Kommunalfinanzen: Kommunen 
in die Lage versetzen, ihre Aufga-
ben aus eigener Kraft mit einer 
hinreichenden eigenen Finanzkraft 
zu bewältigen;  
Umsetzung einer aufkommens-
neutral ausgestalteten großen Ge-
meindefinanzreform, die die Ge-
werbesteuer und den bisherigen 
kommunalen Anteil am Aufkom-
men der Einkommensteuer ab-
schafft, stattdessen Gewährung 
eines höheren Anteils an der Um-
satzsteuer und ein eigenes Hebe-
satzrecht auf die Einkommen- und 
Körperschaftsteuer; 
Sicherstellung der Mitfinanzierung 
des Landes beim Ausbau der 
Kleinkindbetreuung auch dann, 
wenn sich zeigen sollte, dass ein 
Angebot für durchschnittlich 34 % 
der Kinder im Alter von unter drei 
Jahren den Bedarf nach 2013 nicht 
hinreichend abdeckt;  
Schaffung eines zuverlässigen Me-
chanismus im Verhältnis des Bun-
des zu den Kommunen ähnlich 
dem in der Landesverfassung ver-
ankerten Konnexitätsprinzip; 
Gewährleistung einer fairen Part-
nerschaft in den Finanzbeziehun-
gen von Land und Kommunen, 
Abschluss eines zeitlich befristeten 
Paktes mit den Kommunen zum 
Umgang mit den Folgen der Fi-
nanzmarkt- und Wirtschaftskrise 
und zur Sanierung der öffentlichen 
Haushalte;  

 und Steuerhinterziehung; effi-
zientere Steuerverwaltung, die 
Steuerpflichten konsequent durch-
setzt, Steuerhinterziehung enga-
giert bekämpft und Umsatzsteuer-
betrug verfolgen kann; 
stärkere Kontrolle von Landesbe-
teiligungen und- unternehmen; 
 
Kommunalfinanzen: aufgabenge-
rechte und verlässliche Finanzaus-
stattung für die Kommunen; ge-
setzliche Festschreibung einer 
Mindestfinanzausstattung der 
Kommunen, gesetzliche Präzisie-
rung eines Ausgleichs für Mehrbe-
lastungen bei zusätzlichem Aufga-
benübertragungen; Weiterentwick-
lung der Gewerbesteuer zu einer 
kommunalen Wirtschaftssteuer; 
Übertragung von Aufgaben vom 
Land auf die Kommunen darf nur 
mit entsprechender Mittelausstat-
tung erfolgen; Anpassung des Ge-
setzes über den kommunalen Fi-
nanzausgleich, angemessener Kos-
tenausgleich der Kommunen für 
die Kindergartenförderung, für die 
Förderung der Kleinkindbetreuung 
und für die seit Einführung der 
Werkrealschule teurer gewordene 
Schülerbeförderung; 
stärkere Beteiligung des Landes an 
der Finanzierung der Schulsozial-
arbeit, der zusätzlichen Stellen für 
Schulpsychologen und der Sprach-, 
förderungs- sowie Ganztagsange-
bote; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kommunalfinanzen: Stärkung der 
Kommunen durch eine bessere 
Finanzausstattung; Weiterentwick-
lung der Gewerbesteuer zu einer 
konjunkturunabhängigen Ge-
meinwohlssteuer; Ablehnung der 
geplanten Abschaffung der Ge-
werbesteuer, um die Steuerausfälle 
dadurch eine höhere Umsatzsteuer 
zu ersetzen; Beibehaltung der Um-
satzsteuerbefreiung kommunaler 
Ver- und Entsorgungsbetriebe; 
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